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I

(Mitteilungen)

RAT

GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 36/2001

vom Rat festgelegt am 17. September 2001

im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie 2001/.../EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom ... über den Zugang zu elektronischen Kommunikationsnetzen und zugehörigen

Einrichtungen sowie deren Zusammenschaltung (Zugangsrichtlinie)

(2001/C 337/01)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND zur Übertragung von Sprache, Faxnachrichten, Daten
DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — oder Bildern erfasst. Die Genehmigung für diese Netze

kann durch die Mitgliedstaaten entsprechend der Richtli-
nie 2001/.../EG des Europäischen Parlaments und desgestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Rates vom ... über die Genehmigung elektronischerGemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95,
Kommunikationsnetze und -dienste (Genehmigungs-
richtlinie) (5) oder durch frühere Regelungsmaßnahmen

auf Vorschlag der Kommission (1), erteilt worden sein. Die Bestimmungen der vorliegenden
Richtlinie gelten für Netze, die zur Bereitstellung öffent-

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus- lich zugänglicher Kommunikationsdienste genutzt wer-
ses (2), den. Diese Richtlinie betrifft Zugangs- und Zusammen-

schaltungsvereinbarungen zwischen Diensteanbietern.
Nichtöffentliche Netze unterliegen keinerlei Verpflich-gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),
tungen im Rahmen dieser Richtlinie, außer wenn sie
Zugänge zu öffentlichen Netzen nutzen und damit

in Erwägung nachstehender Gründe: den von den Mitgliedstaaten festgelegten Bedingungen
unterliegen können.

(1) In der Richtlinie 2001/.../EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom ... über einen gemeinsamen

(2) Dienste, die Inhalte bereitstellen, wie etwa das Verkaufs-Rechtsrahmen für elektronische Kommunikationsnetze
angebot eines Pakets von Rundfunk- oder Fernsehinhal-und -dienste (Rahmenrichtlinie) (4) werden die Ziele eines
ten, fallen nicht unter den gemeinsamen RechtsrahmenRechtsrahmens für elektronische Kommunikationsnetze
für elektronische Kommunikationsnetze und -dienste.und -dienste in der Gemeinschaft festgelegt, der Tele-

kommunikations-Festnetze und Mobilfunknetze, Kabel-
fernsehnetze, terrestrische Rundfunknetze, Satellitennet-

(3) Der Begriff „Zugang“ hat eine weit gefasste Bedeutung;ze und Netze, die das Internetprotokoll (IP) verwenden,
daher muss genau definiert werden, in welchem Sinn
dieser Begriff ungeachtet seiner Verwendung in anderen
Rechtsakten der Gemeinschaft in dieser Richtlinie ge-(1) ABl. C 365 E vom 19.12.2000, S. 215.
braucht wird. Ein Betreiber kann Eigentümer eines(2) ABl. C 123 vom 25.4.2001, S. 50.

(3) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 1. März 2001 Netzes oder von Infrastruktureinrichtungen sein oder
(noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht), Gemeinsamer Stand- diese ganz oder teilweise mieten.
punkt des Rates vom 17. September 2001 und Beschluss des
Europäischen Parlaments vom ... (noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht).

(4) Siehe Seite 34 dieses Amtsblatts. (5) Siehe Seite 18 dieses Amtsblatts.
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(4) In der Richtlinie 95/47/EG des Europäischen Parlaments zu dem jeweiligen Netzendpunkt des Endnutzers erfor-
derlich sind, zu ändern oder zu entziehen. Dies wäreund des Rates vom 24. Oktober 1995 über die Anwen-

dung von Normen für die Übertragung von Fernseh- beispielsweise der Fall, wenn Netzbetreiber die Auswahl
für die Endnutzer beim Zugang zu Internetportalensignalen (1) wurden weder ein bestimmtes Fernseh-

übertragungssystem noch spezielle Dienstanforderungen und -diensten in unzumutbarer Weise beschränken.
vorgeschrieben; so konnten die Marktteilnehmer die
Initiative übernehmen und geeignete Systeme ent-
wickeln. Die europäischen Marktteilnehmer haben über

(7) Einzelstaatliche Rechts- oder Verwaltungsvorschriften,die Digital Video Broadcasting Group eine Familie
in denen die Zugangs- oder Zusammenschaltungsbedin-von Fernsehübertragungssystemen entwickelt, die von
gungen von den Tätigkeiten der Partei, die eine Zusam-Sendeanstalten auf der ganzen Welt übernommen wur-
menschaltung wünscht, und insbesondere von der Höheden. Diese Übertragungssysteme wurden vom Euro-
ihrer Investition in die Netzinfrastruktur — und nichtpäischen Institut für Telekommunikationsnormen (ETSI)
von den erbrachten Zusammenschaltungs- oder Zu-genormt und in Empfehlungen der internationalen Fern-
gangsdiensten — abhängig gemacht werden, könnenmeldeunion umgesetzt. In Bezug auf den Begriff „Breit-
unter Umständen zu Wettbewerbsverzerrungen führenbild-Digitalfernsehdienste“ ist das Verhältnis 16:9 das
und daher mit den Wettbewerbsregeln unvereinbar sein.Referenzformat für Fernsehdienste und Programme im

Breitbildformat; dieses hat sich nun infolge des Beschlus-
ses 93/424/EWG des Rates vom 22. Juli 1993 über
einen Aktionsplan zur Einführung fortgeschrittener

(8) Netzbetreiber, die den Zugang zu ihren eigenen KundenFernsehdienste in Europa (2) auf den Märkten der Mit-
kontrollieren, tun dies durch Nummern oder Adressengliedstaaten durchgesetzt.
aus einem veröffentlichten Nummerierungs- oder Adres-
sierungsbereich, die eindeutig identifiziert sind. Andere
Netzbetreiber müssen in der Lage sein, diesen Kunden(5) Auf einem offenen und wettbewerbsorientierten Markt Anrufe zuzustellen, und müssen sich deshalb direkt odersollten keine Beschränkungen bestehen, die Unterneh- indirekt zusammenschalten können. Die bestehendenmen davon abhalten, insbesondere grenzüberschreitende Rechte und Pflichten zur Verhandlung über die Zusam-Zugangs- und Zusammenschaltungsvereinbarungen un- menschaltung sollten daher beibehalten werden. Fernerter Einhaltung der Wettbewerbsregeln des Vertrags un- ist es zweckmäßig, die bereits in der Richtlinie 95/47/EGtereinander auszuhandeln. Im Zusammenhang mit der festgelegten Verpflichtungen beizubehalten, wonach dieSchaffung eines effizienteren, wirklich gesamteuropäi- für die Übertragung von Fernsehdiensten genutzten undschen Marktes mit einem wirksamen Wettbewerb, grö- der Öffentlichkeit zugänglichen vollständig digitalenßerer Auswahl und wettbewerbsfähigen Dienstleistun- elektronischen Kommunikationsnetze zur Verteilunggen für die Verbraucher, sollten Unternehmen, die von Breitbilddiensten und -programmen geeignet seinAnträge auf Zugang oder Zusammenschaltung erhalten, müssen, damit die Nutzer diese Programme in demderartige Vereinbarungen grundsätzlich auf gewerblicher Format empfangen können, in dem sie gesendet werden.Grundlage abschließen und nach Treu und Glauben

aushandeln.

(9) Wettbewerbsregeln allein genügen möglicherweise
(6) Auf Märkten, auf denen manche Unternehmen weiterhin nicht, um im Zeitalter des digitalen Fernsehens kulturelle

eine deutlich stärkere Verhandlungsposition einnehmen Vielfalt und Medienpluralismus sicherzustellen. Mit der
als andere und einige Unternehmen zur Erbringung ihrer Richtlinie 95/47/EG wurde ein erster Rechtsrahmen
Dienste auf die von anderen bereitgestellten Infrastruktu- für die entstehende Digitalfernsehindustrie geschaffen;
ren angewiesen sind, empfiehlt es sich, einen Rahmen dieser Rahmen, und insbesondere die Verpflichtung
von Regeln zu erstellen, um das wirksame Funktionieren zur Gewährung der Zugangsberechtigung zu fairen,
des Marktes zu gewährleisten. Die nationalen Regulie- angemessenen und nichtdiskriminierenden Bedingun-
rungsbehörden sollten befugt sein, den Zugang, die gen, sollte beibehalten werden, um die Verfügbarkeit
Zusammenschaltung und die Interoperabilität von Dien- einer großen Bandbreite an Programmen und Dienst-
sten im Interesse der Nutzer zu angemessenen Bedingun- leistungen sicherzustellen. Diese Verpflichtungen sollten
gen sicherzustellen, falls dies auf dem Verhandlungsweg aufgrund der technologischen und marktwirtschaftli-
nicht erreicht wird. Sie können insbesondere die chen Entwicklungen regelmäßig entweder von einem
Gewährleistung des End-zu-End-Verbunds dadurch si- Mitgliedstaat für seinen einzelstaatlichen Markt oder von
cherstellen, dass den Unternehmen, die den Zugang zu der Kommission für die Gemeinschaft überprüft werden,
den Endnutzern kontrollieren, ausgewogene Verpflich- um insbesondere festzustellen, ob es angemessen ist, sie
tungen auferlegt werden. Die Kontrolle der Zugangswege so weit auf neue Gateways wie elektronische
kann den Besitz oder die Kontrolle der (festen oder Programmführer (EPG) und Anwendungsprogramm-
mobilen) physischen Verbindung zu dem Endnutzer Schnittstellen (API) auszudehnen, wie es erforderlich ist,
und/oder die Fähigkeit implizieren, die nationale Num- um für die Endnutzer die Zugänglichkeit bestimmter
mer oder die nationalen Nummern, die für den Zugang digitaler Rundfunk- und Fernsehdienste sicherzustellen.

Die Mitgliedstaaten können die digitalen Rundfunk- und
Fernsehdienste festlegen, zu denen dem Endnutzer durch
die von ihnen für erforderlich erachteten Rechts- und(1) ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 51.

(2) ABl. L 196 vom 5.8.1993, S. 48. Verwaltungsvorschriften Zugang zu gewährleisten ist.
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(10) Die Mitgliedstaaten können ihren einzelstaatlichen Regu- menten und in verschiedenen Mitgliedstaaten mit unter-
schiedlicher Geschwindigkeit entwickelt; die nationalenlierungsbehörden ferner gestatten, die Verpflichtungen

in Verbindung mit der Zugangsberechtigung zu digitalen Regulierungsbehörden müssen in der Lage sein, die
Regulierungsauflagen dort zu lockern, wo der Wettbe-Rundfunk- und Fernsehdiensten zu überprüfen, um

mittels einer Marktanalyse zu beurteilen, ob die Zugangs- werb zu den gewünschten Ergebnissen führt. Um sicher-
zustellen, dass Marktteilnehmer unter vergleichbarenbedingungen in Bezug auf Betreiber, die nicht über

beträchtliche Marktmacht auf dem relevanten Markt Bedingungen in verschiedenen Mitgliedstaaten gleicher-
maßen behandelt werden, sollte die Kommission ge-verfügen, geändert oder zurückgenommen werden soll-

ten. Diese Zurücknahme oder Änderung sollte den währleisten können, dass die Bestimmungen dieser
Richtlinie einheitlich angewandt werden. Die nationalenZugang der Endnutzer zu solchen Diensten oder die

Wahrscheinlichkeit eines wirksamen Wettbewerbs nicht Regulierungsbehörden und die mit der Anwendung
des Wettbewerbsrechts betrauten nationalen Behördennegativ beeinflussen.
sollten gegebenenfalls ihre Tätigkeit koordinieren um
sicherzustellen, dass die geeignetste Abhilfemaßnahme
getroffen wird. Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten(11) Um den Fortbestand der derzeitigen Vereinbarungen zu
sind im Rahmen des Übereinkommens der Welthandels-sichern und Rechtslücken zu vermeiden, muss sicher-
organisation (WTO) über Basis-Telekommunikations-gestellt werden, dass die durch die Artikel 4, 6, 7, 8, 11,
dienste Verpflichtungen in Bezug auf die Zusammen-12 und 14 der Richtlinie 97/33/EG des Europäischen
schaltung von Telekommunikationsnetzen eingegangen,Parlaments und des Rates vom 30. Juni 1997 über
die eingehalten werden müssen.die Zusammenschaltung in der Telekommunikation im

Hinblick auf die Sicherstellung eines Universaldienstes
und der Interoperabilität durch Anwendung der
Grundsätze für einen offenen Netzzugang (ONP) (1) (13) In der Richtlinie 97/33/EG wurde eine Reihe von
auferlegten Zugangs- und Zusammenschaltungsver- Verpflichtungen für Unternehmen mit beträchtlicher
pflichtungen, die Verpflichtungen gemäß Artikel 16 der Marktmacht festgelegt: Transparenz, Gleichbehandlung,
Richtlinie 98/10/EG des Europäischen Parlaments und getrennte Buchführung, Gewährung des Zugangs und
des Rates vom 26. Februar 1998 über die Anwendung Preiskontrolle, einschließlich Kostenorientierung. Diese
des offenen Netzzugangs (ONP) beim Sprachtelefon- Reihe möglicher Verpflichtungen sollte als Möglichkeit
dienst und den Universaldienst im Telekommunikations- beibehalten, gleichzeitig aber auch als Obergrenze der
bereich in einem wettbewerbsorientierten Umfeld (2) in Auflagen für Unternehmen festgeschrieben werden, um
Bezug auf den Sonderzugang und die aus der Richtlinie eine Überregulierung zu vermeiden. In Ausnahmefällen
92/44/EWG des Rates vom 5. Juni 1992 zur Einführung kann es zur Einhaltung internationaler Verpflichtungen
des offenen Netzzugangs bei Mietleitungen (3) in Bezug oder des Gemeinschaftsrechts zweckmäßig sein, allen
auf die Bereitstellung von Mietleitungskapazität erwach- Marktteilnehmern Verpflichtungen in Bezug auf Zugang
senden Verpflichtungen zunächst in den neuen Rechts- und Zusammenschaltung aufzuerlegen, wie dies ge-
rahmen übernommen, aber einer unverzüglichen Über- genwärtig bei den Zugangsberechtigungssystemen für
prüfung aufgrund der auf dem Markt herrschenden Digitalfernsehdienste der Fall ist.
Bedingungen unterzogen werden. Eine solche Überprü-
fung sollte auch auf die von der Verordnung (EG)
Nr. 2887/2000 des Europäischen Parlaments und des (14) Die Auferlegung einer spezifischen Verpflichtung für ein
Rates vom 18. Dezember 2000 über den entbündelten Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht erfordert
Zugang zum Teilnehmeranschluss (4) erfassten Organisa- keine zusätzliche Marktanalyse, sondern eine Begrün-
tionen erstreckt werden. dung dafür, dass die betreffende Verpflichtung im Ver-

hältnis zum festgestellten Problem sinnvoll und ange-
messen ist.

(12) Die Überprüfung sollte anhand einer Marktanalyse nach
ökonomischen Gesichtspunkten und gestützt auf wett-
bewerbsrechtliche Methoden vorgenommen werden. Die (15) Transparenz in Bezug auf die Zugangs- und Zusammen-
vorab festgelegten bereichsspezifischen Regeln sollen schaltungsbedingungen einschließlich der Preise be-
mit zunehmendem Wettbewerb schrittweise abgebaut schleunigt den Verhandlungsprozess, verhindert Streitig-werden. Allerdings trägt das Verfahren auch der Möglich- keiten und bietet den Marktteilnehmern die Gewissheit,
keit Rechnung, dass beispielsweise im Bereich der Breit- dass ein bestimmter Dienst ohne Diskriminierung
bandnetze infolge der technischen Entwicklung neue erbracht wird. Die Offenheit und Transparenz in BezugEngpässe entstehen können, die gegebenenfalls eine auf technische Schnittstellen kann von besonderer Be-
Vorabregulierung erfordern. Es ist sehr wohl möglich, deutung sein, um Interoperabilität sicherzustellen. Erlegt
dass der Wettbewerb sich auf verschiedenen Marktseg- eine nationale Regulierungsbehörde die Verpflichtung

auf, Informationen zu veröffentlichen, so kann sie
unter Berücksichtigung der Art und des Zwecks der

(1) ABl. L 199 vom 26.7.1997, S. 32. Richtlinie zuletzt geändert betreffenden Informationen auch festlegen, wie die Infor-durch die Richtlinie 98/61/EG (ABl. L 268 vom 3.10.1998, S. 37).
mationen zugänglich zu machen sind — dies kann(2) ABl. L 101 vom 1.4.1998, S. 24.
beispielsweise die Art der Veröffentlichung (auf Papier(3) ABl. L 165 vom 19.6.1992, S. 27. Richtlinie zuletzt geändert
und/oder elektronisch) betreffen —, und sie kann festle-durch die Entscheidung 98/80/EG der Kommission (ABl. L 14
gen, ob die Informationen gebührenfrei erhältlich sindvom 20.1.1998, S. 27).

(4) ABl. L 366 vom 30.12.2000, S. 4. oder nicht.
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(16) Der Gleichbehandlungsgrundsatz garantiert, dass Unter- (19) Preiskontrolle kann notwendig sein, wenn die Marktana-
lyse ergibt, dass auf bestimmten Märkten der Wettbe-nehmen mit Marktmacht den Wettbewerb nicht verzer-

ren, insbesondere wenn es sich um vertikal integrierte werb unzureichend ist. Der rechtliche Eingriff kann
relativ zurückhaltend sein und beispielsweise der inUnternehmen handelt, die Dienste für andere Anbieter

erbringen, mit denen sie auf nachgelagerten Märkten im Richtlinie 97/33/EG festgelegten Verpflichtung entspre-
chen, dass die Preise für die Betreiberauswahl angemes-Wettbewerb stehen.
sen sein müssen; er kann aber auch sehr viel weiter
gehen und etwa die Auflage beinhalten, dass die Preise

(17) Durch die getrennte Buchführung können interne Über- zur umfassenden Rechtfertigung ihrer Höhe kosteno-
tragungen ermittelt werden, sodass die nationalen Regu- rientiert sein müssen, falls der Wettbewerb nicht intensiv
lierungsbehörden die Einhaltung der Gleichbehand- genug ist, um überhöhte Preise zu verhindern. Insbeson-
lungsverpflichtungen überprüfen können. Die Kommis- dere Betreiber mit beträchtlicher Marktmacht sollten
sion hat hierzu ihre Empfehlung 98/322/EG vom Verdrängungspreise vermeiden, bei denen Unterschiede
8. April 1998 zur Zusammenschaltung in einem liberali- zwischen ihren Endverbraucherpreisen und den von
sierten Telekommunikationsmarkt (Teil 2 — Getrennte Wettbewerbern mit ähnlichem Dienstangebot erhobe-
Buchführung und Kostenrechnung) (1) veröffentlicht. nen Zusammenschaltungsentgelten, so gestaltet sind,

dass ein nachhaltiger Wettbewerb nicht gewährleistet
ist. Ermittelt eine nationale Regulierungsbehörde die

(18) Die Verpflichtung zur Gewährung des Infrastrukturzu- Kosten, die für die Einrichtung eines nach dieser Richtli-
gangs kann ein angemessenes Mittel zur Belebung nie zugelassenen Dienstes entstehen, so ist eine angemes-
des Wettbewerbs sein, doch müssen die nationalen sene Rendite für das eingesetzte Kapital, einschließlich
Regulierungsbehörden die Rechte eines Infrastrukturei- eines angemessenen Betrags für Arbeits- und Aufbau-
gentümers zur kommerziellen Nutzung seines Eigen- kosten, vorzusehen, wobei erforderlichenfalls eine An-
tums für eigene Zwecke und die Rechte anderer Dienst- passung des Kapitalwerts vorgenommen wird, um die
eanbieter auf Zugang zu Einrichtungen, die sie zum aktuelle Bewertung der Vermögenswerte und die
Erbringen konkurrierender Dienste benötigen, gegenein- betriebliche Effizienz widerzuspiegeln. Die Methode der
ander abwiegen. Wird Betreibern die Verpflichtung Kostendeckung sollte auf die Umstände abgestimmt sein
auferlegt, angemessenen Anträgen auf Zugang zu und das Erfordernis berücksichtigen, die wirtschaftliche
Bestandteilen des Netzes und der zugehörigen Infrastruk- Effizienz und einen nachhaltigen Wettbewerb zu fördern
tur bzw. auf Nutzung derselben stattzugeben, so sollten und für die Verbraucher möglichst vorteilhaft zu sein.
diese Anträge nur aufgrund objektiver Kriterien wie etwa
technische Machbarkeit oder die notwendige Aufrechter-

(20) Erlegt eine nationale Regulierungsbehörde die Verpflich-haltung der Netzintegrität abgelehnt werden. Wenn der
tung auf, zur Erleichterung der Preiskontrolle eineZugang verweigert wird, kann die beschwerte Partei das
Kostenrechnungsmethode einzuführen, kann sie, soweitin den Artikeln 18 und 19 der Richtlinie 2001/.../EG
sie über das notwendige qualifizierte Personal verfügt,(Rahmenrichtlinie) genannte Streitbeilegungsverfahren
selbst eine jährliche Prüfung vornehmen, um die Über-in Anspruch nehmen. Von einem Betreiber, der ver-
einstimmung mit dieser Kostenrechnungsmethode zupflichtet ist, angeordneten Zugang zu gewähren, kann
gewährleisten, oder sie kann die Prüfung von einernicht verlangt werden, Arten des Zugangs bereitzustel-
anderen qualifizierten Stelle vornehmen lassen, die vonlen, deren Bereitstellung nicht in seiner Befugnis liegt.
dem betreffenden Betreiber unabhängig ist.Die den Wettbewerb kurzfristig belebende Verpflichtung

zur Gewährung des Zugangs sollte nicht dazu führen,
dass die Anreize für Wettbewerber zur Investition in (21) Durch die Veröffentlichung von Informationen seitens
Alternativeinrichtungen, die langfristig einen stärkeren der Mitgliedstaaten soll sichergestellt werden, dass die
Wettbewerb sichern, entfallen. Die Kommission hat eine Marktteilnehmer sowie potenzielle Neueinsteiger ihre
Mitteilung über die Anwendung der Wettbewerbsregeln Rechte und Pflichten kennen und wissen, wo genaue
auf Zugangsvereinbarungen im Telekommunikationsbe- einschlägige Informationen zu finden sind. Veröffentli-
reich (2) veröffentlicht, in der diese Fragen behandelt chungen im nationalen amtlichen Publikationsorgan un-
werden. Die nationalen Regulierungsbehörden können terstützen die interessierten Kreise in anderen Mitglied-
im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht dem Betreiber staaten bei der Suche nach relevanten Informationen.
und/oder den Nutznießern von angeordnetem Zugang
technische oder betriebsbezogene Bedingungen auferle-

(22) Um festzustellen, ob das Gemeinschaftsrecht korrektgen. Insbesondere die Vorgabe technischer Vorschriften
angewandt wird, muss die Kommission wissen, welchesollte mit der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen
Unternehmen als Betreiber mit beträchtlicher Markt-Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein
macht gemeldet wurden und welche Verpflichtungen dieInformationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und
nationalen Regulierungsbehörden den Marktteilneh-technischen Vorschriften und der Vorschriften für die
mern auferlegt haben. Deshalb ist es erforderlich, dassDienste der Informationsgesellschaft (3) im Einklang ste-
die Mitgliedstaaten diese Informationen nicht nur aufhen.
nationaler Ebene veröffentlichen, sondern auch der
Kommission übermitteln. Wenn die Mitgliedstaaten ge-
halten sind, der Kommission Angaben zu übermitteln,(1) ABl. L 141 vom 13.5.1998, S. 6.
so kann diese Übermittlung auf elektronischem Wege(2) ABl. C 265 vom 22.8.1998, S. 2.
erfolgen, sofern geeignete Authentifizierungsverfahren(3) ABl. L 204 vom 21.7.1998, S. 37. Richtlinie geändert durch die

Richtlinie 98/48/EG (ABl. L 217 vom 5.8.1998, S. 18). vereinbart werden.
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(23) Angesichts der Geschwindigkeit der technologischen rungsbehörden auferlegten Verpflichtungen überprüft und
nach Erreichen der angestrebten Ziele gegebenenfalls aufgeho-und marktwirtschaftlichen Entwicklungen ist es zweck-

mäßig, die Umsetzung dieser Richtlinie innerhalb von ben werden. Der Zugang für Endnutzer fällt nicht unter den
Begriff „Zugang“ im Sinne dieser Richtlinie.drei Jahren nach dem Beginn ihrer Anwendung zu

überprüfen, um zu ermitteln, ob die angestrebten Ziele
erreicht werden.

Artikel 2

(24) Die zur Durchführung dieser Richtlinie erforderlichen
BegriffsbestimmungenMaßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG

des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der
Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten die Begriffsbestimmun-Modalitäten für die Ausübung der der Kommission
gen in Artikel 2 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie).übertragenen Durchführungsbefugnisse (1) erlassen wer-

den.
Darüber hinaus gelten folgende Begriffsbestimmungen:

(25) Da die Ziele der vorgeschlagenen Maßnahmen, nämlich
a) „Zugang“: die ausschließliche oder nicht ausschließlichedie Schaffung eines harmonisierten Rechtsrahmens über

Bereitstellung von Einrichtungen und/oder Diensten fürdie Regelung des Zugangs zu elektronischen Kommuni-
ein anderes Unternehmen unter bestimmten Bedingun-kationsnetzen und zugehörigen Einrichtungen sowie
gen, zur Erbringung elektronischer Kommunikations-deren Zusammenschaltung, auf Ebene der Mitgliedstaa-
dienste. Darunter fallen unter anderem: Zugang zu Netz-ten nicht ausreichend erreicht werden können und daher
komponenten und zugehörigen Einrichtungen, wozuwegen des Umfangs und der Wirkung der Maßnahmen
auch der feste oder nicht feste Anschluss von Einrichtun-besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen sind, kann
gen gehören kann (dies beinhaltet insbesondere dendie Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5
Zugang zum Teilnehmeranschluss sowie zu Einrichtun-des Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig
gen und Diensten, die erforderlich sind, um Dienstewerden. Entsprechend dem in demselben Artikel ge-
über den Teilnehmeranschluss zu erbringen); Zugang zunannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese Richtli-
physischen Infrastrukturen wie Gebäuden, Leitungen undnie nicht über das für die Erreichung dieser Ziele
Masten; Zugang zu einschlägigen Softwaresystemen, ein-erforderliche Maß hinaus —
schließlich Systemen für die Betriebsunterstützung; Zu-
gang zur Nummernumsetzung oder zu Systemen, dieHABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:
eine gleichwertige Funktion bieten; Zugang zu Fest-
und Mobilfunknetzen, insbesondere um Roaming zu
ermöglichen; Zugang zu ZugangsberechtigungssystemenKAPITEL I
für Digitalfernsehdienste und Zugang zu Diensten für
virtuelle Netze;GELTUNGSBEREICH, ZIELSETZUNG UND BEGRIFFSBESTIM-

MUNGEN
b) „Zusammenschaltung“: die physische und logische Ver-

bindung öffentlicher Kommunikationsnetze, die von
Artikel 1 demselben oder einem anderen Unternehmen genutzt

werden, um Nutzern eines Unternehmens die Kommuni-
Geltungsbereich und Zielsetzung kation mit Nutzern desselben oder eines anderen Unter-

nehmens oder den Zugang zu den von einem anderen
Unternehmen angebotenen Diensten zu ermöglichen.(1) Auf der von der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtli-
Dienste können von den beteiligten Parteien erbrachtnie) geschaffenen Grundlage wird mit der vorliegenden Richtli-
werden oder von anderen Parteien, die Zugang zumnie die Regulierung des Zugangs zu elektronischen Kommuni-
Netz haben. Zusammenschaltung ist ein Sonderfall deskationsnetzen und zugehörigen Einrichtungen sowie deren
Zugangs und wird zwischen Betreibern öffentlicher NetzeZusammenschaltung durch die Mitgliedstaaten harmonisiert.
hergestellt;Ziel ist es, in Übereinstimmung mit den Grundsätzen des

Binnenmarkts einen Rechtsrahmen für die Beziehungen zwi-
c) „Betreiber“: ein Unternehmen, das ein öffentliches Kom-schen Netzbetreibern und Diensteanbietern zu schaffen, der

munikationsnetz oder eine zugehörige Einrichtung bereit-einen nachhaltigen Wettbewerb und die Interoperabilität der
stellt, oder zur Bereitstellung hiervon befugt ist;elektronischen Kommunikationsdienste gewährleistet und die

Interessen der Verbraucher fördert.
d) „Breitbild-Fernsehdienst“: ein Fernsehdienst, der ganz oder

teilweise aus Programmen besteht, die zur Darstellung
(2) Mit dieser Richtlinie werden für Betreiber und für in einem Breitbildformat voller Höhe produziert und
Unternehmen, die eine Zusammenschaltung ihrer Netze und bearbeitet wurden. Das 16:9-Format ist das Referenzfor-
zugehörigen Einrichtungen oder den Zugang hierzu wünschen, mat für Breitbild-Fernsehdienste;
Rechte und Pflichten festgelegt. Ferner werden Ziele für
nationale Regulierungsbehörden in Bezug auf den Zugang und e) „Teilnehmeranschluss“: die physische Verbindung, mit
die Zusammenschaltung vorgegeben und Verfahren festgelegt, dem der Netzendpunkt in den Räumlichkeiten des Teil-
die gewährleisten sollen, dass die von den nationalen Regulie- nehmers an den Hauptverteilerknoten oder an eine

gleichwertige Einrichtung im festen öffentlichen
Fernsprechnetz verbunden wird.(1) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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KAPITEL II (3) Die Mitgliedstaaten verlangen unbeschadet des Arti-
kels 11 der Richtlinie 2001/.../EG (Genehmigungsrichtlinie),
dass Unternehmen, die vor, bei oder nach den VerhandlungenALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
über Zugangs- oder Zusammenschaltungsregelungen Informa-
tionen von einem anderen Unternehmen erhalten, diese nur

Artikel 3 für den Zweck nutzen, für den sie geliefert wurden, und
stets die Vertraulichkeit der übermittelten oder gespeicherten
Information wahren. Die erhaltenen Informationen dürfenAllgemeiner Rahmen für Zugang und Zusammenschal-
nicht an Dritte, insbesondere andere Abteilungen, Tochterun-tung
ternehmen oder Geschäftspartner, für die diese Informationen
einen Wettbewerbsvorteil darstellen könnten, weitergegeben

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass für Unternehmen werden.
im betreffenden oder einem anderen Mitgliedstaat keine Ein-
schränkungen bestehen, die sie daran hindern, in Übereinstim-
mung mit dem Gemeinschaftsrecht untereinander Vereinba- Artikel 5
rungen über technische oder geschäftliche Zugangs- und/oder
Zusammenschaltungsregelungen auszuhandeln. Unterneh- Befugnisse und Zuständigkeiten der nationalen Regulie-
men, die Zugang oder Zusammenschaltung wünschen, brau- rungsbehörden in Bezug auf Zugang und Zusammenschal-
chen keine Betriebsgenehmigung für den Mitgliedstaat, in dem tung
der Zugang oder die Zusammenschaltung beantragt wird,
sofern sie dort keine Dienste erbringen und Netze betreiben.

(1) Die nationalen Regulierungsbehörden fördern und ga-
rantieren gegebenenfalls entsprechend dieser Richtlinie bei(2) Unbeschadet des Artikels 31 der Richtlinie 2001/.../EG
ihren Maßnahmen zur Verwirklichung der in Artikel 7 derdes Europäischen Parlaments und des Rates vom über den
Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) festgelegten ZieleUniversaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kommu-
einen angemessenen Zugang und eine geeignete Zusammen-nikationsnetzen und -diensten (Universaldienstrichtlinie) (1)
schaltung sowie die Interoperabilität der Dienste und nehmenheben die Mitgliedstaaten Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ihre Zuständigkeit in einer Weise wahr, die Effizienz fördert,ten auf, mit denen Netzbetreiber verpflichtet werden, bei
den Wettbewerb stimuliert und den Endnutzern größtmögli-der Gewährung des Zugangs oder der Zusammenschaltung
chen Nutzen bringt.verschiedener Unternehmen unterschiedliche Bedingungen für

gleichwertige Dienste anzubieten, ebenso wie Vorschriften, die
ihnen Verpflichtungen auferlegen, die nicht im Zusammen- Unbeschadet etwaiger Maßnahmen gemäß Artikel 8 in Bezug
hang mit den tatsächlich bereitgestellten Zugangs- und Zusam- auf Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht können
menschaltungsdiensten stehen, unbeschadet der Bedingungen, die nationalen Regulierungsbehörden insbesondere folgende
die im Anhang der Richtlinie 2001/.../EG (Genehmigungsricht- Maßnahmen treffen:
linie) festgelegt sind.

a) In dem zur Gewährleistung des End-zu-End-Verbunds
von Diensten erforderlichen Umfang können sie denArtikel 4
Unternehmen, die den Zugang zu den Endnutzern
kontrollieren, Verpflichtungen auferlegen, wozu in

Rechte und Pflichten der Unternehmen begründeten Fällen auch die Verpflichtung gehören kann,
ihre Netze zusammenzuschalten, sofern dies noch nicht
geschehen ist.(1) Betreiber öffentlicher Kommunikationsnetze sind be-

rechtigt und auf Antrag von hierzu befugten Unternehmen
b) In dem zur Gewährleistung des Zugangs der Endnutzerverpflichtet, über die Zusammenschaltung zwecks Erbringung

zu vom Mitgliedstaat festgelegten digitalen Rundfunk-der öffentlich zugänglichen elektronischen Kommunikations-
und Fernsehdiensten erforderlichen Umfang können siedienste zu verhandeln, um die gemeinschaftsweite Bereitstel-
die Betreiber dazu verpflichten, zu fairen, ausgewogenenlung von Diensten sowie deren Interoperabilität zu gewähr-
und nichtdiskriminierenden Bedingungen den Zugang zuleisten. Die Betreiber bieten den Unternehmen den Zugang
den in Anhang I Teil II aufgeführten anderen Einrichtun-und die Zusammenschaltung zu Bedingungen an, die mit
gen zu gewähren.den von der nationalen Regulierungsbehörde gemäß den

Artikeln 5, 6, 7 und 8 auferlegten Verpflichtungen in Einklang
stehen.

(2) Wenn die nationalen Regulierungsbehörden gemäß Ar-
tikel 12 einem Betreiber die Verpflichtung auferlegen, den
Zugang bereitzustellen, so können sie unter Beachtung des(2) Für die Verteilung von Digitalfernsehdiensten eingerich-

tete öffentliche elektronische Kommunikationsnetze müssen Gemeinschaftsrechts technische oder betriebliche Bedingungen
festlegen, die von dem Betreiber und/oder den Nutznießernzur Ausstrahlung von Breitbild-Fernsehdiensten und -pro-

grammen geeignet sein. Netzbetreiber, die Breitbild-Fernseh- der Zugangsgewährung erfüllt werden müssen, soweit dies
erforderlich ist, um den normalen Betrieb des Netzes sicher-dienste oder -programme empfangen und weiterverteilen,

müssen das Breitbildformat beibehalten. zustellen. Bedingungen, die die Anwendung bestimmter tech-
nischer Normen oder Spezifikationen betreffen, müssen Arti-
kel 16 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) entspre-
chen.(1) Siehe Seite 55 dieses Amtsblatts.



30.11.2001 DE C 337/7Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

(3) Die gemäß den Absätzen 1 und 2 auferlegten Verpflich- b) die Aussichten für einen wirksamen Wettbewerb auf den
Märkten fürtungen und Bedingungen müssen objektiv, transparent, ver-

hältnismäßig und nichtdiskriminierend sein; für ihre Anwen-
i) digitale Fernseh- und Rundfunkdienste des Einzel-dung gilt das Verfahren des Artikels 6 der Richtli-

handels undnie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie).

ii) Zugangsberechtigungssysteme und andere zugehö-
(4) In Bezug auf Zugang und Zusammenschaltung stellen rige Einrichtungen
die Mitgliedstaaten sicher, dass die nationale Regulierungs-

durch eine derartige Änderung oder Aufhebung nichtbehörde befugt ist, in begründeten Fällen aus eigener Initiative
negativ beeinflusst werden.oder, falls keine Übereinkunft zwischen Unternehmen besteht,

auf Ersuchen einer der beteiligten Parteien tätig zu werden, um
Die Änderung oder Aufhebung von Bedingungen ist denentsprechend der vorliegenden Richtlinie und den Verfahren
hiervon betroffenen Parteien rechtzeitig anzukündigen.der Artikel 6, 18 und 19 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmen-

richtlinie) die Beachtung der in Artikel 7 derselben Richtlinie
aufgeführten politischen Ziele zu gewährleisten. (4) Die gemäß diesem Artikel angewandten Bedingungen

berühren nicht die Fähigkeit der Mitgliedstaaten, Verpflichtun-
gen in Bezug auf die Darstellungsaspekte elektronischer
Programmführer und ähnlicher Anzeige- und Orientierungs-KAPITEL III
hilfen festzulegen.

VERPFLICHTUNGEN FÜR BETREIBER UND VERFAHREN DER
Artikel 7MARKTPRÜFUNG

Überprüfung früherer Verpflichtungen in Bezug auf
Artikel 6 Zugang und Zusammenschaltung

Zugangsberechtigungssysteme und andere Einrichtungen (1) Die Mitgliedstaaten erhalten alle Verpflichtungen in
Bezug auf Zugang und Zusammenschaltung, die vor dem
Inkrafttreten dieser Richtlinie gemäß den Artikeln 4, 6, 7, 8,(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass in Bezug auf die
11, 12 und 14 der Richtlinie 97/33/EG, Artikel 16 derZugangsberechtigung für digitale Fernseh- und Rundfunk-
Richtlinie 98/10/EG sowie Artikel 7 und 8 der Richtli-dienste, die an Zuschauer und Hörer in der Gemeinschaft
nie 92/44/EG für Unternehmen galten, die öffentliche Kommu-ausgestrahlt werden, unabhängig von der Art der Übertragung
nikationsnetze und/oder -dienste bereitstellen, so lange auf-die in Anhang I Teil I festgelegten Bedingungen gelten.
recht, bis diese Verpflichtungen überprüft wurden und eine
Feststellung gemäß Absatz 3 getroffen wurde.

(2) Anhang I kann nach dem in Artikel 14 Absatz 3
genannten Verfahren geändert werden, wenn dies aufgrund

(2) Die Kommission gibt die relevanten Märkte für die inkommerzieller und technologischer Entwicklungen angezeigt
Absatz 1 genannten Verpflichtungen in der ersten Empfehlungerscheint.
über die relevanten Produkt- und Dienstmärkte und in der
Entscheidung zur Benennung der gesamteuropäischen Märkte
an, die gemäß Artikel 14 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmen-(3) Unbeschadet des Absatzes 1 können die Mitgliedstaaten
richtlinie) anzunehmen sind.ihren nationalen Regulierungsbehörden gestatten, beim In-

krafttreten dieser Richtlinie und danach in regelmäßigen
Zeitabständen die gemäß diesem Artikel angewandten Bedin- (3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die nationalen
gungen zu überprüfen, indem sie nach Artikel 15 Absatz 1 der Regulierungsbehörden unmittelbar nach dem in Artikel 18
Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) eine Marktanalyse Absatz 1 Unterabsatz 2 festgelegten Zeitpunkts des Beginns
vornehmen, um festzustellen, ob die angewandten Bedingun- der Anwendung dieser Richtlinie und danach in regelmäßigen
gen beibehalten, geändert oder aufgehoben werden sollen. Abständen eine Marktanalyse nach Artikel 15 der Richtli-

nie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) vornehmen, um festzustel-
Sollten die nationalen Regulierungsbehörden aufgrund der len, ob diese Verpflichtungen beibehalten, geändert oder
Marktanalyse zu der Auffassung gelangen, dass ein oder aufgehoben werden sollen. Die Änderung oder Aufhebung
mehrere Betreiber nicht über eine beträchtliche Marktmacht von Verpflichtungen ist den hiervon betroffenen Parteien
auf dem relevanten Markt verfügen, so können sie die Bedin- rechtzeitig anzukündigen.
gungen in Bezug auf diese Betreiber gemäß dem Verfahren des
Artikels 6 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) ändern Artikel 8
oder aufheben, allerdings nur insoweit, als

Auferlegung, Änderung oder Aufhebung von Verpflich-a) die Zugangsmöglichkeiten der Endnutzer zu bestimmten,
tungenunter Artikel 31 der Richtlinie 2001/.../EG (Universal-

dienstrichtlinie) fallenden Rundfunk- und Fernsehübertra-
gungen und Übertragungskanälen und -diensten durch (1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die nationalen

Regulierungsbehörden befugt sind, die in den Artikeln 9 biseine derartige Änderung oder Aufhebung nicht negativ
beeinflusst werden; 13 genannten Verpflichtungen aufzuerlegen.
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(2) Wird ein Betreiber aufgrund einer Marktanalyse nach Artikel 9
Artikel 15 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) als
Betreiber mit beträchtlicher Marktmacht auf einem bestimmten TransparenzverpflichtungMarkt eingestuft, so erlegt die nationale Regulierungsbehörde
diesem im erforderlichen Umfang die in den Artikeln 9 bis 13
der vorliegenden Richtlinie genannten Verpflichtungen auf. (1) Die nationalen Regulierungsbehörden können Betrei-

bern gemäß Artikel 8 Verpflichtungen zur Transparenz in
Bezug auf die Zusammenschaltung und/oder den Zugang

(3) Unbeschadet auferlegen, wonach diese bestimmte Informationen, z. B.
Informationen zur Buchführung, technische Spezifikationen,
Netzmerkmale, Bereitstellungs- und Nutzungsbedingungen so-— der Artikel 5 Absätze 1 und 2 und Artikel 6,
wie Tarife, veröffentlichen müssen.

— der Artikel 11 und 12 der Richtlinie 2001/.../EG (Rah-
menrichtlinie), der Bedingung 7 in Teil B des Anhangs (2) Die nationalen Regulierungsbehörden können insbeson-
der Richtlinie 2001/.../EG (Genehmigungsrichtlinie), die dere von Betreibern mit Gleichbehandlungsverpflichtungen
Kraft Artikel 6 Absatz 1 jener Richtlinie angewandt wird, die Veröffentlichung eines Standardangebots verlangen, das
sowie der Artikel 27, 28 und 30 der Richtlinie 2001/.../EG hinreichend entbündelt ist, um sicherzustellen, dass Unterneh-
(Universaldienstrichtlinie) oder der einschlägigen Bestim- men nicht für Leistungen zahlen müssen, die für den
mungen der Richtlinie 2001/.../EG des Europäischen gewünschten Dienst nicht erforderlich sind, und in dem die
Parlaments und des Rates vom ... über die Verarbeitung betreffenden Dienstangebote dem Marktbedarf entsprechend
personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphä- in einzelne Komponenten aufgeschlüsselt und die entsprechen-
re in der elektronischen Kommunikation (Datenschutz- den Bedingungen einschließlich der Tarife angegeben werden.
richtlinie) (1), die Verpflichtungen für Unternehmen ent- Die nationalen Regulierungsbehörden sind unter anderem
halten, mit Ausnahme jener, die als Unternehmen mit befugt, Änderungen des Standardangebots vorzuschreiben, um
beträchtlicher Marktmacht eingestuft wurden, oder den nach dieser Richtlinie auferlegten Verpflichtungen zur

Geltung zu verhelfen.
— der Notwendigkeit der Einhaltung internationaler Ver-

pflichtungen
(3) Die nationalen Regulierungsbehörden können genau
festlegen, welche Informationen mit welchen Einzelheiten inerlegen die nationalen Regulierungsbehörden Betreibern, die
welcher Form zur Verfügung zu stellen sind.nicht gemäß Absatz 2 eingestuft wurden, die in den Artikeln 9

bis 13 genannten Verpflichtungen nicht auf.

(4) Obliegen einem Betreiber Verpflichtungen nach Arti-
kel 12 hinsichtlich der Entbündelung des Zugangs zur Teilneh-Wenn eine nationale Regulierungsbehörde unter außer-
meranschlussleitung mit doppeladrigem Metallkabel, so stellengewöhnlichen Umständen beabsichtigt, Betreibern mit
die nationalen Regulierungsbehörden ungeachtet des Absat-beträchtlicher Marktmacht Verpflichtungen in Bezug auf Zu-
zes 3 sicher, dass ein Standardangebot veröffentlicht wird, dasgang und Zusammenschaltung aufzuerlegen, die über die
mindestens die in Anhang II genannten Komponenten umfasst.Verpflichtungen nach den Artikeln 9 bis 13 hinausgehen, so

unterbreitet sie der Kommission einen entsprechenden Antrag.
Die Kommission trifft gemäß Artikel 14 Absatz 2 eine

(5) Anhang II kann entsprechend den MarktentwicklungenEntscheidung, mit der der nationalen Regulierungsbehörde
oder technologischen Entwicklungen nach dem Verfahren desgestattet oder untersagt wird, diese Maßnahmen zu ergreifen.
Artikels 14 Absatz 3 geändert werden.

(4) Die nach diesem Artikel auferlegten Verpflichtungen Artikel 10
müssen der Art des aufgetretenen Problems entsprechen
und müssen im Hinblick auf die Ziele des Artikels 7 der

GleichbehandlungsverpflichtungRichtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) angemessen und
gerechtfertigt sein. Die Verpflichtungen dürfen nur nach der
Anhörung gemäß Artikel 6 jener Richtlinie auferlegt werden.

(1) Eine nationale Regulierungsbehörde kann gemäß Arti-
kel 8 Gleichbehandlungsverpflichtungen in Bezug auf die
Zusammenschaltung und/oder den Zugang auferlegen.(5) Im Zusammenhang mit Absatz 3 Unterabsatz 1 dritter

Gedankenstrich unterrichten die nationalen Regulierungs-
behörden die Kommission gemäß Artikel 6 Absätze 2, 3 (2) Die Gleichbehandlungsverpflichtungen stellen insbeson-und 4 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) über ihre

dere sicher, dass der betreffende Betreiber anderen Unterneh-Entscheidung, Marktteilnehmern Verpflichtungen aufzuerle-
men, die gleichartige Dienste erbringen, unter den gleichengen, diese zu ändern oder aufzuheben. Umständen gleichwertige Bedingungen bietet und Dienste und
Informationen für Dritte zu den gleichen Bedingungen und
mit der gleichen Qualität bereitstellt wie für seine eigenen
Produkte oder die seiner Tochter- oder Partnerunternehmen.(1) ABl. C ....
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Artikel 11 c) die Verpflichtung, den bereits gewährten Zugang zu
Einrichtungen nicht nachträglich zu verweigern;

Verpflichtung zur getrennten Buchführung d) die Verpflichtung, bestimmte Dienste zu Großkundenbe-
dingungen zwecks Weitervertrieb durch Dritte anzubie-
ten;

(1) Die nationalen Regulierungsbehörden können gemäß
Artikel 8 für bestimmte Tätigkeiten im Zusammenhang mit e) die Verpflichtung, offenen Zugang zu technischen
der Zusammenschaltung und/oder dem Zugang eine getrennte Schnittstellen, Protokollen oder anderen Schlüsseltechno-
Buchführung vorschreiben. logien zu gewähren, die für die Interoperabilität von

Diensten oder Diensten für virtuelle Netze unverzichtbar
sind;Die nationalen Regulierungsbehörden können insbesondere

von einem vertikal integrierten Unternehmen verlangen, seine
f) die Verpflichtung, Kollokation oder andere Formen derGroßkundenpreise und internen Kostentransfers transparent

gemeinsamen Nutzung von Einrichtungen wie Gebäuden,zu gestalten, unter anderem um sicherzustellen, dass eine
Leitungen und Masten zu ermöglichen;etwaige Gleichbehandlungsverpflichtung gemäß Artikel 10

befolgt wird, oder um gegebenenfalls eine unlautere Quersub-
g) die Verpflichtung, bestimmte für die Interoperabilitätventionierung zu verhindern. Die nationalen Regulierungs-

durchgehender Nutzerdienste notwendige Voraussetzun-behörden können das zu verwendende Format und die zu
gen zu schaffen, einschließlich der Bereitstellung vonverwendende Buchführungsmethode festlegen.
Einrichtungen für intelligente Netzdienste oder Roaming
in Mobilfunknetzen;

(2) Um leichter überprüfen zu können, ob die Transparenz- h) die Verpflichtung, Zugang zu Systemen für die Betriebs-
und die Nichtdiskriminierungsverpflichtung eingehalten wer- unterstützung oder ähnlichen Softwaresystemen zu
den, können die nationalen Regulierungsbehörden unbescha- gewähren, die zur Gewährleistung eines fairen Wettbe-
det des Artikels 5 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) werbs bei der Bereitstellung von Diensten notwendig
verlangen, dass die Buchungsunterlagen einschließlich Daten sind;
über die von Dritten erhaltenen Beträge auf Anforderung
vorgelegt werden. Die nationalen Regulierungsbehörden i) die Verpflichtung zur Zusammenschaltung von Netzen
können diese Informationen veröffentlichen, soweit dies zu oder Netzeinrichtungen.
einem offenen, wettbewerbsorientierten Markt beiträgt; dabei
sind die Bestimmungen der Mitgliedstaaten und der Gemein-

Die nationalen Regulierungsbehörden können diese Verpflich-schaft zur Wahrung von Geschäftsgeheimnissen einzuhalten.
tungen mit Bedingungen in Bezug auf Fairness, Billigkeit und
Rechtzeitigkeit verknüpfen.

Artikel 12
(2) Wenn die nationalen Regulierungsbehörden prüfen,
ob die Verpflichtungen nach Absatz 1 aufzuerlegen sind,Verpflichtungen in Bezug auf den Zugang zu bestimmten
insbesondere bei der Beurteilung der Frage, ob derartigeNetzeinrichtungen und deren Nutzung
Verpflichtungen in einem angemessenen Verhältnis zu den
Zielen gemäß Artikel 7 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmen-
richtlinie) stehen, tragen sie insbesondere den folgenden(1) Die nationalen Regulierungsbehörden können gemäß
Faktoren Rechnung:Artikel 8 Betreiber dazu verpflichten, berechtigten Anträgen

auf Zugang zu bestimmten Netzkomponenten und zugehöri-
a) technische und wirtschaftliche Tragfähigkeit der Nutzunggen Einrichtungen und auf deren Nutzung stattzugeben,

oder Installation konkurrierender Einrichtungen ange-unter anderem wenn die nationale Regulierungsbehörde der
sichts des Tempos der Marktentwicklung, wobei die ArtAuffassung ist, dass die Verweigerung des Zugangs oder
und der Typ der Zusammenschaltung und des Zugangsunangemessene Bedingungen mit ähnlicher Wirkung die Ent-
berücksichtigt werden;wicklung eines nachhaltig wettbewerbsorientierten Marktes

auf Endverbraucherebene behindern oder den Interessen der
b) Möglichkeit der Gewährung des vorgeschlagenen Zu-Endnutzer zuwiderlaufen würden.

gangs angesichts der verfügbaren Kapazität;

c) Anfangsinvestition des Eigentümers der Einrichtung unterBetreibern darf unter anderem Folgendes auferlegt werden:
Berücksichtigung der Investitionsrisiken;

a) die Verpflichtung, Dritten Zugang zu bestimmten Netz- d) Notwendigkeit zur langfristigen Sicherung des Wettbe-
komponenten und/oder -einrichtungen, einschließlich werbs;
des entbündelten Zugangs zum Teilnehmeranschluss, zu
gewähren; e) gegebenenfalls gewerbliche Schutzrechte oder Rechte an

geistigem Eigentum;
b) mit Unternehmen, die einen Antrag auf Zugang stellen,

nach Treu und Glauben zu verhandeln; f) Bereitstellung europaweiter Dienste.
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Artikel 13 KAPITEL IV

VERFAHRENSVORSCHRIFTEN

Verpflichtung zur Preiskontrolle und Kostenrechnung
Artikel 14

Ausschuss

(1) Weist eine Marktanalyse darauf hin, dass ein Betreiber
aufgrund eines Mangels an wirksamem Wettbewerb seine (1) Die Kommission wird von dem mit Artikel 20 der
Preise zum Nachteil der Endnutzer auf einem übermäßig Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) eingesetzten Kom-
hohen Niveau halten oder Preisdiskrepanzen praktizieren munikationsausschuss unterstützt.
könnte, so kann die nationale Regulierungsbehörde dem
betreffenden Betreiber gemäß Artikel 8 hinsichtlich bestimmter
Arten von Zusammenschaltung und/oder Zugang Verpflich- (2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
tungen betreffend die Kostendeckung und die Preiskontrolle Artikel 3 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung
einschließlich kostenorientierter Preise auferlegen und ihm von dessen Artikel 8.
bestimmte Auflagen in Bezug auf Kostenrechnungsmethoden
erteilen. Die nationalen Regulierungsbehörden tragen den

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten dieInvestitionen des Betreibers Rechnung und ermöglichen ihm
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtungeine angemessene Rendite für das entsprechend eingesetzte
von dessen Artikel 8.Kapital, wobei die damit verbundenen Risiken zu berücksichti-

gen sind.
Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(2) Die nationalen Regulierungsbehörden stellen sicher, (4) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.
dass alle vorgeschriebenen Kostendeckungsmechanismen und
Tarifsysteme die wirtschaftliche Effizienz und einen nachhalti-

Artikel 15gen Wettbewerb fördern und für die Verbraucher möglichst
vorteilhaft sind. In diesem Zusammenhang können die natio-
nalen Regulierungsbehörden auch Preise berücksichtigen, die Informationsveröffentlichung und -zugang
auf vergleichbaren, dem Wettbewerb geöffneten Märkten
gelten.

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die spezifischen
Verpflichtungen, die Unternehmen gemäß dieser Richtlinie
auferlegt werden, unter Angabe der betreffenden Produkte
bzw. Dienste und geografischen Märkte veröffentlicht werden.

(3) Wurde ein Betreiber dazu verpflichtet, seine Preise an Sie tragen dafür Sorge, dass aktuelle Informationen, sofern
den Kosten zu orientieren, so obliegt es dem betreffenden es sich nicht um vertrauliche Informationen, insbesondere
Betreiber, gegebenenfalls nachzuweisen, dass die Preise sich Geschäftsgeheimnisse, handelt, für alle interessierten Parteien
aus den Kosten sowie einer angemessenen Investitionsrendite in leicht zugänglicher Form öffentlich zur Verfügung gestellt
errechnen. Zur Ermittlung der Kosten einer effizienten werden.
Leistungsbereitstellung können die nationalen Regulierungs-
behörden eine von der Kostenberechnung des Unternehmens

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission eineunabhängige Kostenrechnung anstellen. Die nationalen Regu-
Kopie aller veröffentlichten Informationen. Die Kommissionlierungsbehörden können von einem Betreiber die umfassende
stellt diese Informationen in einer unmittelbar zugänglichenRechtfertigung seiner Preise und gegebenenfalls deren Anpas-
Form zur Verfügung und leitet sie gegebenenfalls an densung verlangen.
Kommunikationsausschuss weiter.

Artikel 16
(4) Falls im Interesse der Preiskontrolle eine Kostenrech-
nungsmethode vorgeschrieben wird, stellen die nationalen Notifizierung
Regulierungsbehörden sicher, dass eine Beschreibung der
Kostenrechnungsmethode öffentlich verfügbar gemacht wird,
in der zumindest die wichtigsten Kostenarten und die Regeln (1) Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission

spätestens zu dem in Artikel 18 Absatz 1 Unterabsatz 2der Kostenzuweisung aufgeführt werden. Die Anwendung
der Kostenrechnungsmethode wird von einer qualifizierten genannten Zeitpunkt für den Beginn der Anwendung der

Richtlinie die für die Aufgaben gemäß dieser Richtlinie zustän-unabhängigen Stelle überprüft. Eine diesbezügliche Erklärung
wird jährlich veröffentlicht. digen nationalen Regulierungsbehörden.
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(2) Die nationalen Regulierungsbehörden notifizieren der Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei derKommission die Betreiber, von denen im Sinne dieser Richtlinie

angenommen wird, dass sie über beträchtliche Marktmacht amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.verfügen, sowie die Verpflichtungen, die ihnen nach dieser

Richtlinie auferlegt wurden. Etwaige Änderungen der den
Unternehmen auferlegten Verpflichtungen oder bei den von

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlautdieser Richtlinie betroffenen Unternehmen sind der Kommis-
der innerstaatlichen Rechtsvorschriften sowie aller nachträgli-sion unverzüglich zu notifizieren.
chen Änderungen mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie
fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 17

Artikel 19Überprüfungsverfahren

Die Kommission prüft regelmäßig die Durchführung dieser Inkrafttreten
Richtlinie und erstattet dem Europäischen Parlament und dem
Rat darüber Bericht, erstmals spätestens drei Jahre nach dem Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung imin Artikel 18 Absatz 1 Unterabsatz 2 festgelegten Zeitpunkt Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.des Beginns der Anwendung dieser Richtlinie. Hierzu kann sie
Informationen von den Mitgliedstaaten einholen, die ohne
unangemessene Verzögerung zu liefern sind. Artikel 20

Artikel 18 Adressaten

Umsetzung Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis zum Geschehen zu ...... (*) die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich
sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis. Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates

Die Präsidentin Der PräsidentSie wenden diese Bestimmungen ab dem ... (**) an.

(*) 15 Monate nach dem Inkrafttreten dieser Richtlinie.
(**) Erster Tag nach Ablauf dieses Fünfzehnmonatszeitraums.



C 337/12 DE 30.11.2001Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

ANHANG I

BEDINGUNGEN FÜR DEN ZUGANG ZU DIGITALEN FERNSEH- UND RUNDFUNKDIENSTEN, DIE AN
ZUSCHAUER UND HÖRER IN DER GEMEINSCHAFT AUSGESTRAHLT WERDEN

Teil I: Bedingungen für Zugangsberechtigungssysteme gemäß Artikel 6 Absatz 1

Die Mitgliedstaaten stellen gemäß Artikel 6 sicher, dass in Bezug auf die Zugangsberechtigung für digitale Rundfunk-
und Fernsehdienste, die an Zuschauer und Hörer in der Gemeinschaft ausgestrahlt werden, unabhängig von der Art
der Übertragung die nachfolgend genannten Bedingungen gelten:

a) In der Gemeinschaft betriebene Zugangsberechtigungssysteme müssen technisch so ausgelegt sein, dass sie die
kostengünstige Kontrollübergabe gestatten und damit Netzbetreibern auf lokaler oder regionaler Ebene die
vollständige Kontrolle der Dienste ermöglichen, die solche Zugangsberechtigungssysteme nutzen.

b) Alle Anbieter von Zugangsberechtigungsdiensten, die Zugangsdienste für das digitale Fernsehen und den
digitalen Rundfunk bereitstellen und auf deren Zugangsdienste die Sendeanstalten angewiesen sind, um jegliche
Gruppe möglicher Zuschauer oder Hörer zu erreichen, sind unabhängig von der Art der Übertragung
verpflichtet,

— allen Sendeanstalten zu fairen, angemessenen und nichtdiskriminierenden Bedingungen und unter
Einhaltung des gemeinschaftlichen Wettbewerbsrechts technische Dienste anzubieten, die es ermöglichen,
dass die digital übertragenen Dienste der Sendeanstalt von Zuschauern oder Hörern empfangen werden
können, die über vom Diensteanbieter bereitgestellte Decoder verfügen und damit empfangsberechtigt
sind;

— über ihre Tätigkeit als Anbieter von Zugangsberechtigungsdiensten getrennt Buch zu führen.

c) Die Inhaber gewerblicher Schutzrechte an Zugangsberechtigungsprodukten und -systemen stellen bei der
Lizenzvergabe an Hersteller von Verbrauchergeräten sicher, dass die Vergabe zu fairen, angemessenen
und nichtdiskriminierenden Bedingungen erfolgt. Die Inhaber gewerblicher Schutzrechte machen unter
Berücksichtigung technischer und wirtschaftlicher Faktoren die Lizenzvergabe nicht von Bedingungen abhängig,
die die Integration

— einer gemeinsamen Schnittstelle zur Zusammenschaltung mit diversen anderen Zugangssystemen in ein
bestimmtes Produkt unterbinden, behindern oder erschweren, oder

— spezifischer Mittel eines anderen Zugangssystems in ein bestimmtes Produkt unterbinden, behindern oder
erschweren,

sofern der Lizenznehmer die entsprechenden angemessenen Bedingungen einhält, die — soweit er selbst
betroffen ist — die Sicherheit von Transaktionen der Betreiber von Zugangsberechtigungssystemen gewähr-
leisten.

Teil II: Andere Einrichtungen, die im Rahmen von Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b) Bedingungen unterworfen
werden können

a) Zugang zu Anwendungsprogramm-Schnittstellen (API).

b) Zugang zu elektronischen Programmführern (EPG).



30.11.2001 DE C 337/13Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

ANHANG II

MINDESTBESTANDTEILE DES VON GEMELDETEN BETREIBERN ZU VERÖFFENTLICHENDEN
STANDARDANGEBOTS FÜR DEN ENTBÜNDELTEN ZUGANG ZUR DOPPELADER-METALLLEITUNG

DES TEILNEHMERANSCHLUSSES

Im Sinne dieses Anhangs bezeichnet der Ausdruck

a) „Teilnetz“ eine Teilkomponente des Teilnehmeranschlusses, die den Netzabschlusspunkt am Standort des
Teilnehmers mit einem Konzentrationspunkt oder einem festgelegten zwischengeschalteten Zugangspunkt des
öffentlichen Telefonfestnetzes verbindet;

b) „entbündelter Zugang zum Teilnehmeranschluss“ den vollständig entbündelten sowie den gemeinsamen Zugang
zum Teilnehmeranschluss; eine Änderung der Eigentumsverhältnisse beim Teilnehmeranschluss ist damit nicht
verbunden;

c) „vollständig entbündelter Zugang zum Teilnehmeranschluss“ die Bereitstellung des Zugangs zum Teilnehmer-
anschluss oder zum Teilnetz des gemeldeten Betreibers für einen Begünstigten in der Weise, dass die Nutzung
des gesamten Frequenzspektrums der Doppelader-Metallleitung ermöglicht wird;

d) „gemeinsamer Zugang zum Teilnehmeranschluss“ die Bereitstellung des Zugangs zum Teilnehmeranschluss
oder zum Teilnetz des gemeldeten Betreibers für einen Begünstigten in der Weise, dass die Nutzung des nicht
für sprachgebundene Dienste genutzten Frequenzspektrums der Doppelader-Metallleitung ermöglicht wird; der
Teilnehmeranschluss wird vom gemeldeten Betreiber weiterhin für die Bereitstellung des Telefondienstes für die
Öffentlichkeit eingesetzt.

A. Bedingungen für den entbündelten Zugang zum Teilnehmeranschluss

1. Netzbestandteile, zu denen der Zugang angeboten wird; dabei handelt es sich insbesondere um:

a) Zugang zu Teilnehmeranschlüssen;

b) im Fall des gemeinsamen Zugangs zum Teilnehmeranschluss: Zugang zum nicht für sprachgebunde-
ne Dienste genutzten Frequenzspektrum eines Teilnehmeranschlusses.

2. Angaben zu den Standorten für den physischen Zugang(1) und zur Verfügbarkeit von Teilnehmeranschlüs-
sen in bestimmten Teilen des Zugangsnetzes.

3. Technische Voraussetzungen für den Zugang zu Teilnehmeranschlüssen und für deren Nutzung,
einschließlich der technischen Daten der Doppelader-Metallleitung des Teilnehmeranschlusses.

4. Auftrags- und Bereitstellungsverfahren sowie Nutzungsbeschränkungen.

B. Kollokationsdienste

1. Angaben zu den relevanten Standorten des gemeldeten Betreibers(1).

2. Kollokationsmöglichkeiten an den in Nummer 1 genannten Standorten (einschließlich physische
Kollokation und gegebenenfalls Fernkollokation und virtuelle Kollokation).

3. Gerätemerkmale: Etwaige Beschränkungen in Bezug auf die Einrichtungen, die in Kollokation unterge-
bracht werden können.

4. Sicherheitsfragen: Maßnahmen der gemeldeten Betreiber, um die Sicherheit ihrer Standorte zu gewähr-
leisten.

5. Zutrittsvorschriften für Mitarbeiter konkurrierender Betreiber.

6. Sicherheitsanforderungen.

7. Regeln für die Raumzuweisung bei begrenztem Kollokationsraum.

(1) Die Bereitstellung dieser Informationen kann im Interesse der öffentlichen Sicherheit auf Interessierte beschränkt werden.
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8. Bedingungen, unter denen Begünstigte die verfügbaren Kollokationsstandorte oder Standorte, für die eine
Kollokation wegen fehlender Kapazitäten abgelehnt wurde, besichtigen können.

C. Informationstechnische Systeme

Bedingungen für den Zugang zu Betriebsunterstützungssystemen, informationstechnischen Systemen oder
Datenbanken des gemeldeten Betreibers für Vorbestellung, Bereitstellung, Auftragserteilung, Anforderung von
Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten sowie Abrechnung.

D. Lieferbedingungen

1. Bearbeitungsfrist für Anträge auf Bereitstellung von Diensten und Einrichtungen; Vereinbarungen über
den Dienstumfang, Verfahren für die Fehlerbehebung und Verfahren zur Wiederherstellung normaler
Funktionsbedingungen sowie Parameter für die Dienstqualität.

2. Übliche Vertragsbedingungen, einschließlich etwaiger Entschädigung bei Nichteinhaltung von Bearbei-
tungsfristen.

3. Preise oder Preisberechnungsformeln für alle oben genannten Komponenten, Funktionen und Einrichtun-
gen.
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BEGRÜNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

1. Die Kommission hat am 29. bis 31. August 2000 ein Paket von Vorschlägen für einen
Rechtsrahmen für die elektronische Kommunikationsinfrastruktur und zugehörige Dienste
vorgelegt. Das vorliegende Dokument betrifft ein Schlüsselelement dieses Pakets, nämlich den
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang zu
elektronischen Kommunikationsnetzen und zugehörigen Einrichtungen sowie deren Zusam-
menschaltung, die so genannte „Zugangsrichtlinie“.

2. Das Europäische Parlament hat seine Stellungnahme in erster Lesung am 1. März 2001
abgegeben und der Wirtschafts- und Sozialausschuss hat seine Stellungnahme am 21. Januar
2001 abgegeben. Der Ausschuss der Regionen hat dem Rat mitgeteilt, dass er zu diesem
Dossier keine Stellungnahme abgeben wird.

3. Der Rat hat seinen Gemeinsamen Standpunkt am 17. September 2001 gemäß Artikel 251 des
Vertrags festgelegt.

II. ZIEL

1. Ziel der Vorschläge für einen neuen Rechtsrahmen ist es, die derzeit geltenden Gemeinschafts-
vorschriften über Telekommunikation mit den tief greifenden Änderungen in Einklang zu
bringen, die sich in den Sektoren Telekommunikation, Medien und Informationstechnologie
vollzogen haben. In den Vorschlägen der Kommission wird ausgehend von der Konvergenz
dieser Sektoren versucht, einen einzigen Rechtsrahmen für alle Übertragungsnetze und
zugehörigen Dienste zu schaffen. Der vorgeschlagene neue Rechtsrahmen wurde konzipiert als
Übergangsphase zwischen den derzeit geltenden Rechtsvorschriften und der voraussichtlichen
künftigen Situation, wenn der Telekommunikationsmarkt so ausgereift sein wird, dass er
ausschließlich über das allgemeine Wettbewerbsrecht geregelt werden kann.

2. Der Vorschlag für eine Richtlinie über den Zugang zu elektronischen Kommunikationsnetzen
und zugehörigen Einrichtungen sowie deren Zusammenschaltung zielt darauf ab, der Aushand-
lung von Zugangs- und Vernetzungsvereinbarungen zwischen den Parteien auf kommerzieller
Basis Vorrang einzuräumen, indem ein klarer Rahmen für alle Fälle geschaffen wird, in denen
ein Eingreifen der nationalen Regulierungsbehörde erforderlich ist, z. B. um Marktverzerrungen
zu korrigieren.

III. ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

A. ALLGEMEINE BEMERKUNGEN

Der Rat unterstützt Ansatz und Ziele des Kommissionsvorschlags. Bei der Festlegung seines
Gemeinsamen Standpunkts nahm er jedoch eine Reihe von Änderungen sowohl am Inhalt als
auch am Wortlaut der vorgeschlagenen Richtlinie vor.

Dabei war es dem Rat neben der Berücksichtigung der Stellungnahme des Europäischen
Parlaments ein besonderes Anliegen,

— den Wortlaut der Richtlinie präziser zu gestalten und somit die rechtliche Klarheit des
Textes zu verbessern;

— den Nutzern weitreichendere Garantien in Bezug auf den End-zu-End-Verbund einzuräu-
men und

— eine größere Flexibilität im Hinblick auf die künftige Entwicklung der Verpflichtungen
betreffend den Zugang zum Digitalfernsehen vorzusehen.
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B. BESONDERE BEMERKUNGEN

1. Wichtigste am Kommissionsvorschlag vorgenommene Änderungen

a) Verpflichtungen zur Zusammenschaltung (Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a))

Der Text des Gemeinsamen Standpunkts räumt den nationalen Regulierungsbehör-
den in dem neuen Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a) die besondere Befugnis ein,
Unternehmen, die den Zugang zu den Endnutzern kontrollieren, zur Zusammen-
schaltung zu verpflichten. Dies gilt unbeschadet der Möglichkeit nach Artikel 12,
derartige Verpflichtungen Betreibern mit beträchtlicher Marktmarkt aufzuerlegen.
Ziel dieser Änderung ist es, den End-zu-End-Verbund der Netze in stärkerem Maße
zu gewährleisten.

b) Verpflichtungen betreffend die Zugangsberechtigung (Artikel 5 Absatz 1
Buchstabe b), Artikel 6 und Anhang I)

Gemäß dem Kommissionsvorschlag sollten die in der Richtlinie 95/47/EG über
Fernsehnormen vorgesehenen grundlegenden Verpflichtungen für alle Betreiber
einfach in Artikel 6 und in Anhang I der neuen Richtlinie übernommen werden.
Hinzugefügt wurde lediglich die Möglichkeit, diese Bedingungen künftig je nach
technischer Entwicklung im Wege eines Komitologieverfahrens auszudehnen, um
weitere Einrichtungen (Anwendungsprogrammier-Schnittstellen und Elektronische
Programmführer — API und EPG) einzubeziehen.

Im Allgemeinen hielt der Rat das Konzept des Kommissionsvorschlags in diesem
Bereich für zu unflexibel. Es wurde daher in Artikel 5 Absatz 1 ein neuer Unterabsatz
(Buchstabe b)) eingefügt, wonach es den Mitgliedstaaten freisteht, von Anfang an
Bedingungen für weitere Einrichtungen (API und EPG) vorzusehen.

Darüber hinaus wird in Artikel 6 Absatz 4 des Gemeinsamen Standpunkts die
Möglichkeit eingeräumt, die Regulierung der Zugangsberechtigungssysteme bei
zunehmender Wettbewerbsorientiertheit der Märkte „zurückzuschrauben“, vorausge-
setzt, dass der Zugang zu Sendungen, für die eigens eine Übertragungsverpflichtung
besteht, beibehalten werden kann.

c) Bestimmte Begrenzungen auf öffentliche Netze (Artikel 1 Absatz 1 und
Artikel 4)

Der Rat hat beschlossen, den von der Kommission vorgeschlagenen breiten
Anwendungsbereich dieser Richtlinie (der sowohl öffentliche als auch private Netze
abdeckt) beizubehalten, hat jedoch einige spezifische Bestimmungen, wie z. B.
Artikel 4 Absätze 1 und 2, geändert, um deutlich zu machen, dass sie nur für
öffentliche Netze gelten.

d) Übernahme spezifischer Verpflichtungen betreffend den entbündelten Zugang
zum Teilnehmeranschluss (Artikel 9, Artikel 12 und Anhang II)

Der Rat hat unter Berücksichtigung der Stellungnahme des Europäischen Parlaments
eine Reihe detaillierter Bestimmungen hinzugefügt, um die Verpflichtungen, die in
der unlängst angenommenen Verordnung über den entbündelten Zugang zum
Teilnehmeranschluss niedergelegt sind, in den neuen Rechtsrahmen zu übernehmen.

2. Standpunkt des Rates zu den Abänderungen des Europäischen Parlaments

a) Ganz oder teilweise in den Gemeinsamen Standpunkt eingearbeitete Abände-
rungen

Der Rat hat die Abänderungen 1, 6, 7, 9, 12, 16, 19, 23, 24, 26, 29, 33, 34, 37, 38,
41, 42-43, 44, 45, 47 und 48 ganz, teilweise oder im Grundsatz gebilligt. Einige
dieser Abänderungen wurden mit ihrem vollständigen oder nahezu vollständigen
Wortlaut übernommen, während andere in abgewandelter Form — jedoch unter
Beibehaltung des Ziels, das der jeweiligen Abänderung oder Teilen davon zugrunde
lag — eingearbeitet wurden.
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b) Nicht in den Gemeinsamen Standpunkt eingearbeitete Abänderungen

Der Rat hat die Abänderungen 2, 3, 4, 5, 10, 11, 13, 14, 22, 25, 27, 35, 39, 40, 50
und 51 nicht in seinen Gemeinsamen Standpunkt übernommen und sich insoweit
der Auffassung der Kommission angeschlossen.

Der Rat begründete die Nichtübernahme der Abänderungen 8, 15, 17, 18, 21, 28,
30, 31 und 32 wie folgt:

— Abänderung 8 (Artikel 2 Buchstabe b) — Definition des Begriffs „Zusammenschal-
tung“)

Der Wortlaut des Kommissionsvorschlags erschien in rechtlicher Hinsicht
klarer.

— Abänderung 15 (Artikel 4 — Sanktionen für Verstöße gegen die Geheimhaltungspflicht)

Der Rat zog es vor, den Mitgliedstaaten in dieser Frage einen gewissen
Ermessensspielraum einzuräumen.

— Abänderung 17 (Vorrang für Verhandlungen auf kommerzieller Basis)

Die Abänderung wird zwar im Grundsatz gebilligt, aber aus formalen Gründen
passt ein derartiger „erläuternder“ Text besser in die Erwägungsgründe (siehe
Erwägungsgrund 4).

— Abänderung 18 (Erfordernis der Aufhebung von Verpflichtungen, sobald auf einem
Markt ein wirksamer Wettbewerb herrscht)

Inhaltlich ist dieses Erfordernis bereits in Artikel 14a (jetzt Artikel 15) der
Rahmenrichtlinie enthalten und eine Wiederholung der Bestimmung an dieser
Stelle könnte in Bezug auf die in Artikel 8 Absatz 2 des Ratstextes genannten
gemeinwohlorientierten Ausnahmeregelungen (in den Fällen, in denen allen
Betreibern Verpflichtungen auferlegt werden) zu Rechtsunsicherheit führen.

— Abänderung 21 (Bedingungen für den Zugang zu anderen Einrichtungen)

Der Rat hat Artikel 6 Absatz 2 gestrichen, da der weiter gefasste Absatz 3 in
jedem Fall Änderungen des Anhangs I im Wege eines Ausschussverfahrens
ermöglicht.

— Abänderung 28 (Artikel 8 Absatz 2)

Dem systematischeren und ausführlicheren Text des in den Gemeinsamen
Standpunkt aufgenommenen Artikels 8 Absatz 2 wurde der Vorzug gegeben.

— Abänderung 30 (Artikel 8 Absatz 3)

Die Abänderung wurde nicht für notwendig erachtet, da die vorgeschlagenen
Änderungen in Artikel 6 der Rahmenrichtlinie (auf die der Text Bezug nimmt)
teilweise bereits enthalten sind.

— Abänderung 31 (Benachrichtigung vor einer Aufhebung von Verpflichtungen)

Es wurde die Auffassung vertreten, dass die Frage der Benachrichtigung bereits
in Artikel 7 Absatz 3 dieser Richtlinie und in Artikel 14a (jetzt Artikel 15) der
Rahmenrichtlinie behandelt wird.

— Abänderung 32 (Zusätzlicher Absatz in Artikel 8)

Als für die Rechtssicherheit abträglich wurde betrachtet, an dieser Stelle
zusätzliche Beurteilungskriterien für das Eingreifen der nationalen Regulierungs-
behörden einzuführen, da dieser Aspekt in den Artikeln 7, 13, 14 und 14a (jetzt
15) der Rahmenrichtlinie besser geregelt ist.
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GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 37/2001

vom Rat festgelegt am 17. September 2001

im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie 2001/.../EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom ... über die Genehmigung elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste (Genehmi-

gungsrichtlinie)

(2001/C 337/02)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND (4) Diese Richtlinie regelt die Genehmigung aller elektroni-
DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — schen Kommunikationsnetze und -dienste unabhängig

davon, ob sie für die Allgemeinheit bereitgestellt werden
oder nicht. Dies ist wichtig, damit dafür gesorgt ist, dassgestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
für beide Gruppen von Anbietern objektive, transparen-Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95,
te, nichtdiskriminierende und verhältnismäßige Rechte,
Bedingungen und Verfahren gelten.auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus- (5) Diese Richtlinie gilt nur dann für die Einräumung vonses (2), Rechten für die Nutzung von Funkfrequenzen, wenn die
Nutzung mit der Bereitstellung eines elektronischen

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3), Kommunikationsnetzes oder -dienstes, normalerweise
gegen Entgelt, verbunden ist. Die Eigennutzung von

in Erwägung nachstehender Gründe: Funkendgeräten auf der Grundlage der nicht ausschließ-
lichen Nutzung bestimmter Funkfrequenzen durch einen
Nutzer, die nicht im Zusammenhang mit einer wirt-(1) Die öffentliche Anhörung zu dem Bericht von 1999
schaftlichen Tätigkeit steht, wie zum Beispiel die Nut-über den Rechtsrahmen für Kommunikationsdienste,
zung eines CB-Bands durch Funkamateure, stellt keinederen Ergebnisse sich in der Mitteilung der Kommission
Bereitstellung eines elektronischen Kommunikationsnet-vom 26. April 2000 widerspiegeln, sowie die Feststellun-
zes oder -dienstes dar und unterliegt daher nicht diesergen der Kommission in ihren Mitteilungen über den
Richtlinie. Diese Nutzung wird von der Richtli-Fünften und Sechsten Bericht über die Umsetzung des
nie 1999/5/EG des Europäischen Parlaments und desReformpakets für den Telekommunikationssektor haben
Rates vom 9. März 1999 über Funkanlagen und Tele-bestätigt, dass eine stärker harmonisierte und weniger
kommunikationsendeinrichtungen und die gegenseitigeschwerfällige Regelung des Marktzugangs für elektroni-
Anerkennung ihrer Konformität (4) erfasst.sche Kommunikationsnetze und -dienste in der ganzen

Gemeinschaft notwendig ist.

(6) Die Bestimmungen über den freien Verkehr mit Zu-
(2) Die Konvergenz der unterschiedlichen elektronischen gangskontrollsystemen und die freie Bereitstellung von

Kommunikationsnetze und -dienste und ihrer Technolo- auf derartigen Systemen beruhenden geschützten Dien-
gien verlangt eine Genehmigungsregelung, die für alle sten sind in der Richtlinie 98/84/EG des Europäischen
vergleichbaren Dienste in gleicher Weise und unab- Parlaments und des Rates vom 20. November 1998
hängig von der eingesetzten Technologie gilt. über den rechtlichen Schutz von zugangskontrollierten

Diensten und von Zugangskontrolldiensten (5) niederge-
legt. Die Genehmigung dieser Systeme und Dienste(3) Ziel dieser Richtlinie ist es, einen rechtlichen Rahmen
braucht daher nicht im Rahmen der vorliegenden Richtli-für die freie Bereitstellung elektronischer Kommunika-
nie geregelt zu werden.tionsnetze und -dienste zu schaffen, wobei diese lediglich

den Bestimmungen dieser Richtlinie und etwaigen Ein-
schränkungen gemäß Artikel 46 Absatz 1 des Vertrags,

(7) Für die Genehmigung elektronischer Kommunikations-insbesondere Maßnahmen betreffend die öffentliche
netze und -dienste sollte das am wenigsten schwerfälligeOrdnung, die öffentliche Sicherheit und die öffentliche
Genehmigungssystem gewählt werden, um die Entwick-Gesundheit unterliegt.
lung neuer elektronischer Kommunikationsdienste und
gesamteuropäischer Kommunikationsnetze und -dienste
zu fördern und um Anbietern und Nutzern dieser(1) ABl. C 365 E vom 19.12.2000, S. 230.
Dienste die Möglichkeit zu geben, von den Größenvor-(2) ABl. C 123 vom 25.4.2001, S. 55.
teilen des Binnenmarktes zu profitieren.(3) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 1. März 2001

(noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht), Gemeinsamer Stand-
punkt des Rates vom 17. September 2001 und Beschluss des
Europäischen Parlaments vom ... (noch nicht im Amtsblatt (4) ABl. L 91 vom 7.4.1999, S. 10.

(5) ABl. L 320 vom 28.11.1998, S. 54.veröffentlicht).
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(8) Diese Ziele lassen sich am besten durch eine Allgemein- sich um Anbieter von Rundfunk- oder Fernsehinhalten
handeln. Unbeschadet der von den Mitgliedstaaten fest-genehmigung für alle elektronischen Kommunikations-

netze und -dienste erreichen, bei der keine ausdrückliche gelegten speziellen Kriterien und Verfahren zur Vergabe
von Nutzungsrechten für Funkfrequenzen an AnbieterEntscheidung und kein Verwaltungsakt seitens der natio-

nalen Regulierungsbehörde notwendig sind und sich die von Rundfunk- oder Fernsehinhaltsdiensten zur Verfol-
gung von im allgemeinen Interesse liegenden Zielenverfahrensrechtlichen Erfordernisse auf die Notifizierung

beschränken. Wenn die Mitgliedstaaten vorschreiben, im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht sollte das
Verfahren zur Zuteilung von Funkfrequenzen unter allendass die Anbieter elektronischer Kommunikationsnetze

oder -dienste die Aufnahme ihrer Tätigkeit melden Umständen objektiv, transparent, nichtdiskriminierend
und verhältnismäßig sein. Nach der Rechtsprechungmüssen, so können sie auch verlangen, dass die Meldung

durch eine rechtlich anerkannte postalische oder elektro- des Gerichtshofs müssen nationale Beschränkungen der
durch Artikel 49 des Vertrags gewährleisteten Rechtenische Bestätigung des Eingangs der Meldung belegt

wird. Diese Bestätigung sollte keinesfalls in einem Ver- objektiv gerechtfertigt und verhältnismäßig sein und
dürfen nicht über das hinausgehen, was zur Erreichungwaltungsakt der nationalen Regulierungsbehörde, bei

der die Meldung zu erfolgen hat, bestehen oder einen der von den Mitgliedstaaten im Einklang mit dem
Gemeinschaftsrecht festgelegten Ziele des Allgemeinin-derartigen Verwaltungsakt erfordern.
teresses erforderlich ist. Die Verantwortung für die
Einhaltung der mit dem Recht zur Nutzung einer
Funkfrequenz verbundenen Verpflichtungen und der mit(9) Die mit einer Allgemeingenehmigung verbundenen
der Allgemeingenehmigung verbundenen BedingungenRechte und Pflichten eines Unternehmens müssen aus-
sollte unter allen Umständen bei dem Unternehmendrücklich in diese Genehmigung eingeschlossen werden,
liegen, dem das Recht zur Nutzung der Funkfrequenzdamit in der ganzen Gemeinschaft gleiche Wettbewerbs-
gewährt wurde.bedingungen gelten und grenzüberschreitende Verhand-

lungen über die Zusammenschaltung öffentlicher Kom-
munikationsnetze erleichtert werden.

(13) Als Teil des Verfahrens für die Vergabe von Nutzungs-
rechten für eine Funkfrequenz können die Mitgliedstaa-(10) Die Allgemeingenehmigung berechtigt Unternehmen,
ten überprüfen, ob der Antragsteller in der Lage seindie für die Allgemeinheit elektronische Kommunika-
wird, die mit diesen Rechten verknüpften Bedingungentionsnetze und -dienste bereitstellen, die Zusammen-
zu erfüllen. Zu diesem Zweck kann der Antragstellerschaltung nach den Bestimmungen der Richtli-
aufgefordert werden, die Informationen vorzulegen, dienie 2001/.../EG des Europäischen Parlaments und des
zum Nachweis seiner Fähigkeit, diese Bedingungen zuRates vom ... über den Zugang zu elektronischen
erfüllen, erforderlich sind. Werden diese InformationenKommunikationsnetzen und zugehörigen Einrichtungen
nicht vorgelegt, kann der Antrag auf das Nutzungsrechtsowie deren Zusammenschaltung (Zugangsrichtlinie) (1)
für eine Funkfrequenz abgelehnt werden.auszuhandeln. Unternehmen, die für andere Abnehmer

als die Allgemeinheit elektronische Kommunikationsnet-
ze und -dienste bereitstellen, können die Zusammen-
schaltung zu kommerziellen Bedingungen aushandeln.

(14) Die Mitgliedstaaten sind weder dazu verpflichtet noch
daran gehindert, Rechte zur Nutzung von Nummern

(11) Die Einräumung besonderer Rechte kann auch weiterhin ihres jeweiligen nationalen Nummerierungsplans oder
für die Nutzung von Funkfrequenzen und Nummern Rechte zur Installation von Anlagen anderen Unterneh-
einschließlich Kurzvorwahl des nationalen Num- men als den Anbietern elektronischer Kommunikations-
mernplans notwendig sein. Nutzungsrechte für Num- netze oder -dienste zu gewähren.
mern können auch aufgrund eines europäischen Num-
mernplans zugewiesen werden, z. B. der virtuelle Länder-
code „3883“, der den Mitgliedsländern der Europäischen
Konferenz der Verwaltungen für Post und Fernmeldewe- (15) Die Bedingungen, die an eine Allgemeingenehmigung
sen (CEPT) zugewiesen wurde. Diese Nutzungsrechte und an besondere Nutzungsrechte geknüpft werden
sollten nur eingeschränkt werden, wenn dies angesichts können, sollten auf das absolut Notwendige beschränkt
des begrenzten Frequenzspektrums unumgänglich und werden, damit die Anforderungen und Verpflichtungen
zur Sicherung einer effizienten Nutzung desselben not- des Gemeinschaftsrechts und der einzelstaatlichen
wendig ist. Rechtsvorschriften, die mit dem Gemeinschaftsrecht im

Einklang stehen, erfüllt werden.

(12) Mit dieser Richtlinie wird keine Vorentscheidung darüber
getroffen, ob Funkfrequenzen unmittelbar den Anbietern
elektronischer Kommunikationsnetze oder -dienste oder (16) Bei elektronischen Kommunikationsnetzen und -dien-
den Rechtsträgern zugewiesen werden, die diese Netze sten, die nicht für die Allgemeinheit bereitgestellt wer-
oder Dienste nutzen. Bei diesen Rechtsträgern kann es den, sollten weniger zahlreiche und weniger strenge

Bedingungen vorgeschrieben werden als für die elektro-
nischen Kommunikationsnetze und -dienste, die für die
Allgemeinheit bereitgestellt werden.(1) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.
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(17) Besondere Pflichten, die Anbietern elektronischer Kom- nicht im Widerspruch zu dieser Richtlinie, wenn die
Anwendung objektiver, nicht diskriminierender undmunikationsnetze und -dienste mit beträchtlicher Markt-

macht im Sinne der Richtlinie 2001/.../EG des Euro- verhältnismäßiger Auswahlkriterien zur Förderung des
Wettbewerbs dazu führen würde, dass bestimmte Unter-päischen Parlaments und des Rates vom ... über einen

gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommu- nehmen von einem wettbewerbsorientierten oder ver-
gleichenden Auswahlverfahren für eine bestimmtenikationsnetze und -dienste (Rahmenrichtlinie) (1) nach

dem Gemeinschaftsrecht auferlegt werden können, soll- Funkfrequenz ausgeschlossen werden.
ten von den mit einer Allgemeingenehmigung verbunde-
nen allgemeinen Rechten und Pflichten getrennt werden.

(24) Wurde auf europäischer Ebene eine harmonisierte Zutei-
lung von Funkfrequenzen an einzelne Unternehmen

(18) Die Allgemeingenehmigung sollte nur Bedingungen ent- vereinbart, sollten die Mitgliedstaaten diese Vereinbarun-halten, die speziell für den Bereich der elektronischen gen bei der Zuteilung von Nutzungsrechten für Funkfre-Kommunikation gelten. Sie sollte nicht an Bedingungen quenzen des nationalen Frequenznutzungsplans ge-geknüpft werden, die bereits aufgrund anderer, nicht naustens in die Praxis umsetzen.branchenspezifischer nationaler Rechtsvorschriften ein-
zuhalten sind. Die nationalen Regulierungsbehörden
können Netzbetreiber und Diensteanbieter jedoch über (25) Die Anbieter elektronischer Kommunikationsnetze und
andere Rechtsvorschriften unterrichten, die ihre -dienste benötigen möglicherweise eine Bestätigung ihrer
Geschäftstätigkeit betreffen, z. B. durch Verweise auf mit der Allgemeingenehmigung verbundenen Rechte in
ihren Internet-Seiten. Bezug auf die Zusammenschaltung sowie ihrer Wege-

rechte, um vor allem die Verhandlungen mit anderen
regionalen oder lokalen staatlichen Stellen oder mit(19) Der Verpflichtung zur Veröffentlichung der Entscheidun-
Diensteanbietern in anderen Mitgliedstaaten leichtergen über die Gewährung von Nutzungsrechten für
führen zu können. Zu diesem Zweck sollten die nationa-Frequenzen oder Nummern kann dadurch entsprochen
len Regulierungsbehörden entweder auf Antrag oderwerden, dass diese Entscheidungen über eine Website
ansonsten als automatische Reaktion auf eine Notifizie-öffentlich zugänglich gemacht werden.
rung im Rahmen der Allgemeingenehmigung hin den
Unternehmen eine Erklärung ausstellen. Diese Erklärun-

(20) Das gleiche Unternehmen, beispielsweise ein Kabelnetz- gen sollten für sich allein noch keinen Anspruch aufbetreiber, kann sowohl einen elektronischen Kommuni- Rechte begründen und die Rechte aufgrund der Allge-kationsdienst wie etwa die Übermittlung von Fernseh- meingenehmigung, die Nutzungsrechte oder die Inan-signalen als auch Dienste bereitstellen, die nicht unter spruchnahme derartiger Rechte sollten auch nicht vondiese Richtlinie fallen, wie etwa die Vermarktung eines einer Erklärung abhängen.Angebots von Rundfunk- oder Fernsehinhaltsübertra-
gungsdiensten; daher können diesem Unternehmen hin-
sichtlich seiner Tätigkeit als Anbieter oder Vermittler (26) Wenn Unternehmen der Ansicht sind, dass ihre Anträge
von Inhalten nach anderen Bestimmungen als nach auf Erteilung von Rechten für die Installation von
dieser Richtlinie zusätzliche Verpflichtungen auferlegt Einrichtungen nicht im Einklang mit den in der Richtli-
werden, ohne dass die im Anhang enthaltene Liste der nie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) festgelegten Grund-
Bedingungen dadurch berührt würde. sätzen behandelt worden sind, oder wenn solche Ent-

scheidungen unangemessen verzögert werden, sollten
sie das Recht haben, im Einklang mit der genannten(21) Bei der Gewährung von Nutzungsrechten für Funkfre-
Richtlinie gegen solche Entscheidungen oder gegen diequenzen oder Nummern oder von Rechten zur Installa-
Verzögerung solcher Entscheidungen zu klagen.tion von Einrichtungen können die zuständigen Behör-

den die Unternehmen, denen sie diese Rechte gewähren,
über die einschlägigen Bedingungen in der Allgemeinge-

(27) Die Sanktionen für die Nichterfüllung der an die Allge-nehmigung unterrichten.
meingenehmigung geknüpften Bedingungen sollten dem
Versäumnis angemessen sein. Sofern es sich nicht um

(22) Ist in einem bestimmten Bereich die Nachfrage nach einen außergewöhnlichen Fall handelt, wäre es unange-
Funkfrequenzen größer als das verfügbare Angebot, messen, einem Unternehmen, das eine oder mehrere der
sollte bei der Zuteilung dieser Frequenzen ein ordnungs- an die Allgemeingenehmigung geknüpften Bedingungen
gemäßes und transparentes Verfahren eingehalten wer- nicht erfüllt, das Recht, elektronische Kommunikations-
den, damit unzulässige Diskriminierungen vermieden dienste anzubieten, oder das Nutzungsrecht für Funkfre-
und diese knappen Güter optimal genutzt werden. quenzen oder Nummern zu entziehen oder das betref-

fende Recht auszusetzen. Dies berührt nicht die Sofort-
maßnahmen, die die zuständigen Behörden der Mitglied-(23) Die nationalen Regulierungsbehörden sollten bei der

Festlegung von Kriterien für auf Wettbewerb beruhende staaten bei einer ernsten Gefährdung der öffentlichen
Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit oder der wirt-oder vergleichende Auswahlverfahren sicherstellen, dass

die in Artikel 7 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenricht- schaftlichen und betrieblichen Interessen anderer Unter-
nehmen treffen können. Diese Richtlinie sollte auchlinie) genannten Ziele erreicht werden. Es stünde daher
nicht die Schadenersatzansprüche berühren, die Unter-
nehmen aufgrund innerstaatlichen Rechts gegeneinander
erheben.(1) Siehe Seite 34 dieses Amtsblatts.
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(28) Diensteanbieter zu verpflichten, Berichte und Informa- (32) Zusätzlich zu den Verwaltungsabgaben können für
Nutzungsrechte an Frequenzen und Nummern Entgeltetionen zu liefern, kann sowohl für das Unternehmen als

auch für die zuständige nationale Regulierungsbehörde erhoben werden, um eine optimale Nutzung dieser Güter
sicherzustellen. Diese Entgelte sollten die Entwicklungeine Belastung bedeuten. Solche Verpflichtungen sollten

daher angemessen und objektiv gerechtfertigt sein und innovativer Dienste und den Wettbewerb auf dem Markt
nicht erschweren. Durch diese Richtlinie werden dieauf das absolut Notwendige beschränkt werden. Es ist

nicht nötig, systematisch und regelmäßig den Nachweis Zwecke, für die Entgelte für die Nutzungsrechte verwen-
det werden, nicht berührt. Diese Entgelte können bei-der Erfüllung aller an eine Allgemeingenehmigung oder

an Nutzungsrechte geknüpften Bedingungen zu verlan- spielsweise zur Finanzierung derjenigen Tätigkeiten der
nationalen Regulierungsbehörden verwendet werden,gen. Die Unternehmen haben das Recht zu erfahren, zu

welchem Zweck die von ihnen verlangten Angaben die nicht über die Verwaltungsabgaben finanziert werden
können.benutzt werden sollen. Die Lieferung von Informationen

sollte keine Bedingung für die Gewährung des Marktzu-
gangs sein. Für statistische Zwecke kann von den (33) Die Mitgliedstaaten können die mit einer Allgemeinge-
Anbietern elektronischer Kommunikationsnetze oder nehmigung und mit Nutzungsrechten verbundenen
-dienste eine Meldung verlangt werden, wenn sie ihre Rechte, Bedingungen, Verfahren, Gebühren und Entgelte
Tätigkeit einstellen. ändern, wenn dies objektiv gerechtfertigt ist. Solche

Änderungen sollten allen interessierten Parteien ord-
nungsgemäß und rechtzeitig mitgeteilt werden, wobei

(29) Diese Richtlinie sollte nicht die Pflicht der Mitgliedstaa- ihnen angemessen Gelegenheit zu geben ist, ihren Stand-
ten berühren, alle Informationen zu übermitteln, die zur punkt zu einer solchen Änderung darzulegen.
Verteidigung der Gemeinschaftsinteressen im Zusam-
menhang mit internationalen Vereinbarungen notwen-

(34) Zur Erreichung der angestrebten Transparenz müssendig sind. Ferner berührt diese Richtlinie nicht die Bericht-
Diensteanbieter, Verbraucher und andere interessierteerstattungsverpflichtungen aufgrund von Rechtsvor-
Parteien leichten Zugang erhalten zu allen Informationenschriften, die, wie beispielsweise das Wettbewerbsrecht,
über Rechte, Bedingungen, Verfahren, Gebühren, Entgel-nicht speziell auf den Bereich der elektronischen Kom-
te und Entscheidungen über die Bereitstellung elektroni-munikation abstellen.
scher Kommunikationsdienste, über Nutzungsrechte für
Funkfrequenzen und Nummern, Rechte zur Installation
von Einrichtungen, nationale Frequenznutzungspläne

(30) Von Anbietern elektronischer Kommunikationsdienste und nationale Nummernpläne. Die nationalen Regulie-
können Verwaltungsabgaben erhoben werden, um die rungsbehörden haben die wichtige Aufgabe, diese Infor-
Arbeit der nationalen Regulierungsbehörde bei der Ab- mationen bereitzustellen und ständig zu aktualisieren.
wicklung des Genehmigungsverfahrens und der Einräu- Falls diese Rechte von anderen staatlichen Stellen verwal-
mung von Nutzungsrechten zu finanzieren. Diese Abga- tet werden, sollten sich die einzelstaatlichen Regulie-
ben sollten sich auf das beschränken, was zur Deckung rungsbehörden darum bemühen, ein benutzerfreundli-
der tatsächlichen Verwaltungskosten für diese Arbeit ches Instrument für den Zugang zu Informationen über
notwendig ist. Zu diesem Zweck sollte bei den Einnah- diese Rechte zu schaffen.
men und Ausgaben der nationalen Regulierungsbehör-
den dadurch für Transparenz gesorgt werden, dass die

(35) Die Kommission sollte kontrollieren, ob der Binnen-insgesamt eingenommenen Abgaben und die angefalle-
markt mit den in dieser Richtlinie vorgesehenen nationa-nen Verwaltungskosten jährlich offen gelegt werden. So
len Genehmigungsregelungen ordnungsgemäß funktio-können die Unternehmen prüfen, ob die Abgaben den
niert.Verwaltungskosten entsprechen.

(36) Um zu erreichen, dass alle Bestandteile des neuen
Regulierungsrahmens für den Sektor der elektronischen(31) Die Regelungen zur Erhebung von Verwaltungsabgaben

sollten den Wettbewerb nicht verzerren und keine Kommunikation gleichzeitig zur Anwendung gelangen,
ist es wichtig, dass der Prozess der Umsetzung dieserSchranken für den Marktzugang errichten. Mit einer

Allgemeingenehmigungsregelung wird es, abgesehen Richtlinie in einzelstaatliches Recht und der Prozess der
Anpassung der bestehenden Genehmigungen an dievon der Gewährung von Nutzungsrechten für Nummern

und Funkfrequenzen und von Rechten für die Installa- neuen Regeln parallel erfolgen. Werden jedoch in beson-
deren Fällen die bei Inkrafttreten dieser Richtlinie gülti-tion von Einrichtungen, nicht länger möglich sein,

einzelnen Unternehmen administrative Kosten und so- gen Genehmigungen im Einklang mit dieser Richtlinie
durch eine Allgemeingenehmigung und individuellemit Abgaben aufzuerlegen. Alle erhobenen Verwaltungs-

abgaben sollten mit den Grundsätzen einer Allgemeinge- Nutzungsrechte ersetzt, und würde dies dazu führen,
dass die Pflichten der Diensteanbieter, die aufgrund einernehmigungsregelung vereinbar sein. Ein Beispiel einer

fairen, einfachen und transparenten Option für diese gültigen Genehmigung arbeiten, erweitert oder ihre
Rechte eingeschränkt werden, so können die Mitglied-Kriterien zur Auferlegung von Abgaben könnte ein am

Umsatz orientierter Verteilungsschlüssel sein. Sind die staaten einen zusätzlichen Zeitraum von zwölf Monaten
nach Beginn der Anwendung dieser Richtlinie zur An-administrativen Kosten sehr gering, so sind möglicher-

weise Pauschalabgaben oder Abgaben, bei denen Pau- passung dieser Genehmigungen nutzen, sofern sich dies
nicht nachteilig auf die Rechte und Pflichten andererschalbasis und umsatzbezogene Komponenten mitein-

ander kombiniert werden, angemessen. Unternehmen auswirkt.
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(37) Unter bestimmten Umständen kann die Aufhebung einer gemeinschaftlichen oder einzelstaatlichen Regelungen be-
trieben wird, anderweitig schwerwiegend beeinträchtigt,Bedingung für die Genehmigung betreffend den Zugang

zu elektronischen Kommunikationsnetzen zu deutlichen behindert oder wiederholt unterbricht.
Nachteilen für ein oder mehrere Unternehmen führen,
für die die Bedingung von Nutzen war. In diesen Fällen

Artikel 3kann die Kommission auf Antrag eines Mitgliedstaats
weitere Übergangsvereinbarungen billigen.

Allgemeingenehmigung für elektronische Kommunika-
tionsnetze und -dienste

(38) Da die Ziele der vorgeschlagenen Maßnahmen, nämlich
die Harmonisierung und Vereinfachung der Genehmi-
gungsvorschriften und -bedingungen für elektronische (1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten die Freiheit, elektroni-
Kommunikationsnetze und -dienste, auf Ebene der Mit- sche Kommunikationsnetze und -dienste gemäß den in dieser
gliedstaaten nicht in ausreichendem Maße erreicht wer- Richtlinie festgelegten Bedingungen bereitzustellen. Sie dürfen
den können und daher wegen des Umfangs und der ein Unternehmen nur dann an der Bereitstellung elektronischer
Wirkungen der Maßnahmen besser auf Gemeinschafts- Kommunikationsnetze oder -dienste hindern, wenn dies aus
ebene zu erreichen sind, kann die Gemeinschaft im den in Artikel 46 Absatz 1 des Vertrags genannten Gründen
Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags niedergeleg- notwendig ist.
ten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend
dem in demselben Artikel ebenfalls genannten Ver-

(2) Die Bereitstellung elektronischer Kommunikationsnetzehältnismäßigkeitsprinzip geht diese Richtlinie nicht über
oder die Bereitstellung elektronischer Kommunikationsdienstedas für die Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß
darf unbeschadet der in Artikel 6 Absatz 2 genannten besonde-hinaus —
ren Verpflichtungen oder der in Artikel 5 genannten Nutzungs-
rechte nur von einer Allgemeingenehmigung abhängig ge-HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:
macht werden. Von dem betreffenden Unternehmen kann eine
Meldung gefordert werden, aber nicht verlangt werden, vor

Artikel 1 Ausübung der mit der Genehmigung verbundenen Rechte eine
ausdrückliche Entscheidung oder einen anderen Verwaltungs-

Ziel und Geltungsbereich akt der nationalen Regulierungsbehörde zu erwirken. Nach
einer entsprechenden Meldung, sofern diese verlangt wird,
kann ein Unternehmen seine Tätigkeit aufnehmen, gegebenen-(1) Ziel dieser Richtlinie ist es, durch die Harmonisierung falls vorbehaltlich der Bestimmungen der Artikel 5, 6 und 7und Vereinfachung der Genehmigungsvorschriften und -bedin- über die Nutzungsrechte.gungen einen Binnenmarkt für elektronische Kommunika-

tionsnetze und -dienste zu errichten, damit deren Bereitstellung
in der ganzen Gemeinschaft erleichtert wird. (3) Die Meldung im Sinne von Absatz 2 umfasst nicht mehr

als die Erklärung einer juristischen oder natürlichen Person
gegenüber der nationalen Regulierungsbehörde, dass sie die(2) Diese Richtlinie gilt für Genehmigungen, die für die
Absicht hat, mit der Bereitstellung elektronischer Kommunika-Bereitstellung elektronischer Kommunikationsnetze und -dien-
tionsnetze oder -dienste zu beginnen, sowie die Mindestanga-ste erteilt werden.
ben, die nötig sind, damit die nationale Regulierungsbehörde
ein Register oder ein Verzeichnis der Anbieter elektronischer

Artikel 2 Kommunikationsnetze und -dienste führen kann. Diese Anga-
ben müssen sich auf die für die Identifizierung des Dienstean-

Begriffsbestimmungen bieters und seiner Kontaktpersonen notwendigen Informatio-
nen, wie beispielsweise die Handelsregisternummer, seine
Anschrift sowie eine Kurzbeschreibung des Netzes oder des(1) Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten die Begriffs-
Dienstes und den voraussichtlichen Termin für die Aufnahmebestimmungen in Artikel 2 der Richtlinie 2001/.../EG (Rah-
der Tätigkeit beschränken.menrichtlinie).

Artikel 4(2) Darüber hinaus gelten folgende Begriffsbestimmungen:

a) „Allgemeingenehmigung“: der in einem Mitgliedstaat er- Mindestrechte aufgrund einer Allgemeingenehmigung
richtete rechtliche Rahmen, mit dem gemäß dieser Richtli-
nie Rechte für die Bereitstellung elektronischer Kommuni-

(1) Unternehmen, denen gemäß Artikel 3 eine Genehmi-kationsnetze oder -dienste gewährleistet werden und in
gung erteilt wurde, haben das Recht,dem sektorspezifische Verpflichtungen festgelegt werden,

die für alle oder für bestimmte Arten von elektronischen
a) elektronische Kommunikationsnetze und -dienste bereit-Kommunikationsnetzen und -diensten gelten können;

zustellen;
b) „funktechnische Störung“: ein Störeffekt, der für das

Funktionieren eines Funknavigationsdienstes oder ande- b) zu veranlassen, dass ihr Antrag auf Erteilung der notwen-
digen Rechte zur Installation der Einrichtungen gemäß derrer sicherheitsbezogener Dienste eine Gefahr darstellt

oder einen Funkdienst, der im Einklang mit den geltenden Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) geprüft wird.
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(2) Wenn diese Unternehmen elektronische Kommunika- veröffentlicht, und zwar innerhalb von drei Wochen im Fall
von Nummern, die im Rahmen des nationalen Nummerie-tionsnetze oder -dienste für die Allgemeinheit bereitstellen,

haben sie aufgrund der Allgemeingenehmigung ferner das rungsplans für spezielle Zwecke vergeben worden sind, und
innerhalb von sechs Wochen im Fall von Funkfrequenzen, dieRecht,
im Rahmen des nationalen Frequenzvergabeplans für spezielle

a) gemäß der Richtlinie 2001/.../EG (Zugangsrichtlinie) mit Zwecke zugeteilt worden sind. Die letztgenannte Frist lässt
anderen Anbietern öffentlich verfügbarer Kommunika- geltende internationale Vereinbarungen über die Nutzung von
tionsnetze und -dienste, für die in der Gemeinschaft Funkfrequenzen und Erdumlaufpositionen unberührt.
eine Allgemeingenehmigung erteilt wurde, über eine
Zusammenschaltung zu verhandeln und gegebenenfalls

(4) Wurde nach Anhörung der Betroffenen gemäß Artikel 6den Zugang oder die Zusammenschaltung zu erhalten;
Absatz 1 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) be-

b) gemäß der Richtlinie 2001/.../EG des Europäischen Parla- schlossen, dass Nutzungsrechte für Nummern von außeror-
ments und des Rates vom ... über den Universaldienst und dentlichem wirtschaftlichen Wert im Wege wettbewerbsorien-
Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen tierter oder vergleichender Auswahlverfahren vergeben wer-
und -diensten (Universaldienstrichtlinie) (1) die Möglich- den, können die Mitgliedstaaten die Höchstfrist von drei
keit zu erhalten, für die Erfüllung bestimmter Elemente Wochen um bis zu drei Wochen verlängern.
einer Universaldienstverpflichtung im nationalen Ho-
heitsgebiet oder in bestimmten Teilen desselben benannt

Für wettbewerbsorientierte oder vergleichende Auswahlverfah-zu werden.
ren für Funkfrequenzen gilt Artikel 7.

Artikel 5
(5) Die Mitgliedstaaten schränken die Zahl der erteilten
Nutzungsrechte nur so weit ein, wie dies für eine effizienteNutzungsrechte für Funkfrequenzen und Nummern
Nutzung von Funkfrequenzen gemäß Artikel 7 notwendig ist.

(1) Die Mitgliedstaaten machen die Nutzung von Funkfre-
quenzen, soweit möglich, vor allem wenn die Gefahr von Artikel 6
funktechnischen Störungen unbedeutend ist, nicht von der
Erteilung individueller Nutzungsrechte abhängig, sondern

Bedingungen bei Allgemeingenehmigungen und Nut-schließen die Bedingungen für die Nutzung solcher Funkfre-
zungsrechten für Funkfrequenzen und für Nummernquenzen in die Allgemeingenehmigung ein.

sowie besondere Verpflichtungen

(2) Müssen für Funkfrequenzen und Nummern individuelle
(1) Die Allgemeingenehmigung für elektronische Kommu-Nutzungsrechte erteilt werden, so erteilen die Mitgliedstaaten
nikationsnetze oder -dienste und die Nutzungsrechte fürsolche Rechte auf Antrag jedem Unternehmen, das Netze oder
Funkfrequenzen und Nutzungsrechte für Nummern könnenDienste aufgrund einer Allgemeingenehmigung bereitstellt
nur an die jeweils in den Teilen A, B und C des Anhangsoder nutzt, vorbehaltlich der Artikel 6 und 7 und des
genannten Bedingungen geknüpft werden. Die BedingungenArtikels 11 Absatz 1 Buchstabe c) sowie sonstiger Vorschriften
müssen in Bezug auf das betreffende Netz oder den betreffen-zur Sicherstellung einer effizienten Nutzung dieser Güter
den Dienst objektiv gerechtfertigt, nichtdiskriminierend, ver-entsprechend der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie).
hältnismäßig und transparent sein.

Unbeschadet der von den Mitgliedstaaten festgelegten besonde-
ren Kriterien und Verfahren für die Vergabe von Nutzungsrech-

(2) Besondere Verpflichtungen, die Anbietern elektroni-ten für Funkfrequenzen an die Anbieter von Rundfunk- oder
scher Kommunikationsnetze und -dienste gemäß Artikel 5Fernsehinhaltsdiensten zur Verfolgung von im allgemeinen
Absätze 1 und 2 sowie den Artikeln 6 und 8 der Richtli-Interesse liegenden Zielen im Einklang mit dem Gemeinschafts-
nie 2001/.../EG (Zugangsrichtlinie) und den Artikeln 16, 17,recht, werden diese Nutzungsrechte im Wege eines offenen,
18 und 19 der Richtlinie 2001/.../EG (Universaldienstrichtlinie)transparenten und nicht diskriminierenden Verfahrens erteilt.
oder Anbietern, die einen Universaldienst erbringen sollen,Bei der Erteilung von Nutzungsrechten geben die Mitgliedstaa-
gemäß der genannten Richtlinie auferlegt werden können,ten an, ob und — im Fall von Funkfrequenzen — unter
werden rechtlich von den mit der Allgemeingenehmigungwelchen Bedingungen diese Rechte auf Veranlassung des
verbundenen Rechten und Pflichten getrennt. Damit für dieRechteinhabers gemäß Artikel 8 der Richtlinie 2001/.../EG
Unternehmen die Transparenz sichergestellt ist, werden in der(Rahmenrichtlinie) übertragen werden können. Erteilen die
Allgemeingenehmigung die Kriterien und Verfahren angege-Mitgliedstaaten die Nutzungsrechte für eine begrenzte Zeit,
ben, nach denen einzelnen Unternehmen solche besonderenmuss die Dauer für den betreffenden Dienst angemessen sein.
Verpflichtungen auferlegt werden können.

(3) Entscheidungen über Nutzungsrechte werden von der
nationalen Regulierungsbehörde so schnell wie möglich nach (3) Die Allgemeingenehmigung enthält nur die bran-

chenspezifischen Bedingungen, die in Teil A des AnhangsErhalt des vollständigen Antrags getroffen, mitgeteilt und
aufgeführt sind, und greift keine Bedingungen auf, die für die
Unternehmen aufgrund anderer innerstaatlicher Rechtsvor-
schriften gelten.(1) Siehe Seite 55 dieses Amtsblatts.
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(4) Die Mitgliedstaaten greifen bei Erteilung der Nutzungs- Artikel 8
rechte für Funkfrequenzen oder Nummern nicht die Bedingun-
gen der Allgemeingenehmigung auf. Harmonisierte Funkfrequenzzuteilung

Wurden im Einklang mit den internationalen VereinbarungenArtikel 7
und den Gemeinschaftsregeln die Nutzung von Funkfrequen-
zen harmonisiert, Vereinbarungen über die Zugangsbedingun-

Beschränkung der Einräumung von Nutzungsrechten für gen und -verfahren getroffen und Unternehmen, denen die
Funkfrequenzen Funkfrequenzen zugeteilt werden sollen, ausgewählt, so ertei-

len die Mitgliedstaaten dementsprechend das Recht auf Nut-
zung der Funkfrequenzen. Sofern alle mit dem Nutzungsrecht

(1) Erwägt ein Mitgliedstaat, ob die zu erteilenden Nut- für die Funkfrequenzen verbundenen Bedingungen im Fall
zungsrechte für Funkfrequenzen zahlenmäßig beschränkt wer- eines gemeinsamen Auswahlverfahrens eingehalten wurden,
den sollen, so hat er unter anderem Folgendes zu beachten: verknüpfen die Mitgliedstaaten damit keine weiteren Bedingun-

gen, zusätzlichen Kriterien oder Verfahren, welche die korrekte
a) Er trägt der Notwendigkeit gebührend Rechnung, den Durchführung der gemeinsamen Zuteilung dieser Funkfre-

Nutzen für die Nutzer zu maximieren und den Wettbe- quenzen einschränken, verändern oder verzögern würden.
werb zu erleichtern;

Artikel 9b) er gibt allen Beteiligten, einschließlich Nutzern und
Verbrauchern, die Gelegenheit, zu einer eventuellen

Erklärungen zur Erleichterung der Ausübung von Rech-Beschränkung gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Richtli-
ten zur Installation von Einrichtungen, von Wege- undnie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) Stellung zu nehmen;

von Zusammenschaltungsrechten
c) er veröffentlicht unter Angabe der Gründe jede Entschei-

dung, die Erteilung von Nutzungsrechten zu beschränken; Auf Antrag eines Unternehmens stellen die nationalen Regulie-
rungsbehörden innerhalb einer Woche eine standardisierte
Erklärung aus, mit der gegebenenfalls bestätigt wird, dassd) er fordert nach der Entscheidung für ein bestimmtes
das Unternehmen die Meldung nach Artikel 3 Absatz 2Verfahren zur Beantragung von Nutzungsrechten auf,
vorgenommen hat, und in der sie angeben, unter welchenund
Umständen Unternehmen, die im Rahmen einer Allgemeinge-
nehmigung elektronische Kommunikationsnetze oder -dienstee) er überprüft die Beschränkung in angemessenen Ab-
bereitstellen, berechtigt sind, das Recht zur Installation vonständen oder auf angemessenen Antrag der betroffenen
Einrichtungen, auf Verhandlungen über eine Zusammenschal-Unternehmen.
tung und/oder auf Erhalt eines Zugangs oder einer Zusammen-
schaltung zu beantragen, um ihnen die Ausübung dieser

(2) Stellt ein Mitgliedstaat fest, dass weitere Nutzungsrechte Rechte zum Beispiel auf anderen staatlichen Ebenen oder
für Funkfrequenzen erteilt werden können, gibt er dies öffent- gegenüber anderen Unternehmen zu erleichtern. Gegebenen-
lich bekannt und fordert zur Beantragung dieser Rechte auf. falls können diese Erklärungen auch automatisch auf die

Meldung nach Artikel 3 Absatz 2 hin ausgestellt werden.

(3) Muss die Erteilung von Nutzungsrechten für Funkfre-
Artikel 10quenzen beschränkt werden, so erteilt der Mitgliedstaat diese

Rechte nach objektiven, transparenten, nicht diskriminieren-
den und verhältnismäßigen Auswahlkriterien. Bei diesen Aus- Erfüllung der Bedingungen von Allgemeingenehmigungen
wahlkriterien trägt er der Umsetzung der Ziele nach Artikel 7 oder Nutzungsrechten sowie der besonderen Verpflich-
der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) gebührend Rech- tungen
nung.

(1) Die nationalen Regulierungsbehörden können von Un-
ternehmen, die elektronische Kommunikationsnetze oder(4) Bei wettbewerbsorientierten oder vergleichenden Aus-
-dienste im Rahmen einer Allgemeingenehmigung bereitstellenwahlverfahren können die Mitgliedstaaten die in Artikel 5
oder das Recht auf Nutzung von Funkfrequenzen oder Num-Absatz 3 genannte Höchstfrist von sechs Wochen so lange wie
mern haben, verlangen, die in Artikel 11 genannten Informa-nötig, höchstens jedoch um acht Monate, verlängern, um
tionen zu liefern, damit sie prüfen können, ob die an diefür alle Beteiligten ein faires, angemessenes, offenes und
Allgemeingenehmigung oder an Nutzungsrechte geknüpftentransparentes Verfahren sicherzustellen.
Bedingungen oder ob die in Artikel 6 Absatz 2 genannten
besonderen Verpflichtungen erfüllt sind.

Diese Fristen lassen geltende internationale Vereinbarungen
über die Nutzung von Funkfrequenzen und die Satellitenkoor-

(2) Stellt eine nationale Regulierungsbehörde fest, dass eindinierung unberührt.
Unternehmen eine oder mehrere Bedingungen der Allgemein-
genehmigung, der Nutzungsrechte oder in Artikel 6 Absatz 2
genannte besondere Verpflichtungen nicht erfüllt, teilt sie dies(5) Dieser Artikel berührt nicht die Übertragung von Nut-

zungsrechten für Funkfrequenzen gemäß Artikel 8 der Richtli- dem Unternehmen mit und gibt ihm angemessen Gelegenheit,
Stellung zu nehmen oder etwaige Mängelnie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie).
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— innerhalb eines Monats nach der Mitteilung oder (7) Die Unternehmen haben das Recht, gegen Maßnahmen,
die aufgrund dieses Artikels getroffen werden, nach dem
Verfahren des Artikels 4 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmen-— innerhalb einer kürzeren, mit dem betreffenden Unter-
richtlinie) einen Rechtsbehelf einzulegen.nehmen vereinbarten oder bei wiederholten Zuwider-

handlungen von der nationalen Regulierungsbehörde
festgelegten Frist oder Artikel 11

— innerhalb einer längeren, von der nationalen Regulie- Informationen für Allgemeingenehmigungen und Nut-
rungsbehörde festgelegen Frist zungsrechte sowie besondere Verpflichtungen

abzustellen. (1) Unbeschadet der Informations- und Berichtspflichten
aufgrund anderer innerstaatlicher Rechtsvorschriften als der
Allgemeingenehmigung dürfen die nationalen Regulierungs-

(3) Stellt das betreffende Unternehmen die Mängel nicht behörden von den Unternehmen im Rahmen der Allgemeinge-
innerhalb der in Absatz 2 genannten Frist ab, trifft die nehmigung oder der Nutzungsrechte oder der in Artikel 6
zuständige Behörde die gebotenen, angemessenen Maßnah- Absatz 2 genannten besonderen Verpflichtungen nur die
men, damit die Anforderungen erfüllt werden. Diesbezüglich Informationen verlangen, die angemessen und objektiv ge-
können die Mitgliedstaaten die zuständigen Behörden ermäch- rechtfertigt sind für
tigen, gegebenenfalls Geldstrafen zu verhängen. Die Maßnah-
men und die Gründe dafür werden dem betreffenden Unterneh- a) die systematische oder einzelfallbezogene Überprüfung
men innerhalb einer Woche nach der Entscheidung mitgeteilt; der Erfüllung der Bedingungen 1 und 2 des Teils A, der
dabei wird dem Unternehmen eine angemessene Frist gesetzt, Bedingung 6 des Teils B und der Bedingung 7 des Teils C
damit es der Maßnahme entsprechen kann. des Anhangs sowie der Erfüllung der in Artikel 6 Absatz 2

genannten Verpflichtungen;

(4) Unbeschadet der Absätze 2 und 3 können die Mitglied- b) die Einzelfallprüfung der Erfüllung der im Anhang ge-
staaten die zuständige Behörde ermächtigen, gegebenenfalls nannten Bedingungen, wenn eine Beschwerde eingegan-
gegen diejenigen Unternehmen Geldstrafen zu verhängen, die gen ist oder die nationale Regulierungsbehörde aus
der Verpflichtung zur Mitteilung von Angaben gemäß den anderen Gründen annimmt, dass eine Bedingung nicht
Verpflichtungen nach Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a) oder b) erfüllt ist, oder die nationale Regulierungsbehörde von
dieser Richtlinie oder nach Artikel 9 der Richtlinie 2001/.../EG sich aus Ermittlungen durchführt;
(Zugangsrichtlinie) nicht innerhalb einer von der nationalen
Regulierungsbehörde festgesetzten angemessenen Frist nachge- c) Verfahren für Anträge auf Erteilung von Nutzungsrechten
kommen sind. und Überprüfung solcher Anträge;

d) die Veröffentlichung von Qualitäts- und Preisvergleichen
für Dienste zum Nutzen der Verbraucher;(5) Im Fall schwerer und wiederholter Nichterfüllung der

an die Allgemeingenehmigung oder die Nutzungsrechte
e) genau angegebene statistische Zwecke;geknüpften Bedingungen oder der in Artikel 6 Absatz 2

genannten besonderen Verpflichtungen können die nationalen
f) eine Marktanalyse im Sinne der Richtlinie 2001/.../EGRegulierungsbehörden, sofern die in Absatz 3 des vorliegenden

(Zugangsrichtlinie) oder der Richtlinie 2001/.../EG (Un-Artikels genannten Maßnahmen zur Sicherstellung der Erfül-
iversaldienstrichtlinie).lung der Anforderungen erfolglos geblieben sind, ein Unter-

nehmen daran hindern, weiterhin elektronische Kommunika-
tionsnetze oder -dienste bereitzustellen, oder die Nutzungs- Die in Unterabsatz 1 Buchstaben a), b), d), e) und f) genannten
rechte aussetzen oder aberkennen. Informationen dürfen nicht vor dem Zugang zum Markt oder

als Bedingung für den Zugang verlangt werden.

(6) Hat die zuständige Behörde Beweise dafür, dass die (2) Verlangen die nationalen Regulierungsbehörden vonNichterfüllung der an die Allgemeingenehmigung oder die einem Unternehmen die in Absatz 1 genannten Informationen,Nutzungsrechte geknüpften Bedingungen oder der in Artikel 6 so teilen sie diesem auch mit, für welchen speziellen ZweckAbsatz 2 genannten besonderen Verpflichtungen eine unmit- die Informationen benutzt werden sollen.telbare und ernste Gefährdung der öffentlichen Ordnung,
Sicherheit oder Gesundheit darstellt oder bei anderen Anbie-
tern oder Nutzern elektronischer Kommunikationsnetze oder Artikel 12
-dienste zu ernsten wirtschaftlichen oder betrieblichen Proble-
men führt, so kann sie ungeachtet der Absätze 2, 3 und 5 in Verwaltungsabgaben
Vorgriff auf die endgültige Entscheidung einstweilige Sofort-
maßnahmen treffen, um Abhilfe zu schaffen. Das betreffende
Unternehmen erhält anschließend angemessen Gelegenheit, (1) Verwaltungsabgaben, die von Unternehmen verlangt

werden, die aufgrund einer Allgemeingenehmigung einenseinen Standpunkt darzulegen und eine Lösung vorzuschlagen.
Gegebenenfalls kann die zuständige Behörde die einstweiligen Dienst oder ein Netz bereitstellen oder denen ein Nutzungs-

recht gewährt wurde,Maßnahmen bestätigen.
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a) dienen insgesamt lediglich zur Deckung der administrati- Artikel 15
ven Kosten für die Verwaltung, Kontrolle und Durchset-
zung von Allgemeingenehmigungen und Nutzungsrech- Veröffentlichung von Informationen
ten sowie der in Artikel 6 Absatz 2 genannten besonderen
Verpflichtungen, die die Kosten für internationale Zusam-
menarbeit, Harmonisierung und Normung, Marktanalyse, (1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle einschlägigen
Überwachung der Einhaltung und andere Marktkontroll- Informationen über Rechte, Bedingungen, Verfahren, Abgaben,
mechanismen sowie für Regulierungstätigkeiten zur Aus- Entgelte und Entscheidungen im Zusammenhang mit Allge-
arbeitung und Durchsetzung des abgeleiteten Rechts und meingenehmigungen und Nutzungsrechten in angemessener
von Verwaltungsbeschlüssen, beispielsweise von Be- Weise veröffentlicht und ständig aktualisiert werden, so dass
schlüssen über den Zugang und die Zusammenschaltung, alle Beteiligten leichten Zugang zu diesen Informationen
einschließen können, und haben.

b) werden den einzelnen Unternehmen in einer objektiven, (2) Werden die in Absatz 1 genannten Informationen,
verhältnismäßigen und transparenten Weise auferlegt, bei und zwar insbesondere Informationen über Verfahren und
der die zusätzlichen Verwaltungskosten und zugehörigen Bedingungen für Rechte zur Installation von Einrichtungen, auf
Aufwendungen auf ein Mindestmaß reduziert werden. verschiedenen staatlichen Ebenen aufbewahrt, so unternehmen

die nationalen Regulierungsbehörden alle zumutbaren Bemü-
hungen, um einen benutzerfreundlichen Überblick über all
diese Informationen zu erstellen, sofern dies nach dem Ermes-(2) Erheben die nationalen Regulierungsbehörden Verwal-
sen der zuständigen Behörde zu angemessenen Kosten durch-tungsabgaben, so veröffentlichen sie einen jährlichen Überblick
führbar ist, damit die Stellung von Anträgen auf Gewährungüber ihre Verwaltungskosten und die insgesamt eingenomme-
von Rechten zur Installation von Einrichtungen erleichtertnen Abgaben. Entsprechend der Differenz der Gesamtsumme
wird.der Abgaben und der Verwaltungskosten werden entsprechen-

de Berichtigungen vorgenommen.

Artikel 16

Artikel 13 Überprüfungsverfahren

Die Kommission überprüft regelmäßig das FunktionierenEntgelte für Nutzungsrechte und für Rechte für die
der nationalen Genehmigungsverfahren und die EntwicklungInstallation von Einrichtungen
grenzüberschreitender Dienstleistungen innerhalb der Gemein-
schaft und erstattet dem Europäischen Parlament und dem Rat
Bericht; zum ersten Mal geschieht dies spätestens drei JahreDie Mitgliedstaaten können der zuständigen Behörde gestatten,
nach dem Beginn der Anwendung dieser Richtlinie gemäßbei Nutzungsrechten für Funkfrequenzen oder Nummern oder
Artikel 18 Absatz 1 Unterabsatz 2. Zu diesem Zweck kann diebei Rechten für die Installation von Einrichtungen auf, über
Kommission von den Mitgliedstaaten Informationen verlan-oder unter öffentlichem oder privatem Grundbesitz Entgelte
gen, die unverzüglich bereitzustellen sind.zu erheben, die eine optimale Nutzung dieser Ressourcen

sicherstellen sollen. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die
Entgelte objektiv gerechtfertigt, transparent, nicht diskriminie- Artikel 17rend und ihrem Zweck angemessen sind, und tragen den
in Artikel 7 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie)

Bestehende Genehmigungengenannten Zielen Rechnung.

(1) Die Mitgliedstaaten bringen die Genehmigungen, die am
Artikel 14 Tag des Inkrafttretens dieser Richtlinie bereits gültig sind,

spätestens nach dem in Artikel 18 Absatz 1 Unterabsatz 2
genannten Zeitpunkt für den Beginn der Anwendung dieser

Änderung von Rechten und Pflichten Richtlinie mit den Bestimmungen dieser Richtlinie in Einklang.

(2) Führt die Anwendung von Absatz 1 zu einer Ein-Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Rechte, Bedingungen
und Verfahren im Zusammenhang mit den Allgemeingenehmi- schränkung der Rechte oder einer Erweiterung der Pflichten,

die mit den bereits erteilten Genehmigungen verbunden sind,gungen und den Nutzungsrechten oder den Rechten zur
Installation von Einrichtungen nur in objektiv gerechtfertigten so können die Mitgliedstaaten deren Gültigkeit für einen

Zeitraum von höchstens zwölf Monaten ab dem in Artikel 18Fällen und unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit geändert
werden können. Eine solche Absicht ist in geeigneter Weise Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Zeitpunkt des Beginns

der Anwendung dieser Richtlinie verlängern, sofern dies dieanzukündigen, und den Beteiligten, einschließlich Nutzern und
Verbrauchern, ist eine ausreichende Frist einzuräumen, um Rechte, die andere Unternehmen aufgrund des Gemeinschafts-

rechts genießen, nicht beeinträchtigt. Die Mitgliedstaaten teilenihren Standpunkt zu den geplanten Änderungen darzulegen;
diese Frist beträgt, von außergewöhnlichen Umständen abgese- der Kommission diese Verlängerungen unter Angabe der

Gründe mit.hen, mindestens vier Wochen.
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(3) Kann der betreffende Mitgliedstaat nachweisen, dass die Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei derAbschaffung einer Bedingung für die Genehmigung in Bezug

auf den Zugang zu elektronischen Kommunikationsnetzen, amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.die vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie in

Kraft war, für die Unternehmen, die über einen angeordneten
Zugang zu einem anderen Netz verfügten, zu übermäßigen

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den WortlautSchwierigkeiten führt und ist es diesen Unternehmen nicht
der innerstaatlichen Rechtsvorschriften sowie aller nachfolgen-möglich, vor dem Zeitpunkt des Beginns der Anwendung
den Änderungen mit, die sie auf dem unter diese Richtliniedieser Richtlinie nach Artikel 18 Absatz 1 Unterabsatz 2 auf
fallenden Gebiet erlassen.dem Verhandlungsweg neue Vereinbarungen zu wirtschaftlich

vertretbaren Bedingungen zu erzielen, so kann der Mitglied-
staat die befristete Verlängerung der Geltungsdauer der betref-
fenden Bedingung(en) beantragen. Derartige Anträge sind bis
zum Zeitpunkt des Beginns der Anwendung dieser Richtlinie
nach Artikel 18 Absatz 1 Unterabsatz 2 unter genauer Angabe
der Bedingung(en) und des Zeitraums, für die bzw. für den die

Artikel 19befristete Verlängerung beantragt wird, zu stellen.

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über die Inkrafttreten
Gründe für den Antrag auf eine Verlängerung. Die Kommission
prüft derartige Anträge unter Berücksichtigung der besonderen Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung imGegebenheiten des betreffenden Mitgliedstaats und des bzw. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.der betroffenen Unternehmen sowie die Notwendigkeit der
Gewährleistung eines kohärenten Regelungsumfelds auf Ge-
meinschaftsebene. Sie entscheidet darüber, ob der Antrag
genehmigt oder abgelehnt wird, und im Fall einer Entscheidung
zur Genehmigung des Antrags entscheidet sie über den
Umfang und die Dauer der zu genehmigenden Verlängerung.
Die Kommission unterrichtet den betreffenden Mitgliedstaat

Artikel 20innerhalb von sechs Monaten nach dem Eingang des Antrags
auf Verlängerung. Die betreffenden Entscheidungen werden
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht. Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Artikel 18

Geschehen zu ...Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis zum
... (*) die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich
sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis. Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates

Die Präsidentin Der PräsidentSie wenden diese Bestimmungen ab dem ... (**) an.

(*) 15 Monate nach dem Inkrafttreten dieser Richtlinie.
(**) Erster Tag nach Ablauf dieses Fünfzehnmonatszeitraums.
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ANHANG

Maximalliste der Bedingungen für Allgemeingenehmigungen (Teil A), Nutzungsrechte für Funkfrequenzen (Teil B)
und Nutzungsrechte für Nummern (Teil C) im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a).

A. BEDINGUNGEN, DIE AN EINE ALLGEMEINGENEHMIGUNG GEKNÜPFT WERDEN KÖNNEN

1. Finanzieller Beitrag zur Finanzierung des Universaldienstes entsprechend der Richtlinie 2001/.../EG
(Universaldienstrichtlinie).

2. Verwaltungsgebühren entsprechend Artikel 12 der vorliegenden Richtlinie.

3. Interoperabilität der Dienste und Zusammenschaltung der Netze entsprechend der Richtlinie 2001/.../EG
(Zugangsrichtlinie).

4. Bereitstellung von Nummern des nationalen Nummerierungsplans für Endnutzer einschließlich der
Bedingungen entsprechend der Richtlinie 2001/.../EG (Universaldienstrichtlinie).

5. Auflagen aus Gründen des Umweltschutzes sowie der Städte- und Raumplanung sowie Auflagen und
Bedingungen in Verbindung mit der Gewährung des Zugangs zu öffentlichem oder privatem Grundbesitz
oder der Nutzung dieses Grundbesitzes und Bedingungen in Verbindung mit der Kollokation und der
gemeinsamen Nutzung von Einrichtungen entsprechend der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie)
und gegebenenfalls einschließlich finanzieller oder technischer Garantien, die für die ordnungsgemäße
Ausführung von Infrastrukturarbeiten erforderlich sind.

6. Übertragungspflichten entsprechend der Richtlinie 2001/.../EG (Universaldienstrichtlinie).

7. Speziell die elektronische Kommunikation betreffender Schutz personenbezogener Daten und der
Privatsphäre entsprechend der Richtlinie 2001/.../EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom ...
über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphäre in der elektronischen
Kommunikation (Datenschutzrichtlinie) (1).

8. Speziell die elektronische Kommunikation betreffende Verbraucherschutzvorschriften, einschließlich
Bedingungen entsprechend der Richtlinie 2001/.../EG (Universaldienstrichtlinie).

9. Beschränkungen in Bezug auf die Ausstrahlung von illegalen Inhalten entsprechend der Richtlinie
2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche
Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im
Binnenmarkt (2) und Beschränkungen in Bezug auf die Ausstrahlung schädlicher Inhalte gemäß Artikel 2a
Absatz 2 der Richtlinie 89/552/EWG des Rates vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung bestimmter
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fernsehtätigkeit (3).

10. Informationen im Rahmen eines Meldeverfahrens gemäß Artikel 3 Absatz 3 dieser Richtlinie und für
sonstige, in Artikel 11 dieser Richtlinie genannte Zwecke.

11. Ermöglichung der rechtmäßigen Überwachung des Telekommunikationsverkehrs durch die zuständigen
nationalen Behörden entsprechend der Richtlinie 2001/.../EG (Datenschutzrichtlinie) und der Richtlinie
95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (4).

12. Vorschriften für die Nutzung im Katastrophenfall zur Sicherstellung der Kommunikation zwischen
Hilfsdiensten und Behörden und der Ausstrahlung von Mitteilungen an die Bevölkerung.

13. Maßnahmen zur Begrenzung der Exposition der Bevölkerung gegenüber elektromagnetischen Feldern, die
von elektronischen Kommunikationsnetzen verursacht werden, entsprechend dem Gemeinschaftsrecht.

(1) ABl. C ...
(2) ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1.
(3) ABl. L 298 vom 17.10.1989, S. 23. Richtlinie geändert durch die Richtlinie 97/36/EG des Europäischen Parlaments und des

Rates (ABl. L 202 vom 30.7.1997, S. 60).
(4) ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31.
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14. Andere als die in Artikel 6 Absatz 2 dieser Richtlinie genannten Zugangsverpflichtungen für Unternehmen,
die elektronische Kommunikationsnetze oder -dienste bereitstellen, entsprechend der Richtlinie
2001/.../EG (Zugangsrichtlinie).

15. Wahrung der Integrität öffentlicher Kommunikationsnetze entsprechend der Richtlinie 2001/.../EG
(Zugangsrichtlinie) und der Richtlinie 2001/.../EG (Universaldienstrichtlinie) einschließlich der Bedingun-
gen zur Vermeidung elektromagnetischer Störungen zwischen elektronischen Kommunikationsnetzen
und -diensten gemäß der Richtlinie 89/336/EWG des Rates vom 3. Mai 1989 zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die elektromagnetische Verträglichkeit (1).

16. Sicherung öffentlicher Netze gegen unbefugten Zugang entsprechend der Richtlinie 2001/.../EG (Daten-
schutzrichtlinie).

17. Bedingungen für die Nutzung von Funkfrequenzen gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie 1999/5/EG,
sofern diese Nutzung nicht der Erteilung von individuellen Nutzungsrechten gemäß Artikel 5 Absatz 1
der vorliegenden Richtlinie unterworfen ist.

18. Maßnahmen, die die Vereinbarkeit mit den in Artikel 16 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie)
genannten Normen und/oder Spezifikationen gewährleisten sollen.

B. BEDINGUNGEN, DIE AN FREQUENZNUTZUNGSRECHTE GEKNÜPFT WERDEN KÖNNEN

1. Angabe der Dienstleistung oder der Art des Netzes oder der Technologie, für die die Frequenznutzungsrech-
te erteilt wurden, gegebenenfalls einschließlich der ausschließlichen Nutzung einer Frequenz für die
Übertragung eines bestimmten Inhalts oder bestimmter audiovisueller Dienste.

2. Effektive und effiziente Frequenznutzung entsprechend der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie),
gegebenenfalls einschließlich Anforderungen in Bezug auf die Reichweite.

3. Technische und den Betrieb betreffende Bedingungen zur Vermeidung von funktechnischen Störungen
und für die Begrenzung der Exposition der Bevölkerung gegenüber elektromagnetischen Feldern, sofern
diese Bedingungen von den in der Allgemeingenehmigung aufgeführten Bedingungen abweichen.

4. Höchstdauer gemäß Artikel 5 dieser Richtlinie vorbehaltlich von Änderungen im nationalen Frequenzplan.

5. Übertragung von Rechten auf Betreiben des Inhabers der Rechte und Bedingungen für eine solche
Übertragung im Einklang mit der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie).

6. Nutzungsentgelte gemäß Artikel 13 dieser Richtlinie.

7. Verpflichtungen, die das Unternehmen, das die Nutzungsrechte erwirbt, im Laufe eines auf Wettbewerb
oder auf Vergleich beruhenden Auswahlverfahrens eingegangen ist.

8. Verpflichtungen im Rahmen der einschlägigen internationalen Vereinbarungen über die Nutzung von
Frequenzen.

C. BEDINGUNGEN, DIE AN NUMMERNNUTZUNGSRECHTE GEKNÜPFT WERDEN KÖNNEN

1. Angabe des Dienstes, für den die Nummer benutzt werden soll, einschließlich aller Anforderungen, die an
die Bereitstellung dieses Dienstes geknüpft sind.

2. Effektive und effiziente Nummernnutzung entsprechend der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie).

3. Nummernübertragbarkeit entsprechend der Richtlinie 2001/.../EG (Universaldienstrichtlinie).

4. Verpflichtung, Informationen über öffentliche Teilnehmerverzeichnisse im Sinne der Artikel 5 und 25 der
Richtlinie 2001/.../EG (Universaldienstrichtlinie) zur Verfügung zu stellen.

5. Höchstdauer gemäß Artikel 5 dieser Richtlinie, vorbehaltlich von Änderungen im nationalen Nummerie-
rungsplan.

(1) ABl. L 139 vom 23.5.1989, S. 19. Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 93/68/EWG (ABl. L 220 vom 30.8.1993,
S. 1).
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6. Übertragung von Rechten auf Betreiben des Inhabers der Rechte und Bedingungen für eine solche
Übertragung im Einklang mit der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie).

7. Nutzungsentgelte gemäß Artikel 13 dieser Richtlinie.

8. Verpflichtungen, die das Unternehmen, das die Nutzungsrechte erwirbt, im Laufe eines auf Wettbewerb
oder auf Vergleich beruhenden Auswahlverfahrens eingegangen ist.

9. Verpflichtungen im Rahmen der einschlägigen internationalen Vereinbarungen über die Nutzung von
Nummern.



30.11.2001 DE C 337/31Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

BEGRÜNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

1. Die Kommission hat am 29. bis 31. August 2000 ein Paket von Vorschlägen für einen
Rechtsrahmen für die elektronische Kommunikationsinfrastruktur und zugehörige Dienste
vorgelegt. Das vorliegende Dokument betrifft ein wichtiges Element dieses Pakets, nämlich den
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Genehmigung
elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste, die so genannte „Genehmigungsrichtlinie“.

2. Das Europäische Parlament hat seine Stellungnahme in erster Lesung am 1. März 2001
abgegeben, der Wirtschafts- und Sozialausschuss hat seine Stellungnahme am 21. Januar 2001
abgegeben. Der Ausschuss der Regionen hat dem Rat mitgeteilt, dass er zu diesem Dossier
keine Stellungnahme abgeben wird.

3. Der Rat hat seinen Gemeinsamen Standpunkt am 17. September 2001 gemäß Artikel 251 des
Vertrags festgelegt.

II. ZIEL

1. Ziel der Vorschläge für einen neuen Rechtsrahmen ist es, die derzeit geltenden Gemeinschafts-
vorschriften über Telekommunikation mit den tief greifenden Änderungen in Einklang zu
bringen, die sich in den Sektoren Telekommunikation, Medien und Informationstechnologie
vollzogen haben. In den Vorschlägen der Kommission wird ausgehend von der Konvergenz
dieser Sektoren versucht, einen einzigen Rechtsrahmen für alle Übertragungsnetze und
zugehörigen Dienste zu schaffen.

2. Ziel des Vorschlags für eine Richtlinie über die Genehmigung elektronischer Kommunikations-
netze und -dienste, der Gegenstand des vorliegenden Dokuments ist, ist die Ersetzung der
derzeit geltenden Richtlinie 97/13/EG über Allgemein- und Einzelgenehmigungen. In dem
Vorschlag ist vorgesehen, — mit Ausnahme der Vergabe von Funkfrequenzen und Nummern
— von Allgemeingenehmigungen Gebrauch gemacht wird; ferner werden neue Beschränkungen
für die Bedingungen festgelegt, die den Diensteanbietern auferlegt werden können. Mit dem
vorgeschlagenen Text sollen die Verfahren zur Beantragung von Genehmigungen durch die
Abschaffung von Informationsanforderungen und durch die Verringerung des Umfangs der
Konformitätsüberprüfungen vereinfacht werden.

III. ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

A. ALLGEMEINE BEMERKUNGEN

Mit Festlegung seines Gemeinsamen Standpunkts hat der Rat Ansatz und Ziele des Kommis-
sionsvorschlags gebilligt. Er nahm jedoch eine Reihe von Änderungen sowohl am Inhalt als
auch am Wortlaut der vorgeschlagenen Richtlinie vor, um insbesondere

— der Stellungnahme des Europäischen Parlaments Rechnung zu tragen;

— einige wenige spezifische Fragen zu klären, die Probleme aufwarfen;

— den Wortlaut der Richtlinie präziser zu gestalten und somit die rechtliche Klarheit des
Textes zu verbessern.
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B. BESONDERE BEMERKUNGEN

1. Wichtigste am Kommissionsvorschlag vorgenommene Änderungen

a) Verwaltungsabgaben (Artikel 12)

In Anbetracht der Tatsache, dass es wichtig ist, die finanzielle Unabhängigkeit der
nationalen Regulierungsbehörden beizubehalten, hat der Rat den Anwendungsbe-
reich für die Verwaltungskosten erweitert, die ggf. über Abgaben finanziert werden
können.

Der Rat schloss sich ferner der Auffassung des Europäischen Parlaments an, dass das
ausdrückliche Erfordernis, Abgaben proportional an den Umsatz eines Unternehmens
zu koppeln, aufgehoben werden sollte. Eine logische Folge dieses Ansatzes war
außerdem die Abschaffung der besonderen Befreiung für Unternehmen mit geringem
Umsatz.

b) Fristen für Entscheidungen über Nutzungsrechte für Nummern und Funkfre-
quenzen (Artikel 5 Absätze 3 und 3a, Artikel 7 Absatz 4)

Der Rat schließt sich dem von der Kommission vorgeschlagenen und vom
Europäischen Parlament unterstützten Konzept an, wonach für Entscheidungen über
Nutzungsrechte für Funkfrequenzen und Nummern strikte Fristen gelten sollten. Es
wurde jedoch für notwendig erachtet, die allgemeinen Fristen für Entscheidungen
über Nummern (jetzt 3 statt 2 Wochen) und die Höchstfristen für Entscheidungen
über Funkfrequenzen, bei denen die Nutzungsrechte durch wettbewerbsorientierte
oder vergleichende Auswahlverfahren erteilt werden (jetzt 8 statt 6 Monate),
geringfügig zu verlängern.

c) Überprüfungsverfahren — Komitologie (Artikel 16)

Der Rat hielt es nicht für zweckmäßig, die Möglichkeit einer weiteren Harmonisierung
nationaler Bestimmungen auf der Grundlage eines Ausschussverfahrens vorzusehen.
Eine etwaige künftige Harmonisierung dieser Art sollte seines Erachtens auf einem
Mitentscheidungsverfahren basieren, um so die uneingeschränkte Einbeziehung des
Europäischen Parlaments sicherzustellen.

d) Artikel 17 (Bestehende Genehmigungen)

Aufgrund der Schwierigkeiten, auf die einige Mitgliedstaaten voraussichtlich stoßen
werden, wenn sie die bestehenden Genehmigungen mit dieser Richtlinie in Einklang
bringen, wurde der zusätzliche Zeitraum für Fälle, in denen die Anpassung zu einer
Einschränkung der Rechte oder einer Erweiterung der Pflichten führen würde, von
sechs auf zwölf Monate heraufgesetzt. Darüber hinaus wurde eine neue Möglichkeit
geschaffen, wonach die Mitgliedstaaten eine befristete Verlängerung in den Fällen
beantragen können, in denen übermäßige Schwierigkeiten für Unternehmen auftre-
ten.

2. Standpunkt des Rates zu den Abänderungen des Europäischen Parlaments

a) Ganz oder teilweise in den Gemeinsamen Standpunkt eingearbeitete Abände-
rungen

Der Rat hat die Abänderungen 1, 2, 3, 5, 12, 13, 14, 18, 25 und 26 ganz, teilweise
oder im Grundsatz gebilligt. Einige dieser Abänderungen wurden mit ihrem nahezu
vollständigen Wortlaut übernommen, während andere in abgewandelter Form
— jedoch unter Beibehaltung des Ziels, das der jeweiligen Abänderung oder Teilen
davon zugrunde lag — eingearbeitet wurden.

b) Nicht in den Gemeinsamen Standpunkt eingearbeitete Abänderungen

Der Rat hat die Abänderungen 4, 7, 9, 15, 19 und 27 nicht in seinen Gemeinsamen
Standpunkt übernommen und sich insoweit der Auffassung der Kommission
angeschlossen.
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Der Rat begründete die Nichtübernahme der Abänderungen 8, 11, 21, 23, 24 und
28 wie folgt:

— Abänderung 8 (Beibehaltung unentgeltlicher Wegerechte)

Obgleich er die Gründe für den Antrag auf Hinzufügung einer Garantie, wonach
in den Fällen, in denen bislang kein Entgelt erhoben wird, auch künftig kein
Entgelt erhoben wird, nachvollziehen kann, konnte der Rat eine derartige
Festlegung nicht in den Text aufnehmen, da die Zuständigkeiten in diesem
Bereich oftmals dezentral auf lokaler Ebene liegen.

— Abänderung 11 (Territoriale Geltung der Genehmigung)

Die Präzisierung betreffend die Geltung von Allgemeingenehmigungen im
gesamten Gebiet eines Mitgliedstaats warf für einige Mitgliedstaaten im Hinblick
auf deren überseeische Gebiete und Inseln besondere Probleme auf.

— Abänderung 21 (Entgelte für Nutzungsrechte und für Rechte zur Installation von
Einrichtungen)

Für den Rat ging das Erfordernis, eine Zahlung in jährlichen Raten vorzusehen,
im Rahmen eines Gemeinschaftsinstruments zu sehr ins Einzelne und war zu
präskriptiv. Das Erfordernis, Entscheidungen über Entgelte dem der Transparenz
dienenden Mechanismus der Rahmenrichtlinie (Artikel 6) zu unterwerfen, dürfte
nicht mit der Tatsache vereinbar sein, dass derartige Maßnahmen nicht in allen
Fällen von den nationalen Regulierungsbehörden getroffen werden.

— Abänderung 23 (Informationen über Wegerechte)

Der Rat hielt das von der Kommission vorgeschlagene Verzeichnis von
Informationen für unangemessen und aufwendig. Unter Berücksichtigung des
Inhalts der Abänderung des Europäischen Parlaments hat der Rat versucht,
einen Kompromiss zu finden, mit dem Artikel 15 Absatz 2 in abgeschwächter
Form beibehalten und in den überarbeiteten Erwägungsgrund 18 (jetzt 34) eine
Formulierung eingefügt wird, die dem Anliegen des Parlaments in Bezug auf
nähere Angaben zur Feststellung der zuständigen Behörde gerecht wird.

— Abänderung 24 (Anrechnung von vor dem Inkrafttreten der Richtlinie bereits gezahlten
Abgaben)

Nach Auffassung des Rates handelt es sich hier um eine Frage, über die besser
im Rahmen der einzelstaatlichen Rechtsordnungen entschieden werden kann.

— Abänderung 28 (Artikel 14 — Änderung von Rechten und Pflichten)

Diese Abänderung, mit der die Fälle begrenzt werden, in denen die Mitgliedstaa-
ten Nutzungs- oder Wegerechte ändern können, dürfte nicht notwendig
sein, da für derartige Änderungen generell vorgesehen ist, dass sie „objektiv
gerechtfertigt“ sein und „die Verhältnismäßigkeit wahren“ müssen.
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GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 38/2001

vom Rat festgelegt am 17. September 2001

im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie 2001/.../EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom ... über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommunikationsnetze und

-dienste (Rahmenrichtlinie)

(2001/C 337/03)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND (3) Am 26. April 2000 legte die Kommission dem Euro-
DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — päischen Parlament, dem Rat, dem Wirtschafts- und

Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen eine
Mitteilung über die Ergebnisse der öffentlichen Anhö-gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
rung zum Kommunikationsbericht 1999 und LeitlinienGemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95,
für den neuen Rechtsrahmen vor. In der Mitteilung
werden die Ergebnisse der öffentlichen Anhörung zu-

auf Vorschlag der Kommission (1), sammengefasst und Eckpunkte für die Entwicklung
neuer Rahmenbedingungen für elektronische Kommuni-
kationsinfrastrukturen und zugehörige Dienste vorgege-nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus-
ben.ses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),
(4) Der Europäische Rat (Lissabon, 23./24. März 2000) wies

darauf hin, dass von dem Übergang zu einer digitalen,
in Erwägung nachstehender Gründe: wissensbasierten Wirtschaft starke Impulse für Wachs-

tum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigungsmöglich-
keiten ausgehen werden. Er hob insbesondere hervor,(1) Mit dem derzeitigen Rechtsrahmen für Telekommunika- dass europäische Unternehmen und Bürger Zugangtion wurden die Bedingungen für einen wirksamen
zu einer kostengünstigen KommunikationsinfrastrukturWettbewerb im Telekommunikationssektor in der Phase
von internationalem Rang und zu einer breiten Palettedes Übergangs von Monopolbetrieben zum vollständi-
von Dienstleistungen haben müssen.gen Wettbewerb geschaffen.

(5) Angesichts der Verschmelzung von Telekommunika-(2) Am 10. November 1999 unterbreitete die Kommission
tion, Medien und Informationstechnologien sollte fürdem Europäischen Parlament, dem Rat, dem Wirtschafts-
alle Übertragungsnetze und -dienste ein einheitlicherund Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen
Rechtsrahmen gelten. Dieser Rechtsrahmen besteht auseine Mitteilung mit dem Titel „Entwicklung neuer Rah-
der vorliegenden Richtlinie und vier Einzelrichtlinien:menbedingungen für elektronische Kommunikations-
der Richtlinie 2001/.../EG des Europäischen Parlamentsinfrastrukturen und zugehörige Dienste — Kommunika-
und des Rates vom ... über die Genehmigung elektroni-tionsbericht 1999“. Darin überprüfte sie den bestehen-
scher Kommunikationsnetze und -dienste (Genehmi-den Rechtsrahmen für Telekommunikation gemäß Arti-
gungsrichtlinie) (5), der Richtlinie 2001/.../EG des Euro-kel 8 der Richtlinie 90/387/EWG des Rates vom 28. Juni
päischen Parlaments und des Rates vom ... über den1990 zur Verwirklichung des Binnenmarktes für Tele-
Zugang zu elektronischen Kommunikationsnetzen undkommunikationsdienste durch Einführung eines offenen
zugehörigen Einrichtungen sowie deren Zusammen-Netzzugangs (Open Network Provision — ONP) (4).
schaltung (Zugangsrichtlinie) (6), der RichtlinieSie unterbreitete ferner eine Reihe von politischen
2001/.../EG des Europäischen Parlaments und des RatesVorschlägen zur öffentlichen Anhörung, die einen neuen
vom ... über den Universaldienst und Nutzerrechte beiRechtsrahmen für elektronische Kommunikations-
elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensteninfrastrukturen und zugehörige Dienste betreffen.
(Universaldienstrichtlinie) (7) und der Richtlinie
2001/.../EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom ... über die Verarbeitung personenbezogener Daten(1) ABl. C 365 E vom 19.12.2000, S. 198.

(2) ABl. C 123 vom 25.4.2001, S. 56. und den Schutz der Privatsphäre in der elektronischen
(3) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 1. März 2001 Kommunikation (Datenschutzrichtlinie) (8) (nachfolgend

(noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). Gemeinsamer Stand-
punkt des Rates vom 17. September 2001 und Beschluss des
Europäischen Parlaments vom ... (noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht). (5) Siehe Seite 18 dieses Amtsblatts.

(6) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.(4) ABl. L 192 vom 24.7.1990, S. 1. Richtlinie geändert durch die
Richtlinie 97/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (7) Siehe Seite 55 dieses Amtsblatts.

(8) ABl. C ....(ABl. L 295 vom 29.10.1997, S. 23).
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„Einzelrichtlinien“ genannt). Es ist notwendig, die Regu- (9) Dienste der Informationsgesellschaft unterliegen der
Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlamentslierung der Übertragung von der Regulierung von Inhal-

ten zu trennen. Dieser Rahmen betrifft daher nicht die und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte
rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesell-Inhalte von Diensten, die über elektronische Kommuni-

kationsnetze und -dienste bereitgestellt werden, wie schaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsver-
kehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektroni-Rundfunkinhalte oder Finanzdienste und bestimmte

Dienste der Informationsgesellschaft; er lässt folglich alle schen Geschäftsverkehr“) (3).
Maßnahmen unberührt, die auf Gemeinschaftsebene
oder im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht auf der

(10) Die Begriffsbestimmung für „Dienste der Informations-Ebene der Mitgliedstaaten in Bezug auf diese Dienste
gesellschaft“ in Artikel 1 der Richtlinie 98/34/EG desgetroffen werden, um die kulturelle und sprachliche
Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. JuniVielfalt zu fördern und die Wahrung des Pluralismus der
1998 über ein Informationsverfahren auf dem GebietMedien sicherzustellen. Inhalte von Fernsehprogrammen
der Normen und technischen Vorschriften und derfallen unter die Richtlinie 89/552/EWG des Rates vom
Vorschriften für die Dienste der Informationsgesell-3. Oktober 1989 zur Koordinierung bestimmter Rechts-
schaft (4) umfasst einen weiten Bereich von wirtschaftli-und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über
chen Tätigkeiten, die online erfolgen. Die meisten dieserdie Ausübung der Fernsehtätigkeit (1). Bei der Trennung
Tätigkeiten werden vom Geltungsbereich der vorliegen-der Regulierung von Übertragung und Inhalten sind
den Richtlinie nicht erfasst, weil sie nicht ganz oderdennoch die Verbindungen zwischen beiden zu berück-
überwiegend in der Übertragung von Signalen übersichtigen, insbesondere zur Gewährleistung des Plura-
elektronische Kommunikationsnetze bestehen. Sprach-lismus der Medien, der kulturellen Vielfalt und des
telefonie- und E-Mail-Übertragungsdienste werden vonVerbraucherschutzes.
dieser Richtlinie erfasst. Dasselbe Unternehmen, bei-
spielsweise ein Internet-Diensteanbieter, kann sowohl

(6) Die audiovisuelle Politik und die Regulierung von Inhal- elektronische Kommunikationsdienste, wie den Zugang
ten erfolgen mit Blick auf bestimmte Allgemeininteres- zum Internet, als auch nicht unter diese Richtlinie
sen wie freie Meinungsäußerung, Pluralismus der Me- fallende Dienste, wie die Bereitstellung von Internet
dien, Unparteilichkeit, kulturelle und sprachliche Vielfalt, gestützten Inhalten, anbieten.
soziale Einbeziehung, Verbraucherschutz und Schutz
von Minderjährigen. Die Mitteilung der Kommission
über Grundsätze und Leitlinien für die audiovisuelle (11) Nach dem Grundsatz der Trennung hoheitlicher und
Politik der Gemeinschaft im digitalen Zeitalter sowie die betrieblicher Funktionen sollten die Mitgliedstaaten die
Schlussfolgerungen des Rates vom 6. Juni 2000, in denen Unabhängigkeit ihrer Regulierungsbehörde(n) garantie-
diese Mitteilung begrüßt wird, legen die wesentlichen ren, um die Unparteilichkeit ihrer Beschlüsse sicher-
Maßnahmen fest, die von der Gemeinschaft zur Umset- zustellen. Die Anforderung der Unabhängigkeit berührt
zung ihrer audiovisuellen Politik zu ergreifen sind. weder die institutionelle Autonomie und die verfas-

sungsmäßigen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten noch
den Grundsatz der Neutralität im Hinblick auf die(7) Diese Richtlinie und die Einzelrichtlinien lassen die Mög-
Eigentumsordnung in den verschiedenen Mitgliedstaatenlichkeit für jeden Mitgliedstaat unberührt, die erforderli-
nach Artikel 295 des Vertrags. Die nationalen Regulie-chen Maßnahmen zu treffen, um den Schutz seiner we-
rungsbehörden sollten in Bezug auf Personal, Fachwissensentlichen Sicherheitsinteressen sicherzustellen, die öf-
und finanzielle Ausstattung über die zur Wahrnehmungfentliche Ordnung und die öffentliche Sicherheit zu ge-
ihrer Aufgaben notwendigen Mittel verfügen.währleisten und die Ermittlung, Aufklärung und Verfol-

gung von Straftaten zu ermöglichen, wozu unter anderem
gehört, dass die nationalen Regulierungsbehörden spezi- (12) Jede Partei, die einem Beschluss einer nationalen Regulie-
fische und angemessene Verpflichtungen für Anbieter rungsbehörde unterliegt, sollte das Recht haben, bei
elektronischer Kommunikationsdienste festlegen. einer unabhängigen Stelle Rechtsbehelf einzulegen. Die

Rechte juristischer oder natürlicher Personen nach natio-
nalem Recht sollten von diesem Verfahren unberührt(8) Diese Richtlinie bezieht sich nicht auf Geräte, die in den
bleiben.Geltungsbereich der Richtlinie 1999/5/EG des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 9. März 1999
über Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrich-

(13) Die nationalen Regulierungsbehörden müssen Informa-tungen und die gegenseitige Anerkennung ihrer Konfor-
tionen von Marktteilnehmern einholen, um ihre Aufga-mität (2) fallen, gilt jedoch für Verbrauchergeräte, die für
ben effizient erfüllen zu können. Derartige Informatio-Digitalfernsehen verwendet werden. Es ist wichtig, dass
nen müssen gegebenenfalls auch im Auftrag der Kom-die Regulierungsbehörden die Netzbetreiber und die
mission eingeholt werden können, damit diese ihrenHersteller von Endeinrichtungen dazu aufrufen, zur
Verpflichtungen aus dem Gemeinschaftsrecht nachkom-Erleichterung des Zugangs von Behinderten zu elektroni-
men kann. Informationsersuchen sollten angemessenschen Kommunikationsdiensten zusammenzuarbeiten.
sein und keine unzumutbare Belastung für Unternehmen

(1) ABl. L 298 vom 17.10.1989, S. 23. Richtlinie geändert durch die
Richtlinie 97/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (3) ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1.

(4) ABl. L 204 vom 21.7.1998, S. 37. Richtlinie geändert durch die(ABl. L 202 vom 30.7.1997, S. 60).
(2) ABl. L 91 vom 7.4.1999, S. 10. Richtlinie 98/48/EG (ABl. L 217 vom 5.8.1998, S. 18).
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darstellen. Die von den nationalen Regulierungsbehör- (18) Die Verpflichtung der Mitgliedstaaten sicherzustellen,
dass die nationalen Regulierungsbehörden die Forderungden eingeholten Informationen sollten öffentlich zu-

gänglich sein, sofern es sich entsprechend den einzel- nach einer technologieneutralen Regulierung weitestge-
hend berücksichtigen (d. h. dass weder eine bestimmtestaatlichen Vorschriften für den Zugang der Öffentlich-

keit zu Informationen nicht um vertrauliche Informatio- Technologie vorgeschrieben noch deren Einsatz
begünstigt wird), schließt nicht aus, dass angemessenenen handelt und gemeinschaftliche und einzelstaatliche

Rechtsvorschriften über das Geschäftsgeheimnis einge- Schritte unternommen werden, um bestimmte spezifi-
sche Dienste in gerechtfertigten Fällen zu fördern, wiehalten werden.
z. B. das Digitalfernsehen als ein Mittel zur effizienteren
Nutzung des Frequenzspektrums.

(14) Informationen, die von einer nationalen Regulierungs-
(19) Funkfrequenzen sind eine wesentliche Voraussetzungbehörde gemäß den gemeinschaftlichen und einzelstaat-

für funkgestützte elektronische Kommunikationsdienstelichen Vorschriften über das Geschäftsgeheimnis als
und sollten, soweit sie für diese Dienste genutzt werden,vertraulich angesehen werden, können mit der Kommis-
von den nationalen Regulierungsbehörden auf dersion und anderen nationalen Regulierungsbehörden nur
Grundlage harmonisierter Ziele und Grundsätze für ihrausgetauscht werden, wenn sich dies für die Durchfüh-
Tätigwerden sowie nach objektiven, transparenten undrung dieser Richtlinie oder der Einzelrichtlinien als
nicht diskriminierenden Kriterien zugeteilt und zugewie-unbedingt erforderlich erweist. Die ausgetauschten Infor-
sen werden, wobei den demokratischen, sozialen,mationen sollten auf den zum Zweck dieses Informa-
sprachlichen und kulturellen Interessen, die mit dertionsaustauschs relevanten und angemessenen Umfang
Nutzung von Frequenzen verbunden sind, Rechnungbeschränkt werden.
getragen werden sollte. Die Zuweisung und Zuteilung
von Funkfrequenzen sollte so effizient wie möglich
erfolgen. Die Übertragung von Funkfrequenzen kann ein(15) Es ist wichtig, dass die nationalen Regulierungsbehörden
wirksames Mittel zur effizienteren Frequenznutzungalle interessierten Parteien zu vorgeschlagenen Beschlüs-
darstellen, solange es hinreichende Sicherungsmaßnah-sen konsultieren und ihre Stellungnahmen berücksichti-
men zum Schutz der öffentlichen Interessen gibt; insbe-gen, ehe sie einen endgültigen Beschluss fassen. Damit
sondere ist die Transparenz und die Beaufsichtigungsich Beschlüsse, die auf nationaler Ebene gefasst werden,
derartiger Übertragungen sicherzustellen. Die Entschei-nicht nachteilig auf den Binnenmarkt oder andere Ziele
dung Nr. .../2001/EG des Europäischen Parlaments unddes Vertrags auswirken, sollten die nationalen Regulie-
des Rates vom ... über einen Rechtsrahmen für dierungsbehörden bestimmte Beschlussentwürfe auch der
Frequenzpolitik in der Europäischen Gemeinschaft (Fre-Kommission und anderen nationalen Regulierungs-
quenzentscheidung) (1) enthält die Rahmenbedingungenbehörden notifizieren, damit sie hierzu Stellung nehmen
für die Harmonisierung der Frequenznutzung; Maßnah-können. Die nationalen Regulierungsbehörden sollten
men, die aufgrund dieser Richtlinie getroffen werden,die interessierten Parteien zu allen Maßnahmenentwür-
sollten die im Rahmen der genannten Entscheidungfen anhören, die beträchtliche Auswirkungen auf die
durchgeführten Arbeiten erleichtern.Betreiber oder Nutzer haben. Maßnahmen, zu denen die

Kommission und die anderen Mitgliedstaaten gehört
(20) Der Zugang zu Nummerierungsressourcen nach transpa-werden müssen, sind grundsätzlich in Form allgemeiner

renten, objektiven und nicht diskriminierenden KriterienEntscheidungen zu treffen. In der vorliegenden Richtlinie
ist eine wesentliche Voraussetzung für den Wettbewerbund in den Einzelrichtlinien ist festgelegt, in welchen
im Bereich der elektronischen Kommunikation. AlleFällen die Verfahren des Artikels 6 zur Anwendung
Bestandteile der nationalen Nummerierungspläne ein-gelangen. Das Notifizierungsverfahren gemäß der Richt-
schließlich der zur Netzadressierung verwendeten Point-linie 98/34/EG sowie die Rechte, die die Kommission
Codes (zur Kennzeichnung von Knoten im Wählnetz)aufgrund des Vertrags in Bezug auf Verstöße gegen
sollten von den nationalen Regulierungsbehörden ver-das Gemeinschaftsrecht besitzt, bleiben von diesem
waltet werden. Sofern zur Unterstützung der Entwick-Verfahren unberührt.
lung europaweiter Dienste eine Harmonisierung der
Nummerierungsressourcen in der Gemeinschaft erfor-
derlich ist, kann die Kommission im Rahmen ihrer(16) Die nationalen Regulierungsbehörden sollten einheitli- Durchführungsbefugnisse technische Umsetzungsmaß-che Ziele und Grundsätze verfolgen, um ihre Maßnah- nahmen ergreifen. Sofern dies zur Sicherstellung dermen zu untermauern, und sie sollten bei der Wahrneh- uneingeschränkten weltweiten Interoperabilität vonmung ihrer Aufgaben innerhalb dieses Rechtrahmens Diensten angezeigt ist, sollten die Mitgliedstaaten ihreerforderlichenfalls ihre Maßnahmen mit den Regulie- einzelstaatlichen Standpunkte in internationalen Organi-rungsbehörden der anderen Mitgliedstaaten abstimmen. sationen und Gremien, in denen nummerierungsrelevan-
te Entscheidungen getroffen werden, im Einklang mit
dem Vertrag abstimmen. Mit dieser Richtlinie werden

(17) Die Tätigkeiten der aufgrund dieser Richtlinie und der für die nationalen Regulierungsbehörden keine neuen
Einzelrichtlinien errichteten nationalen Regulierungs- Zuständigkeitsbereiche in Bezug auf die Vergabe von
behörden tragen dazu bei, dass die Ziele umfassenderer Namen und Adressen im Internet geschaffen.
Politiken in den Bereichen Kultur, Beschäftigung, Um-
welt, sozialer Zusammenhalt, Stadtplanung und Raum-
ordnung erreicht werden können. (1) ABl. L ...
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(21) Die Mitgliedstaaten können für die Zuteilung von komplexere, dynamischere Märkte angepasst werden.
Daher beruht die in der vorliegenden Richtlinie benutzteFunkfrequenzen sowie von Nummern mit außer-

gewöhnlichem wirtschaftlichen Wert unter anderem Definition auf dem Konzept der beherrschenden Stellung
nach der einschlägigen Rechtsprechung des Gerichtshofswettbewerbsorientierte oder vergleichende Auswahlver-

fahren vorsehen. Bei der Durchführung solcher Verfah- und des Gerichts erster Instanz der Europäischen Ge-
meinschaften.ren sollten die nationalen Regulierungsbehörden den

Bestimmungen des Artikels 7 Rechnung tragen.

(26) Bei zwei oder mehr Unternehmen kann davon ausgegan-(22) Um die Voraussetzungen für einen lauteren, wirksamen
gen werden, dass sie gemeinsam eine marktbeherrschen-Wettbewerb zu schaffen, sollte sichergestellt werden,
de Stellung nicht nur dann einnehmen, wenn strukturelledass zügige, nicht diskriminierende und transparente
oder sonstige Beziehungen zwischen ihnen bestehen,Verfahren zur Erteilung von Rechten für die Installation
sondern auch, wenn die Struktur des betreffendenvon Einrichtungen bestehen. Diese Richtlinie berührt
Marktes als förderlich für koordinierte Effekte angesehennicht die nationalen Rechtsvorschriften über die Enteig-
wird, d. h. wenn hierdurch ein paralleles oder angegliche-nung oder Nutzung von Grundbesitz, die normale
nes wettbewerbswidriges Verhalten auf dem Markt geför-Ausübung der Eigentumsrechte, den normalen Gebrauch
dert wird.öffentlichen Grund und Bodens oder den Neutra-

litätsgrundsatz in Bezug auf die Eigentumsordnung in
den Mitgliedstaaten.

(27) Vorabverpflichtungen sollten nur auferlegt werden,
wenn kein wirksamer Wettbewerb besteht und die(23) Die gemeinsame Nutzung von Einrichtungen kann aus
Instrumente des nationalen und gemeinschaftlichenstädtebaulichen, gesundheits- oder umweltpolitischen
Wettbewerbsrechts nicht ausreichen, um das ProblemGründen vorteilhaft sein und sollte von den nationalen
zu lösen. Daher ist es erforderlich, dass die KommissionRegulierungsbehörden auf der Grundlage freiwilliger
im Einklang mit den Grundsätzen des Wettbewerbs-Vereinbarungen gefördert werden. In den Fällen, in
rechts Leitlinien auf Gemeinschaftsebene festlegt, diedenen Unternehmen keinen Zugang zu tragfähigen
von den nationalen Regulierungsbehörden bei der Beur-Alternativen haben, ist es unter Umständen angebracht,
teilung der Frage, ob auf einem bestimmten Marktdie gemeinsame Nutzung von Einrichtungen oder
wirksamer Wettbewerb herrscht und eine beträchtlicheGrundbesitz zwingend vorzuschreiben. Hierzu zählt u. a.
Marktmacht vorliegt, eingehalten werden müssen. Diedie physische Kollokation und die gemeinsame Nutzung
nationalen Regulierungsbehörden sollten untersuchen,von Leitungsrohren, Bauwerken, Masten, Antennen oder
ob auf dem Markt für bestimmte Produkte oder DiensteAntennensystemen. Eine obligatorische gemeinsame
in einem bestimmten geografischen Gebiet ein wirksa-Nutzung von Einrichtungen oder Grundbesitz sollte den
mer Wettbewerb herrscht, wobei sich dieses Gebiet aufUnternehmen nur nach einer umfassenden öffentlichen
die Gesamtheit oder einen Teil des Hoheitsgebiets desAnhörung vorgeschrieben werden.
betreffenden Mitgliedstaats oder auf als Ganzes betrach-
tete benachbarte Gebiete von Mitgliedstaaten erstrecken

(24) Haben Betreiber von Mobiltelefondiensten Türme oder könnte. Die Untersuchung der tatsächlichen Wettbe-
Masten aus Umweltschutzgründen gemeinsam zu nut- werbssituation sollte auch eine Klärung der Frage umfas-
zen, so kann diese vorgeschriebene gemeinsame Nut- sen, ob der Markt potenziell wettbewerbsorientiert ist
zung zu einer Verringerung der für jeden Betreiber aus und somit ob das Fehlen eines wirksamen Wettbewerbs
Gründen der öffentlichen Gesundheit höchstzulässigen ein dauerhaftes Phänomen ist. In diesen Leitlinien ist
Sendeleistung führen; dies wiederum kann es erforder- auch die Frage neu entstehender Märkte zu behandeln,
lich machen, dass die Betreiber weitere Sendestationen auf denen der Marktführer über einen beträchtlichen
einrichten, um die landesweite Versorgung sicherzustel- Marktanteil verfügen dürfte, ohne dass ihm jedoch
len. unangemessene Verpflichtungen auferlegt werden soll-

ten. Die Kommission sollte die Leitlinien regelmäßig
überprüfen, damit diese in einem sich rasch entwickeln-

(25) Unter bestimmten Umständen sind Vorabverpflichtun- den Markt auf Dauer angemessen sind. Die nationalen
gen aufzuerlegen, um die Entwicklung eines wettbe- Regulierungsbehörden müssen zusammenarbeiten,
werbsorientierten Marktes zu gewährleisten. Die Defini- wenn es sich bei dem betreffenden Markt um einen
tion der beträchtlichen Marktmacht in der Richtli- gesamteuropäischen Markt handelt. Unter einem ge-
nie 97/33/EG des Europäischen Parlaments und des samteuropäischen Markt ist ein länderübergreifender
Rates vom 30. Juni 1997 über die Zusammenschaltung Markt zu verstehen, der die Gemeinschaft oder einen
in der Telekommunikation im Hinblick auf die Sicher- beträchtlichen Teil der Gemeinschaft umfasst.
stellung eines Universaldienstes und der Interoperabilität
durch Anwendung der Grundsätze für einen offenen
Netzzugang (ONP) (1) hat sich in den Anfangsphasen der

(28) Bei der Beurteilung der Frage, ob ein Unternehmen inMarktliberalisierung als Kriterium für Vorabverpflich-
einem speziellen Markt über beträchtliche Marktmachttungen als sinnvoll erwiesen, sie muss nun jedoch an
verfügt, sollten die nationalen Regulierungsbehörden im
Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht vorgehen und
den Leitlinien der Kommission weitestgehend Rechnung(1) ABl. L 199 vom 26.7.1997, S. 32. Richtlinie geändert durch die

Richtlinie 98/61/EG (ABl. L 268 vom 3.10.1998, S. 37). tragen.
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(29) Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten sind in der (33) Der mit Artikel 9 der Richtlinie 90/387/EWG eingesetzte
„ONP-Ausschuss“ und der mit Artikel 14 der Richtli-Welthandelsorganisation Verpflichtungen in Bezug auf

Normen und den Rechtsrahmen für Telekommunika- nie 97/13/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 10. April 1997 über einen gemeinsamentionsnetze und -dienste eingegangen.
Rahmen für Allgemein- und Einzelgenehmigungen für
Telekommunikationsdienste (4) eingesetzte Genehmi-(30) Die Normung sollte in erster Linie ein marktorientierter
gungsausschuss sollten durch einen einzigen AusschussVorgang sein. Es kann jedoch noch immer Situationen
abgelöst werden.geben, in denen es sich empfiehlt, die Einhaltung

bestimmter Normen auf Gemeinschaftsebene zu fordern,
um die Interoperabilität auf dem Binnenmarkt zu ge-
währleisten. Auf nationaler Ebene sind die Mitgliedstaa- (34) Die nationalen Regulierungs- und Wettbewerbsbehör-ten an die Richtlinie 98/34/EG gebunden. In der Richtli- den sollten berechtigt sein, Informationen auszutau-nie 95/47/EG des Europäischen Parlaments und des schen, damit sie in vollem Umfang zusammenarbeitenRates vom 24. Oktober 1995 über die Anwendung von können. Die nationalen Regulierungsbehörden sollten inNormen für die Übertragung von Fernsehsignalen (1) Bezug auf die Vertraulichkeit des Informationsaustau-wurden weder ein bestimmtes digitales Fernsehübertra- sches dieselben Rechte und Pflichten haben wie einegungssystem noch spezielle Dienstanforderungen vorge- „zuständige Behörde“ im Sinne der Verordnung Nr. 17schrieben. Über die „Digital Video Broadcasting Group“ des Rates vom 6. Februar 1962: Erste Durchführungsver-haben die europäischen Marktteilnehmer eine Familie ordnung zu den Artikeln 81 und 82 des Vertrags (5).von Fernsehübertragungssystemen entwickelt, die vom
Europäischen Institut für Telekommunikationsnormen
(ETSI) genormt und in Empfehlungen der Internationa-
len Fernmeldeunion umgesetzt wurde. Die obligatori- (35) Diese Richtlinie sollte regelmäßig überprüft werden, um
sche Anwendung derartiger Normen sollte erst nach insbesondere festzustellen, ob sie veränderten technolo-
einer umfassenden Anhörung vorgeschrieben werden. gischen oder marktbezogenen Bedingungen anzupassen
Die Normungsverfahren im Rahmen dieser Richtlinie ist.
lassen die folgenden Richtlinien unberührt: die Richtli-
nie 1999/5/EG, die Richtlinie 73/23/EWG des Rates
vom 19. Februar 1973 zur Angleichung der Rechtsvor-

(36) Die zur Durchführung dieser Richtlinie erforderlichenschriften der Mitgliedstaaten betreffend elektrische Be-
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EGtriebsmittel zur Verwendung innerhalb bestimmter
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung derSpannungsgrenzen (2) und die Richtlinie 89/336/EWG
Modalitäten für die Ausübung der der Kommissiondes Rates vom 3. Mai 1989 zur Angleichung der
übertragenen Durchführungsbefugnisse (6) erlassen wer-Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die elektro-
den.magnetische Verträglichkeit (3).

(31) Bei Streitigkeiten zwischen Unternehmen in ein und
demselben Mitgliedstaat in einem Bereich, der unter (37) Da die Ziele der vorgeschlagenen Maßnahmen, nämlich
diese Richtlinie oder die Einzelrichtlinien fällt, beispiels- die Schaffung eines harmonisierten Rechtsrahmens für
weise in Bezug auf den Zugang oder die Zusammen- elektronische Kommunikationsdienste und elektroni-
schaltung oder in Bezug auf die Mittel zur Übertragung sche Kommunikationsnetze sowie für zugehörige Ein-
von Teilnehmerverzeichnissen, sollte sich die Beschwer- richtungen und zugehörige Dienste, auf Ebene der
departei, die gutgläubig verhandelt hat, aber keine Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden
Einigung erzielen konnte, an die nationale Regulierungs- können und daher wegen des Umfangs und der Wirkung
behörde wenden können, damit diese den Streitfall der Maßnahmen besser auf Gemeinschaftsebene zu
beilegt. Die nationalen Regulierungsbehörden sollten die erreichen sind, kann die Gemeinschaft im Einklang mit
Möglichkeit haben, den Parteien eine Lösung aufzuerle- dem in Artikel 5 des Vertrags niedergelegten Subsidiari-
gen. Greift eine nationale Regulierungsbehörde in die tätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demsel-
Beilegung von Streitigkeiten zwischen Unternehmen ein, ben Artikel genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht
die in einem Mitgliedstaat elektronische Kommunika- diese Richtlinie nicht über das für die Erreichung dieser
tionsnetze oder -dienste anbieten, so sollte sie anstreben, Ziele erforderliche Maß hinaus.
die Einhaltung der Verpflichtungen aus dieser Richtlinie
oder den Einzelrichtlinien sicherzustellen.

(38) Bestimmte Richtlinien und Entscheidungen in diesem(32) Zusätzlich zu den Rechtsbehelfen nach nationalem oder
Bereich sollten aufgehoben werden.gemeinschaftlichem Recht bedarf es eines einfachen, auf

Antrag einer der Parteien einzuleitenden Verfahrens
zur Beilegung grenzüberschreitender Streitigkeiten, die
außerhalb der Zuständigkeit einer einzelnen nationalen
Regulierungsbehörde liegen. (4) ABl. L 117 vom 7.5.1997, S. 15.

(5) ABl. 13 vom 21.2. 1962, S. 204/62. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1216/1999 (ABl. L 148 vom(1) ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 51.

(2) ABl. L 77 vom 26.3.1973, S. 29. 15.6.1999, S. 5.).
(6) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.(3) ABl. L 139 vom 23.5.1989, S. 19.
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(39) Die Kommission sollte den Übergang von dem bestehen- paketvermittelte, einschließlich Internet) und mobile ter-
restrische Netze, Netze für Hör- und Fernsehfunk sowieden Rechtsrahmen auf den neuen Rechtsrahmen fortlau-

fend verfolgen; sie könnte zu gegebener Zeit insbesonde- Kabelfernsehnetze, unabhängig von der Art der übertrage-
nen Informationen;re einen Vorschlag zur Aufhebung der Verordnung (EG)

Nr. 2887/2000 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 18. Dezember 2000 über den entbündelten b) „elektronische Kommunikationsdienste“: gewöhnlich ge-
Zugang zum Teilnehmeranschluss (1) vorlegen — gen Entgelt erbrachte Dienste, die ganz oder überwiegend

in der Übertragung von Signalen über elektronische
HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: Kommunikationsnetze bestehen, einschließlich Telekom-

munikations- und Übertragungsdienste in Rundfunknet-
zen, jedoch ausgenommen Dienste, die Inhalte über
elektronische Kommunikationsnetze und -dienste anbie-KAPITEL I
ten oder eine redaktionelle Kontrolle über sie ausüben;
nicht dazu gehören die Dienste der Informationsgesell-GELTUNGSBEREICH, ZIELSETZUNG UND BEGRIFFSBESTIM-
schaft im Sinne von Artikel 1 der Richtlinie 98/34/EG,MUNGEN
die nicht ganz oder überwiegend in der Übertragung
von Signalen über elektronische Kommunikationsnetze

Artikel 1 bestehen;

Geltungsbereich und Zielsetzung c) „öffentliches Kommunikationsnetz“: ein elektronisches
Kommunikationsnetz, das ganz oder überwiegend zur
Bereitstellung öffentlich zugänglicher elektronischer(1) Mit dieser Richtlinie wird ein harmonisierter Rahmen
Kommunikationsdienste dient;für die Regulierung elektronischer Kommunikationsdienste

und Kommunikationsnetze sowie zugehöriger Einrichtungen
d) „zugehörige Einrichtungen“: diejenigen mit einem elektro-und zugehöriger Dienste vorgegeben. Sie legt die Aufgaben

nischen Kommunikationsnetz und/oder einem elektroni-der nationalen Regulierungsbehörden sowie eine Reihe von
schen Kommunikationsdienst verbundenen Einrichtun-Verfahren fest, die die gemeinschaftsweit harmonisierte An-
gen, welche die Bereitstellung von Diensten über dieseswendung des Rechtsrahmens gewährleisten.
Netz und/oder diesen Dienst ermöglichen und/oder unter-
stützen. Dieser Begriff schließt auch Zugangsberechti-(2) Verpflichtungen, die durch innerstaatliche Rechtsvor- gungssysteme und elektronische Programmführer ein;schriften aufgrund des Gemeinschaftsrechts oder durch Rechts-

vorschriften der Gemeinschaft für Dienste auferlegt werden,
e) „Zugangsberechtigungssystem“: jede technische Maßnah-die mithilfe elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste

me und/oder Vorrichtung, die den Zugang zu einemerbracht werden, bleiben von dieser Richtlinie und den Einzel-
geschützten Hörfunk- oder Fernsehdienst in unver-richtlinien unberührt.
schlüsselter Form von einem Abonnement oder einer
vorherigen individuellen Erlaubnis abhängig macht;

(3) Die von der Gemeinschaft oder den Mitgliedstaaten im
Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht getroffenen Maßnah- f) „nationale Regulierungsbehörde“: eine oder mehrere Stel-
men zur Verfolgung von Zielen, die im Interesse der Allgemein- len, die von einem Mitgliedstaat mit einer der in dieser
heit liegen, insbesondere in Bezug auf die Regulierung von Richtlinie und den Einzelrichtlinien festgelegten Regulie-
Inhalten und die audiovisuelle Politik, bleiben von dieser rungsaufgaben beauftragt werden;
Richtlinie und den Einzelrichtlinien unberührt.

g) „Nutzer“: eine natürliche oder juristische Person, die einen
(4) Die Bestimmungen der Richtlinie 1999/5/EG bleiben öffentlich zugänglichen elektronischen Kommunikations-
von dieser Richtlinie und den Einzelrichtlinien unberührt. dienst in Anspruch nimmt oder beantragt;

h) „Verbraucher“: jede natürliche Person, die einen öffentlichArtikel 2
zugänglichen elektronischen Kommunikationsdienst zu
anderen als gewerblichen oder beruflichen Zwecken nutztBegriffsbestimmungen
oder beantragt;

Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten folgende Begriffsbestim-
i) „Universaldienst“: ein in der Richtlinie 2001/.../EG (Un-mungen:

iversaldienstrichtlinie) definiertes Mindestangebot an
Diensten von bestimmter Qualität, das allen Nutzerna) „elektronisches Kommunikationsnetz“: Übertragungs-
unabhängig von ihrem Standort und, gemessen an densysteme und gegebenenfalls Vermittlungs- und Leitweg-
landesspezifischen Bedingungen, zu einem erschwingli-einrichtungen sowie anderweitige Ressourcen, die die
chen Preis zur Verfügung steht;Übertragung von Signalen über Kabel, Funk, optische

oder andere elektromagnetische Einrichtungen ermögli-
chen, einschließlich Satellitennetze, feste (leitungs- und j) „Teilnehmer“: jede natürliche oder juristische Person, die

mit einem Anbieter öffentlich zugänglicher elektronischer
Kommunikationsdienste einen Vertrag über die Bereitstel-
lung derartiger Dienste geschlossen hat;(1) ABl. L 336 vom 30.12.2000, S. 4.
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k) „Einzelrichtlinien“: die Richtlinie 2001/.../EG (Genehmi- (6) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission unter Angabe
der jeweiligen Zuständigkeiten alle Aufgaben mit, die dengungsrichtlinie), die Richtlinie 2001/.../EG (Zugangsricht-

linie), die Richtlinie 2001/.../EG (Universaldienstrichtlinie) nationalen Regulierungsbehörden aufgrund dieser Richtlinie
und der Einzelrichtlinien übertragen werden.und die Richtlinie 2001/.../EG (Datenschutzrichtlinie);

l) „Bereitstellung eines elektronischen Kommunikationsnet-
zes“: die Errichtung, der Betrieb, die Kontrolle oder die Artikel 4
Zurverfügungstellung eines derartigen Netzes;

Rechtsbehelfm) „Endnutzer“: ein Nutzer, der keine öffentlichen Kommuni-
kationsnetze oder öffentlich zugänglichen elektronischen
Kommunikationsdienste bereitstellt.

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass es auf nationaler
Ebene wirksame Verfahren gibt, nach denen ein Nutzer oder
ein Anbieter elektronischer Kommunikationsnetze und/oder

KAPITEL II -dienste, der von einer Entscheidung einer nationalen Regulie-
rungsbehörde betroffen ist, bei einer von den beteiligten

NATIONALE REGULIERUNGSBEHÖRDEN Parteien unabhängigen Beschwerdestelle Rechtsbehelf gegen
diese Entscheidung einlegen kann.

Artikel 3

(2) Hat die Beschwerdestelle nach Absatz 1 keinen gerichtli-Nationale Regulierungsbehörden
chen Charakter, so sind ihre Entscheidungen stets schriftlich
zu begründen. Ferner können diese Entscheidungen in diesem

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass alle den nationa- Fall von einem Gericht eines Mitgliedstaats nach Artikel 234
len Regulierungsbehörden mit dieser Richtlinie und den Einzel- des Vertrags überprüft werden.
richtlinien übertragenen Aufgaben von einer zuständigen Stelle
wahrgenommen werden.

Artikel 5
(2) Die Mitgliedstaaten gewährleisten die Unabhängigkeit
der nationalen Regulierungsbehörden, indem sie dafür sorgen, Bereitstellung von Informationen
dass sie rechtlich und funktional von allen Unternehmen
unabhängig sind, die elektronische Kommunikationsnetze,
-geräte oder -dienste anbieten. Wenn Mitgliedstaaten weiterhin (1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass Unternehmen,
an Unternehmen beteiligt sind, die elektronische Kommunika- die elektronische Kommunikationsnetze und -dienste anbieten,
tionsnetze und/oder -dienste bereitstellen, oder diese kontrol- den nationalen Regulierungsbehörden alle Informationen auch
lieren, müssen sie eine wirksame strukturelle Trennung der in Bezug auf finanzielle Aspekte zur Verfügung stellen, die
hoheitlichen Funktion von Tätigkeiten im Zusammenhang mit diese Behörden benötigen, um eine Übereinstimmung mit den
dem Eigentum oder der Kontrolle sicherstellen. Bestimmungen dieser Richtlinie und den Einzelrichtlinien

oder den auf ihrer Grundlage getroffenen Entscheidungen
zu gewährleisten. Die genannten Unternehmen legen diese(3) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen
Informationen auf Anfrage umgehend sowie nach dem Zeit-Regulierungsbehörden ihre Befugnisse unparteiisch und
plan und in den Einzelheiten vor, die von der nationalentransparent ausüben.
Regulierungsbehörde verlangt werden. Die von der nationalen
Regulierungsbehörde angeforderten Informationen müssen in(4) Die Mitgliedstaaten veröffentlichen die von den nationa- angemessenem Verhältnis zur Wahrnehmung dieser Aufgabelen Regulierungsbehörden wahrzunehmenden Aufgaben in stehen. Die nationale Regulierungsbehörde muss ihr Ersuchenleicht zugänglicher Form, insbesondere wenn diese Aufgaben um Informationen begründen.mehr als einer Stelle übertragen werden. Die Mitgliedstaaten

sorgen gegebenenfalls für die Konsultation und Zusammenar-
beit zwischen diesen Behörden sowie zwischen diesen und den (2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen
für die Anwendung des Wettbewerbs- und des Verbraucher- Regulierungsbehörden der Kommission auf begründeten An-
schutzrechts zuständigen nationalen Behörden in Fragen von trag hin die Informationen zur Verfügung stellen, die sie
gemeinsamem Interesse. Ist mehr als eine Behörde für diese benötigt, um ihre Aufgaben aufgrund des Vertrags wahrzuneh-
Fragen zuständig, so sorgen die Mitgliedstaaten dafür, dass men. Die von der Kommission angeforderten Informationen
die jeweiligen Aufgaben der einzelnen Behörden in leicht müssen in angemessenem Verhältnis zur Wahrnehmung dieser
zugänglicher Form veröffentlicht werden. Aufgaben stehen. Beziehen sich die bereitgestellten Informatio-

nen auf Informationen, die zuvor von Unternehmen auf
Anforderung der nationalen Regulierungsbehörde bereitge-(5) Die nationalen Regulierungs- und Wettbewerbsbehör-

den sind berechtigt, Informationen auszutauschen. Um die stellt wurden, so werden die Unternehmen hiervon unterrich-
tet. Soweit dies notwendig ist und sofern nicht ein ausdrückli-Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zu erleich-

tern, hat die nationale Regulierungsbehörde dieselben Rechte cher begründeter gegenteiliger Antrag der übermittelnden
Behörde vorliegt, stellt die Kommission die bereitgestelltenund Pflichten hinsichtlich der Vertraulichkeit der ausgetausch-

ten Informationen wie eine „zuständige Behörde“ für Zwecke Informationen einer anderen Behörde eines anderen Mitglied-
staats zur Verfügung.der Verordnung Nr. 17.
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Die Mitgliedstaaten stellen vorbehaltlich der Bestimmungen (3) Die betreffende nationale Regulierungsbehörde trägt
den Stellungnahmen der Kommission und anderer nationalerdes Absatzes 3 sicher, dass die einer nationalen Regulierungs-

behörde übermittelten Informationen einer anderen Behörde Regulierungsbehörden weitestgehend Rechnung; sie kann den
überarbeiteten Maßnahmenentwurf — außer in den in Ab-desselben oder eines anderen Mitgliedstaats auf begründeten

Antrag zur Verfügung gestellt werden können, damit erforder- satz 4 genannten Fällen — annehmen und leitet ihn in diesem
Falle der Kommission zu.lichenfalls diese Behörden ihre Verpflichtungen aus dem

Gemeinschaftsrecht erfüllen können.

(4) In Fällen, in denen
(3) Werden Informationen von einer nationalen Regulie-

a) sich der überarbeitete Maßnahmenentwurf nach Absatz 3rungsbehörde gemäß den gemeinschaftlichen und einzelstaatli-
inhaltlich erheblich von dem nach Absatz 2 zur Verfü-chen Vorschriften über das Geschäftsgeheimnis als vertraulich
gung gestellten Maßnahmenentwurf unterscheidet oderangesehen, so stellen die Kommission und die betreffenden

nationalen Regulierungsbehörden eine entsprechende vertrau-
b) die Kommission gegenüber der nationalen Regulierungs-liche Behandlung sicher.

behörde erklärt hat, dass sie hinsichtlich der Vereinbarkeit
des gemäß Absatz 2 zur Verfügung gestellten Maßnahme-
nentwurfs nach Absatz 3 mit dem Gemeinschaftsrecht,(4) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen
insbesondere mit den in Artikel 7 genannten Zielen,Regulierungsbehörden Informationen, die zu einem offenen,
ernsthafte Zweifel hegt,wettbewerbsorientierten Markt beitragen, unter Einhaltung der

nationalen Vorschriften über den Zugang der Öffentlichkeit zu
wird die Maßnahme einen weiteren Monat lang nicht ange-Informationen sowie der Rechtsvorschriften der Gemeinschaft
nommen. Während dieses Zeitraums kann die Kommissionund der Mitgliedstaaten zur Wahrung von Geschäftsgeheimnis-
gegebenenfalls eine ausführliche Stellungnahme veröffentli-sen veröffentlichen.
chen und der betreffenden nationalen Regulierungsbehörde
übermitteln; in der Stellungnahme legt sie dar, warum der
Maßnahmenentwurf ihres Erachtens mit dem Gemeinschafts-(5) Die nationalen Regulierungsbehörden veröffentlichen

die Bedingungen für den Zugang der Öffentlichkeit zu Informa- recht und insbesondere mit den in Artikel 7 genannten Zielen
nicht vereinbar ist. Die nationale Regulierungsbehörde kanntionen gemäß Absatz 4 einschließlich der Verfahren für dessen

Gewährung. die geplanten Maßnahmen nach der Veröffentlichung der
ausführlichen Stellungnahme der Kommission oder nach Ab-
lauf eines Monats erlassen und teilt sie der Kommission mit.

Artikel 6 Die Einmonatsfrist kann auf keinen Fall verlängert werden.
Entscheidet sich die nationale Regulierungsbehörde dafür, der
ausführlichen Stellungnahme der Kommission nicht zu folgen,Konsultation und Transparenz
so teilt sie der Kommission die Gründe hierfür mit.

(1) Abgesehen von den Fällen nach Artikel 18 oder 19 (5) Ist eine nationale Regulierungsbehörde bei Vorliegen
sorgen die Mitgliedstaaten dafür, dass die nationalen Regulie- außergewöhnlicher Umstände der Ansicht, dass dringend
rungsbehörden interessierten Parteien innerhalb einer ange- gehandelt werden muss, ohne das Verfahren gemäß den
messenen Frist Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf Absätzen 1, 2, 3 und 4 einzuhalten, um den Wettbewerb zu
von Maßnahmen geben, die sie gemäß dieser Richtlinie oder gewährleisten und die Nutzerinteressen zu schützen, so kann
den Einzelrichtlinien zu treffen gedenken und die beträchtliche sie umgehend Maßnahmen erlassen. Sie teilt diese der Kommis-
Auswirkungen auf den Markt haben werden. Die nationalen sion und den übrigen nationalen Regulierungsbehörden unver-
Regulierungsbehörden veröffentlichen ihre jeweiligen Anhö- züglich mit einer vollständigen Begründung mit.
rungsverfahren.

(2) Zusätzlich zu der Anhörung nach Absatz 1 stellt eine KAPITEL III
nationale Regulierungsbehörde, die beabsichtigt, Maßnahmen
gemäß Artikel 14 Absatz 3 oder Artikel 15 Absätze 3, 4 und 5 AUFGABEN DER NATIONALEN REGULIERUNGSBEHÖRDEN
dieser Richtlinie oder nach Artikel 8 Absatz 3 der Richtlinie
2001/.../EG (Zugangsrichtlinie) zu ergreifen, die beträchtliche
Auswirkungen auf den Markt haben werden, gleichzeitig Artikel 7
der Kommission und den nationalen Regulierungsbehörden
anderer Mitgliedstaaten den Entwurf der Maßnahme zusam- Politische Ziele und regulatorische Grundsätze
men mit einer Begründung gemäß Artikel 5 Absatz 3 der
vorliegenden Richtlinie zur Verfügung und unterrichtet die
Kommission und die übrigen nationalen Regulierungsbehör- (1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen

Regulierungsbehörden bei der Wahrnehmung der in dieserden hiervon. Die nationalen Regulierungsbehörden und die
Kommission können nur innerhalb eines Monats oder inner- Richtlinie und den Einzelrichtlinien festgelegten regulatori-

schen Aufgaben alle angezeigten Maßnahmen treffen, die denhalb des in Absatz 1 genannten Zeitraums, falls dieser länger
als ein Monat ist, Stellungnahmen an die betreffende nationale in den Absätzen 2, 3 und 4 vorgegebenen Zielen dienen. Die

Maßnahmen müssen in angemessenem Verhältnis zu diesenRegulierungsbehörde richten. Die Einmonatsfrist kann nicht
verlängert werden. Zielen stehen.
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Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen Regulie- b) einen weit gehenden Verbraucherschutz in den Beziehun-
gen zwischen Kunden und Anbietern gewährleisten,rungsbehörden bei der Wahrnehmung der in dieser Richtlinie

und den Einzelrichtlinien festgelegten regulatorischen Aufga- insbesondere durch einfache, kostengünstige Verfahren
zur Beilegung von Streitigkeiten; diese Verfahren werdenben, insbesondere der Aufgaben, die der Gewährleistung eines

wirksamen Wettbewerbs dienen, weitestgehend berücksichti- von einer von den Betroffenen unabhängigen Stelle
durchgeführt;gen, dass die Regulierung technologieneutral sein sollte.

c) dazu beitragen, dass ein hohes DatenschutzniveauDie nationalen Regulierungsbehörden können im Rahmen
gewährleistet wird;ihrer Zuständigkeiten dazu beitragen, dass die Umsetzung von

Maßnahmen zur Förderung der kulturellen und sprachlichen
Vielfalt sowie des Pluralismus der Medien sichergestellt wird. d) für die Bereitstellung klarer Informationen sorgen, indem

sie insbesondere transparente Tarife und Bedingungen
für die Nutzung öffentlich zugänglicher elektronischer

(2) Die nationalen Regulierungsbehörden fördern den Wett- Kommunikationsdienste fordern;
bewerb bei der Bereitstellung elektronischer Kommunikations-
netze und -dienste sowie zugehöriger Einrichtungen und

e) die Bedürfnisse bestimmter gesellschaftlicher Gruppen,Dienste, indem sie unter anderem
insbesondere behinderter Nutzer, berücksichtigen;

a) sicherstellen, dass die Nutzer, einschließlich behinderte
f) sicherstellen, dass die Integrität und Sicherheit der öffent-Nutzer, größtmögliche Vorteile in Bezug auf Auswahl,

lichen Kommunikationsnetze gewährleistet sind.Preise und Qualität genießen;

b) gewährleisten, dass es keine Wettbewerbsverzerrungen
oder -beschränkungen im Bereich der elektronischen Artikel 8
Kommunikation gibt;

Verwaltung der Funkfrequenzen für die elektronischenc) effiziente Infrastrukturinvestitionen fördern und die Inno- Kommunikationsdienstevation unterstützen;

d) für eine effiziente Nutzung der Funkfrequenzen und der (1) Die Mitgliedstaaten sorgen für die effiziente Verwaltung
Nummerierungsressourcen sorgen und deren effiziente der Funkfrequenzen für elektronische Kommunikationsdienste
Verwaltung sicherstellen. in ihrem Hoheitsgebiet im Einklang mit Artikel 7. Sie gewähr-

leisten, dass die Zuteilung und Zuweisung dieser Frequenzen
durch die nationalen Regulierungsbehörden auf objektiven,

(3) Die nationalen Regulierungsbehörden tragen zur Ent- transparenten, nicht diskriminierenden und angemessenen
wicklung des Binnenmarktes bei, indem sie unter anderem Kriterien beruhen.

a) verbleibende Hindernisse für die Bereitstellung elektroni-
scher Kommunikationsnetze und -dienste sowie zugehö- (2) Die Mitgliedstaaten fördern die Harmonisierung der
riger Einrichtungen und Dienste auf europäischer Ebene Nutzung von Funkfrequenzen in der Gemeinschaft, um deren
abbauen; effektiven und effizienten Einsatz im Einklang mit der Entschei-

dung Nr. .../2001/EG (Frequenzentscheidung) zu gewähr-
b) den Aufbau und die Entwicklung transeuropäischer Netze leisten.

und die Interoperabilität europaweiter Dienste fördern;

c) gewährleisten, dass Anbieter elektronischer Kommunika- (3) Die Mitgliedstaaten können Unternehmen die Übertra-
tionsnetze und -dienste unter vergleichbaren Umständen gung von Frequenznutzungsrechten an andere Unternehmen
keine diskriminierende Behandlung erfahren; gestatten.

d) untereinander und mit der Kommission in transparenter
Weise zusammenarbeiten, um die einheitliche Anwen- (4) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die Absicht eines
dung dieser Richtlinie und der Einzelrichtlinien sicher- Unternehmens, Frequenznutzungsrechte zu übertragen, der
zustellen. für die Frequenzzuteilung zuständigen nationalen Regulie-

rungsbehörde mitgeteilt wird und dass jegliche Übertragung
nach von dieser Behörde festgelegten Verfahren erfolgt und

(4) Die nationalen Regulierungsbehörden fördern die Inte- öffentlich bekannt gegeben wird. Die nationalen Regulierungs-
ressen der Bürger der Europäischen Union, indem sie unter behörden sorgen dafür, dass der Wettbewerb infolge derartiger
anderem Übertragungen nicht verzerrt wird. Soweit die Frequenznut-

zung durch Anwendung der Entscheidung Nr. .../2001/EG
(Frequenzentscheidung) oder anderweitige Gemeinschaftsmaß-a) sicherstellen, dass alle Bürger gemäß der Richtlinie

2001/.../EG (Universaldienstrichtlinie) Zugang zum nahmen harmonisiert wurde, darf eine solche Übertragung
nicht zu einer veränderten Nutzung dieser Frequenzen führen.Universaldienst erhalten;
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Artikel 9 wie folgt verfährt:

— Sie handelt auf der Grundlage transparenter, öffentlichVergabe von Nummern, Namen und Adressen
zugänglicher Verfahren, die nicht diskriminierend und
unverzüglich angewandt werden, und(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen

Regulierungsbehörden die Zuteilung aller nationalen Numme-
— sie befolgt die Grundsätze der Transparenz und derrierungsressourcen und die Verwaltung der nationalen Num-

Nichtdiskriminierung, wenn sie die betreffenden Rechtemerierungspläne kontrollieren. Sie sorgen für die Bereitstellung
an Bedingungen knüpft.adäquater Nummern und Nummerierungsbereiche für alle

öffentlich zugänglichen elektronischen Kommunikations-
Die vorstehend genannten Verfahren können je nachdem, obdienste. Die nationalen Regulierungsbehörden legen objektive,
der Antragsteller öffentliche Kommunikationsnetze bereitstellttransparente und nicht diskriminierende Verfahren für die
oder nicht, unterschiedlich sein.Zuteilung der nationalen Nummerierungsressourcen fest.

(2) Die nationalen Regulierungsbehörden sorgen dafür, dass (2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass bei öffentlichen
Nummerierungspläne und -verfahren so angewandt werden, Behörden oder Gebietskörperschaften, die an Betreibern
dass die Gleichbehandlung aller Anbieter öffentlich zugängli- elektronischer Kommunikationsnetze und/oder -dienste betei-
cher elektronischer Kommunikationsdienste gewährleistet ist. ligt sind oder diese kontrollieren, eine tatsächliche strukturelle
Die Mitgliedstaaten stellen insbesondere sicher, dass ein Unter- Trennung zwischen der für die Erteilung der in Absatz 1
nehmen, dem ein Nummernbereich zugewiesen wurde, sich genannten Rechte zuständigen Stelle und den Tätigkeiten im
gegenüber anderen Anbietern elektronischer Kommunika- Zusammenhang mit dem Eigentum oder der Kontrolle besteht.
tionsdienste hinsichtlich der Nummernfolgen für den Zugang
zu ihren Diensten nicht diskriminierend verhält.

Artikel 11
(3) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen
Nummerierungspläne und alle nachträglichen Erweiterungen Kollokation und gemeinsame Nutzung von Einrichtungen
oder Änderungen veröffentlicht werden, wobei Ausnahmen
nur im Falle von Verpflichtungen aus Gründen der Staatssicher-

(1) Darf ein Unternehmen, das elektronische Kommunika-heit möglich sind.
tionsnetze anbietet, nach innerstaatlichem Recht Einrichtungen
auf, über oder unter öffentlichem oder privatem Grundbesitz

(4) Die Mitgliedstaaten unterstützen die Vereinheitlichung installieren oder kann es ein Verfahren zur Enteignung oder
der Zuweisung von Nummerierungsressourcen in der Gemein- Nutzung von Grundbesitz in Anspruch nehmen, so fördert
schaft, wenn dies notwendig ist, um die Entwicklung europa- die nationale Regulierungsbehörde die gemeinsame Nutzung
weiter Dienste zu fördern. Die Kommission kann gemäß dem dieser Einrichtungen oder Grundstücke.
in Artikel 20 Absatz 3 genannten Verfahren in dieser Frage
geeignete technische Umsetzungsmaßnahmen beschließen.

(2) Insbesondere wenn Unternehmen aus Gründen des
Umweltschutzes, der öffentlichen Gesundheit und Sicherheit(5) Soweit es zur Sicherstellung der vollen globalen Intero-
oder der Städteplanung und der Raumordnung keinen Zugangperabilität der Dienste angebracht ist, koordinieren die Mit-
zu tragfähigen Alternativen haben, können die Mitgliedstaatengliedstaaten ihre Standpunkte in internationalen Organisatio-
nur nach einer öffentlichen Anhörung von angemessenernen und Gremien, in denen Beschlüsse über Aspekte der
Dauer, bei der alle interessierten Parteien Gelegenheit zurVergabe von Nummern, Namen und Adressen in elektroni-
Meinungsäußerung erhalten müssen, einem Betreiber einesschen Kommunikationsnetzen und -diensten gefasst werden.
elektronischen Kommunikationsnetzes die gemeinsame Nut-
zung von Einrichtungen oder Grundbesitz (einschließlich

Artikel 10 physischer Kollokation) vorschreiben oder Maßnahmen zur
Erleichterung der Koordinierung öffentlicher Bauarbeiten tref-

Wegerechte fen. Solche Anordnungen können Regeln für die Umlegung
der Kosten bei gemeinsamer Nutzung von Einrichtungen oder
Grundbesitz enthalten.(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die zuständige

Behörde

Artikel 12— bei der Prüfung eines Antrags auf Erteilung von Rechten
für die Installation von Einrichtungen auf, über oder
unter öffentlichem oder privatem Grundbesitz an ein Getrennte Rechnungslegung und Finanzberichte
Unternehmen, das für die Bereitstellung öffentlicher Kom-
munikationsnetze zugelassen ist oder

(1) Die Mitgliedstaaten verpflichten Unternehmen, die öf-
fentliche Kommunikationsnetze oder öffentlich zugängliche— bei der Prüfung eines Antrags auf Erteilung von Rechten

für die Installation von Einrichtungen auf, über oder unter elektronische Kommunikationsdienste anbieten und in demsel-
ben oder einem anderen Mitgliedstaat besondere oder aus-öffentlichem Grundbesitz an ein Unternehmen, das für

die Bereitstellung von nicht öffentlichen elektronischen schließliche Rechte für die Erbringung von Diensten in anderen
Sektoren besitzen,Kommunikationsnetzen zugelassen ist,
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a) über die Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Bereit- Bei der Beurteilung der Frage, ob zwei oder mehr Unternehmen
auf einem Markt gemeinsam eine beherrschende Stellungstellung elektronischer Kommunikationsnetze oder -dien-

ste in dem Umfang getrennt Buch zu führen, der erforder- einnehmen, handeln die nationalen Regulierungsbehörden
insbesondere im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht undlich wäre, wenn sie von rechtlich unabhängigen Unter-

nehmen ausgeübt würden, so dass alle Kosten- und Ein- berücksichtigen dabei weitestgehend die von der Kommission
nach Artikel 14 veröffentlichten „Leitlinien zur Marktanalysenahmenbestandteile dieser Tätigkeiten mit den entspre-

chenden Berechnungsgrundlagen und detaillierten Zu- und zur Bewertung beträchtlicher Marktmacht“. Die bei dieser
Beurteilung heranzuziehenden Kriterien sind in Anhang IIrechnungsmethoden, einschließlich einer detaillierten

Aufschlüsselung des Anlagevermögens und der struktur- dieser Richtlinie aufgeführt.
bedingten Kosten, offen gelegt werden oder

(3) Verfügt ein Unternehmen auf einem bestimmten Marktb) die Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Bereitstellung
über beträchtliche Marktmacht, so kann davon ausgegangenelektronischer Kommunikationsnetze oder -dienste struk-
werden, dass es auch auf einem benachbarten Markt beträchtli-turell auszugliedern.
che Marktmacht besitzt, wenn die Verbindungen zwischen
beiden Märkten es gestatten, diese von dem einen auf den

Die Mitgliedstaaten können beschließen, die Anforderungen anderen Markt zu übertragen und damit die gesamte Markt-
von Unterabsatz 1 nicht auf Unternehmen anzuwenden, deren macht des Unternehmens zu verstärken.
Jahresumsatz aus der Bereitstellung elektronischer Kommuni-
kationsnetze oder -dienste in dem Mitgliedstaat weniger als
50 Mio. EUR beträgt. Artikel 14

Marktdefinitionsverfahren(2) Unterliegen Unternehmen, die öffentliche Kommunika-
tionsnetze oder öffentlich zugängliche elektronische Kommu-
nikationsdienste anbieten, nicht den Anforderungen des Gesell-

(1) Nach Anhörung der nationalen Regulierungsbehördenschaftsrechts und erfüllen sie nicht die für kleine und mittlere
erlässt die Kommission eine Empfehlung in Bezug auf relevanteUnternehmen geltenden Kriterien der gemeinschaftsrechtli-
Produkt- und Dienstmärkte (nachstehend „Empfehlung“ ge-chen Rechnungslegungsvorschriften, so werden ihre Finanzbe-
nannt). In der Empfehlung werden gemäß Anhang I derrichte einer unabhängigen Rechnungsprüfung unterzogen und
vorliegenden Richtlinie diejenigen Märkte für elektronischeveröffentlicht. Die Rechnungsprüfung erfolgt nach den ein-
Kommunikationsprodukte und -dienste aufgeführt, derenschlägigen Vorschriften der Gemeinschaft und der Mitglied-
Merkmale die Auferlegung der in den Einzelrichtlinien darge-staaten.
legten Verpflichtungen rechtfertigen können, und zwar unbe-
schadet der Märkte, die in bestimmten Fällen nach dem

Dies gilt auch für die in Absatz 1 Buchstabe a) geforderte Wettbewerbsrecht definiert werden können. Die Kommission
getrennte Rechnungslegung. definiert die Märkte im Einklang mit den Grundsätzen des

Wettbewerbsrechts.

Die Empfehlung wird regelmäßig von der Kommission
überprüft.

KAPITEL IV

(2) Die Kommission veröffentlicht spätestens zum Zeit-
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN punkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie Leitlinien zur Markta-

nalyse und zur Bewertung beträchtlicher Marktmacht (nachste-
hend „Leitlinien“ genannt), die mit den Grundsätzen desArtikel 13
Wettbewerbsrechts in Einklang stehen müssen.

Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht
(3) Die nationalen Regulierungsbehörden legen unter weit-
estgehender Berücksichtigung der Empfehlung und der Leitli-
nien die relevanten Märkte entsprechend den nationalen(1) Wenn die nationalen Regulierungsbehörden aufgrund

der Einzelrichtlinien nach dem Verfahren des Artikels 15 Gegebenheiten — insbesondere der innerhalb ihres Hoheitsge-
biets relevanten geografischen Märkte — im Einklang mitfestzustellen haben, ob Betreiber über beträchtliche Markt-

macht verfügen, gelten die Absätze 2 und 3 dieses Artikels. den Grundsätzen des Wettbewerbsrechts fest. Bevor Märkte
definiert werden, die von denen in der Empfehlung abweichen,
wenden die nationalen Regulierungsbehörden das Verfahren

(2) Ein Unternehmen gilt als ein Unternehmen mit beträcht- des Artikels 6 an.
licher Marktmacht, wenn es entweder allein oder gemeinsam
mit anderen eine der Beherrschung gleichkommende Stellung
einnimmt, d. h. eine wirtschaftlich starke Stellung, die es ihm (4) Die Kommission kann nach Anhörung der nationalen

Regulierungsbehörden nach dem Verfahren des Artikels 20gestattet, sich in beträchtlichem Umfang unabhängig von
Wettbewerbern, Kunden und letztlich Verbrauchern zu verhal- Absatz 3 einen Beschluss zur Festlegung gesamteuropäischer

Märkte fassen.ten.
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Artikel 15 gemäß dem in Artikel 20 Absatz 2 genannten Verfahren und
nach Anhörung des durch die Richtlinie 98/34/EG eingesetzten
Ausschusses die Erstellung von Normen durch die euro-Marktanalyseverfahren
päischen Normungsorganisationen (Europäisches Komitee für
Normung (CEN), Europäisches Komitee für elektronische Nor-(1) So bald wie möglich nach der Verabschiedung der mung (Cenelec) und Europäisches Institut für Telekommunika-Empfehlung oder deren etwaiger Aktualisierung führen die tionsnormen (ETSI)) veranlassen.nationalen Regulierungsbehörden unter weitestgehender Be-

rücksichtigung der Leitlinien eine Analyse der relevanten
Märkte durch. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die (2) Die Mitgliedstaaten fördern die Anwendung der Normen
nationalen Wettbewerbsbehörden gegebenenfalls an dieser und/oder Spezifikationen gemäß Absatz 1 für die Bereitstellung
Analyse beteiligt werden. von Diensten, technischen Schnittstellen und/oder Netzfunk-

tionen, soweit dies unbedingt notwendig ist, um die Interopera-
bilität von Diensten zu gewährleisten und den Nutzern eine(2) Wenn eine nationale Regulierungsbehörde gemäß den
größere Auswahl zu bieten.Artikeln 16, 17, 18 oder 19 der Richtlinie 2001/.../EG

(Universaldienstrichtlinie) oder nach Artikel 7 oder Artikel 8
der Richtlinie 2001/.../EG (Zugangsrichtlinie) feststellen muss, Solange derartige Normen und/oder Spezifikationen nicht
ob Verpflichtungen für Unternehmen aufzuerlegen, beizube- gemäß Absatz 1 veröffentlicht sind, fördern die Mitgliedstaaten
halten, zu ändern oder aufzuheben sind, ermittelt sie anhand die Anwendung der von den europäischen Normungsorganisa-
der Marktanalyse gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels, ob tionen erstellten Normen.
auf einem relevanten Markt wirksamer Wettbewerb herrscht.

Falls keine derartigen Normen bzw. Spezifikationen vorliegen,
fördern die Mitgliedstaaten die Anwendung internationaler(3) Kommt eine nationale Regulierungsbehörde zu dem
Normen oder Empfehlungen der Internationalen Fernmeldeu-Schluss, dass dies der Fall ist, so erlegt sie weder eine der
nion (ITU), der Internationalen Organisation für Normungspezifischen Verpflichtungen nach Absatz 2 auf noch behält
(ISO) oder der Internationalen Elektrotechnischen Kommissionsie diese bei. Wenn bereits bereichsspezifische Verpflichtungen
(IEC).bestehen, werden sie für die Unternehmen auf diesem relevan-

ten Markt aufgehoben. Den betroffenen Parteien ist die Aufhe-
bung der Verpflichtungen innerhalb einer angemessenen Frist Bestehen bereits internationale Normen, so rufen die Mitglied-
im Voraus anzukündigen. staaten die europäischen Normungsorganisationen dazu auf,

diese Normen bzw. deren einschlägige Bestandteile als Basis
für die von ihnen entwickelten Normen zu verwenden, es sei(4) Stellt eine nationale Regulierungsbehörde fest, dass auf
denn, die internationalen Normen bzw. deren einschlägigeeinem relevanten Markt kein wirksamer Wettbewerb herrscht,
Bestandteile sind ineffizient.so ermittelt sie Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht

auf diesem Markt gemäß Artikel 13 und erlegt diesen Unter-
nehmen geeignete spezifische Verpflichtungen nach Absatz 2 (3) Wurden die in Absatz 1 genannten Normen und/oderdes vorliegenden Artikels auf bzw. ändert diese oder behält Spezifikationen nicht sachgerecht angewandt, sodass die Inter-diese bei, wenn sie bereits bestehen. operabilität der Dienste in einem oder mehreren Mitgliedstaa-

ten nicht gewährleistet ist, so kann die Anwendung dieser
(5) Im Falle gesamteuropäischer Märkte, die in dem Normen und/oder Spezifikationen nach dem Verfahren in
Beschluss nach Artikel 14 Absatz 4 festgelegt wurden, führen Absatz 4 verbindlich vorgeschrieben werden, soweit dies
die betreffenden nationalen Regulierungsbehörden gemeinsam unbedingt notwendig ist, um die Interoperabilität zu gewähr-
die Marktanalyse unter weitestgehender Berücksichtigung der leisten und den Nutzern eine größere Auswahl zu bieten.
Leitlinien durch und stellen einvernehmlich fest, ob in Absatz 2
des vorliegenden Artikels vorgesehene spezifische Verpflich-

(4) Beabsichtigt die Kommission, die Anwendung bestimm-tungen aufzuerlegen, beizubehalten, zu ändern oder aufzuhe-
ter Normen und/oder Spezifikationen verbindlich vorzuschrei-ben sind.
ben, so veröffentlicht sie eine Bekanntmachung im Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften und fordert alle Beteiligten

(6) Maßnahmen, die gemäß den Absätzen 3, 4 und 5 zur Stellungnahme auf. Sie schreibt die Anwendung der
getroffen werden, unterliegen dem Verfahren nach Artikel 6. einschlägigen Normen gemäß dem in Artikel 20 Absatz 3

genannten Verfahren verbindlich vor, indem sie diese im
Verzeichnis der Normen und/oder Spezifikationen gemäßArtikel 16
Absatz 1 als verbindlich kennzeichnet.

Normung

(5) Ist die Kommission der Auffassung, dass die Normen
und/oder Spezifikationen gemäß Absatz 1 nicht mehr zur(1) Die Kommission erstellt nach dem in Artikel 20 Ab-

satz 2 genannten Verfahren ein Verzeichnis von Normen Bereitstellung harmonisierter elektronischer Kommunikations-
dienste beitragen oder dem Bedarf der Verbraucher nichtund/oder Spezifikationen, die als Grundlage für die Förderung

der einheitlichen Bereitstellung elektronischer Kommunika- mehr entsprechen oder die technologische Weiterentwicklung
behindern, so streicht sie diese gemäß dem in Artikel 20tionsnetze und -dienste sowie zugehöriger Einrichtungen und

Dienste dienen, und veröffentlicht es im Amtsblatt der Euro- Absatz 2 genannten Verfahren aus dem Verzeichnis der
Normen und/oder Spezifikationen gemäß Absatz 1.päischen Gemeinschaften. Bei Bedarf kann die Kommission
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(6) Ist die Kommission der Ansicht, dass die Normen Sind die Streitigkeiten nach vier Monaten noch nicht beigelegt
und von der beschwerdeführenden Partei auch nicht vorund/oder Spezifikationen gemäß Absatz 4 nicht mehr zur

Bereitstellung harmonisierter elektronischer Kommunikations- Gericht gebracht worden, so trifft die betreffende nationale
Regulierungsbehörde auf Antrag einer Partei eine verbindlichedienste beitragen oder dem Bedarf der Verbraucher nicht

mehr entsprechen oder die technologische Weiterentwicklung Entscheidung, damit die Streitigkeit schnellstmöglich, auf jeden
Fall aber innerhalb von vier Monaten beigelegt werden kann.behindern, so streicht sie diese gemäß dem in Artikel 20

Absatz 3 genannten Verfahren aus dem Verzeichnis der
Normen und/oder Spezifikationen gemäß Absatz 1.

(3) Bei der Beilegung einer Streitigkeit trifft die nationale
Regulierungsbehörde Entscheidungen, die auf die Verwirkli-

(7) Dieser Artikel findet auf keine der wesentlichen Anfor- chung der in Artikel 7 genannten Ziele ausgerichtet sind. Die
derungen, Schnittstellenspezifikationen oder harmonisierten Verpflichtungen, die die nationale Regulierungsbehörde einem
Normen Anwendung, für die die Bestimmungen der Richtli- Unternehmen im Rahmen der Streitbeilegung auferlegen kann,
nie 1999/5/EG gelten. stehen im Einklang mit dieser Richtlinie oder den Einzelrichtli-

nien.

Artikel 17
(4) Die Entscheidung der nationalen Regulierungsbehörde
wird unter Wahrung des Geschäftsgeheimnisses der Öffentlich-Harmonisierungsmaßnahmen
keit zugänglich gemacht. Die betroffenen Parteien erhalten
eine vollständige Begründung dieser Entscheidung.

(1) Gibt die Kommission gemäß dem in Artikel 20 Absatz 2
genannten Verfahren Empfehlungen an die Mitgliedstaaten

(5) Das Verfahren nach den Absätzen 1, 3 und 4 schließtüber die harmonisierte Durchführung dieser Richtlinie und der
eine Klage einer Partei bei einem Gericht nicht aus.Einzelrichtlinien im Hinblick auf die Verwirklichung der in

Artikel 7 genannten Ziele ab, so sorgen die Mitgliedstaaten
dafür, dass die nationalen Regulierungsbehörden diesen Emp-

Artikel 19fehlungen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben weitestge-
hend Rechnung tragen. Beschließt eine nationale Regulierungs-
behörde, sich nicht an eine Empfehlung zu halten, so teilt sie Beilegung grenzüberschreitender Streitigkeiten
dies unter Angabe ihrer Gründe der Kommission mit.

(1) Bei einer grenzüberschreitenden Streitigkeit in einem
(2) Stellt die Kommission fest, dass auf nationaler Ebene unter diese Richtlinie oder die Einzelrichtlinien fallenden
abweichende Rechtsvorschriften zur Umsetzung von Artikel 9 Bereich zwischen Parteien in verschiedenen Mitgliedstaaten,
Absatz 4 ein Hindernis für den europäischen Binnenmarkt die in die Zuständigkeit der nationalen Regulierungsbehörde
darstellen, so kann sie gemäß dem in Artikel 20 Absatz 3 von mindestens zwei Mitgliedstaaten fällt, findet das Verfahren
genannten Verfahren die geeigneten technischen Durchfüh- nach den Absätzen 2, 3 und 4 Anwendung.
rungsmaßnahmen treffen.

(2) Jede Partei kann die Streitigkeit den betreffenden natio-
Artikel 18 nalen Regulierungsbehörden vorlegen. Die nationalen Regulie-

rungsbehörden koordinieren ihre Maßnahmen, um die Streitig-
keit im Einklang mit den in Artikel 7 genannten ZielenBeilegung von Streitigkeiten zwischen Unternehmen
beizulegen. Die Verpflichtungen, die die nationale Regulie-
rungsbehörde einem Unternehmen im Rahmen der Streitbeile-

(1) Ergeben sich im Zusammenhang mit Verpflichtungen gung auferlegt, stehen im Einklang mit dieser Richtlinie oder
aus dieser Richtlinie oder den Einzelrichtlinien Streitigkeiten den Einzelrichtlinien.
zwischen Unternehmen, die elektronische Kommunikations-
netze oder -dienste in einem Mitgliedstaat anbieten, so trifft

(3) Die Mitgliedstaaten können den nationalen Regulie-die betreffende nationale Regulierungsbehörde auf Antrag
rungsbehörden vorschreiben, eine Beilegung von Streitigkeiteneiner Partei und unbeschadet des Absatzes 2 eine verbindliche
gemeinsam abzulehnen, wenn es andere Mechanismen ein-Entscheidung, damit die Streitigkeit schnellstmöglich, auf jeden
schließlich einer Schlichtung gibt, die sich besser für eineFall aber — außer in Ausnahmesituationen — innerhalb von
frühzeitige Beilegung der Streitigkeiten im Einklang mit Arti-vier Monaten beigelegt werden kann. Die Mitgliedstaaten
kel 7 eignen. Sie unterrichten die Parteien unverzüglichverlangen, dass alle Parteien in vollem Umfang mit der
hiervon. Sind die Streitigkeiten nach vier Monaten noch nichtnationalen Regulierungsbehörde zusammenarbeiten.
beigelegt und auch nicht von der um Abhilfe bemühten Partei
vor Gericht gebracht worden, so koordinieren die betreffenden

(2) Die Mitgliedstaaten können den nationalen Regulie- nationalen Regulierungsbehörden auf Antrag aller Parteien
rungsbehörden vorschreiben, die Beilegung von Streitigkeiten ihre Maßnahmen, um die Streitigkeit im Einklang mit Artikel 7
durch verbindliche Entscheidungen zu verweigern, wenn es beizulegen.
andere Mechanismen einschließlich einer Schlichtung gibt, die
besser für eine frühzeitige Beilegung der Streitigkeiten im
Einklang mit Artikel 7 geeignet wären. Die nationale Regulie- (4) Das Verfahren nach Absatz 2 hindert keine der Parteien

daran, die Gerichte anzurufen.rungsbehörde unterrichtet die Parteien unverzüglich hiervon.
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Artikel 20 Artikel 23

ÜberprüfungAusschuss

Die Kommission überprüft regelmäßig die Anwendung dieser(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss mit der
Richtlinie und erstattet dem Europäischen Parlament und demBezeichnung „Kommunikationsausschuss“ unterstützt.
Rat darüber Bericht, und zwar erstmals spätestens drei Jahre
nach dem Zeitpunkt des Beginns der Anwendung dieser

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Richtlinie gemäß Artikel 26 Absatz 1 Unterabsatz 2. Hierzu
Artikel 3 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung kann sie Informationen von den Mitgliedstaaten einholen, die
von dessen Artikel 8. ohne unangemessene Verzögerung zu liefern sind.

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
KAPITEL VArtikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung

von dessen Artikel 8.
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf drei Monate festgesetzt. Artikel 24

Aufhebung von Rechtsakten(4) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Folgende Richtlinien und Entscheidungen werden mit WirkungArtikel 21
vom Beginn der Anwendung der vorliegenden Richtlinie
gemäß Artikel 26 Absatz 1 Unterabsatz 2 aufgehoben:Informationsaustausch
— Richtlinie 90/387/EWG,

(1) Die Kommission übermittelt dem Kommunikationsaus-
— Entscheidung 91/396/EWG des Rates vom 29. Juli 1991schuss alle relevanten Informationen über das Ergebnis der

zur Einführung einer einheitlichen europäischen Notruf-regelmäßigen Konsultationen mit den Vertretern der Netz-
nummer (1),betreiber, Diensteanbieter, Nutzer, Verbraucher, Hersteller und

Gewerkschaften sowie den Drittländern und internationalen — Richtlinie 92/44/EWG des Rates vom 5. Juni 1992 zurOrganisationen. Einführung des offenen Netzzugangs bei Mietleitun-
gen (2),

(2) Der Kommunikationsausschuss fördert unter Berück-
— Entscheidung 92/264/EWG des Rates vom 11. Mai 1992sichtigung der Politik der Gemeinschaft im Bereich der elektro-

zur Einführung einer gemeinsamen Vorwahlnummer fürnischen Kommunikation den Informationsaustausch zwischen
den internationalen Fernsprechverkehr in der Gemein-den Mitgliedstaaten sowie zwischen diesen und der Kommis-
schaft (3),sion über den Stand und die Entwicklung der Regulie-

rungstätigkeiten im Bereich der elektronischen Kommunika-
— Richtlinie 95/47/EG,tionsnetze und -dienste.

— Richtlinie 97/13/EG,
Artikel 22

— Richtlinie 97/33/EG,
Informationsveröffentlichung

— Richtlinie 97/66/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 15. Dezember 1997 über die Verarbeitung

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass aktuelle Informa- personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphä-
tionen über die Anwendung dieser Richtlinie und der Einzel- re im Bereich der Telekommunikation (4),
richtlinien so veröffentlicht werden, dass sie allen interessierten
Parteien leicht zugänglich sind. Sie veröffentlichen in ihrem — Richtlinie 98/10/EG des Europäischen Parlaments und
nationalen amtlichen Publikationsorgan eine Bekanntma- des Rates vom 26. Februar 1998 über die Anwendung
chung, aus der hervorgeht, wie und wann die Informationen des offenen Netzzugangs (ONP) beim Sprachtelefondienst
veröffentlicht werden. Die erste entsprechende Bekanntma- und den Universaldienst im Telekommunikationsbereich
chung wird vor dem Beginn der Anwendung gemäß Artikel 26 in einem wettbewerbsorientierten Umfeld (5).
Absatz 1 Unterabsatz 2 veröffentlicht; anschließend wird
jeweils eine neue Bekanntmachung veröffentlicht, wenn sich
die darin enthaltenen Informationen geändert haben. (1) ABl. L 217 vom 6.8.1991, S. 31.

(2) ABl. L 165 vom 19.6.1992, S. 27. Richtlinie zuletzt geändert
durch die Entscheidung 98/80/EG der Kommission (ABl. L 14

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission eine vom 20.1.1998, S. 27).
Kopie jeder dieser Bekanntmachungen zum Zeitpunkt ihrer (3) ABl. L 137 vom 20.5.1992, S. 21.
Veröffentlichung. Die Kommission leitet die Informationen (4) ABl. L 24 vom 30.1.1998, S. 1.

(5) ABl. L 101 vom 1.4.1998, S. 24.gegebenenfalls an den Kommunikationsausschuss weiter.
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Artikel 25 (2) Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen

Übergangsmaßnahmen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie
Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Be-

Die Mitgliedstaaten erhalten alle im einzelstaatlichen Recht zugnahme.
vorgesehenen Verpflichtungen nach Artikel 7 der Richtli-
nie 2001/.../EG (Zugangsrichtlinie) und nach Artikel 16 der

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den WortlautRichtlinie 2001/.../EG (Universaldienstrichtlinie) aufrecht, bis
der innerstaatlichen Rechtsvorschriften sowie aller nachträgli-eine nationale Regulierungsbehörde gemäß Artikel 15 der
chen Änderungen mit, die sie auf dem unter diese Richtlinievorliegenden Richtlinie über diese Verpflichtungen beschließt.
fallenden Gebiet erlassen.

Betreiber öffentlicher Festtelefonnetze, die von ihrer nationalen
Regulierungsbehörde als Betreiber mit beträchtlicher Markt-

Artikel 27macht bei der Bereitstellung öffentlicher Festtelefonnetze und
-dienste im Rahmen des Anhangs I Teil 1 der Richtli-

Inkrafttretennie 97/33/EG oder der Richtlinie 98/10/EG ausgewiesen
wurden, werden für die Zwecke der Verordnung (EG)
Nr. 2887/2000 weiterhin als „gemeldete Betreiber“ betrachtet, Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
bis das Marktanalyseverfahren nach Artikel 15 abgeschlossen Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.
wurde. Anschließend werden diese Betreiber für die Zwecke der
Verordnung nicht mehr als „gemeldete Betreiber“ angesehen.

Artikel 28

AdressatenArtikel 26

Umsetzung Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis zum Geschehen zu ...
... (*) die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich
sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich hiervon in Kenntnis. Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates

Die Präsidentin Der PräsidentSie wenden diese Vorschriften ab dem ... (**) an.

(*) 15 Monate nach dem Inkrafttreten dieser Richtlinie.
(**) Erster Tag nach Ablauf dieser Fünfzehnmonatsfrist.
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ANHANG I

Verzeichnis der Märkte, die gemäß Artikel 14 in die erste Empfehlung der Kommission über die relevanten
Produkt- und Dienstmärkte aufzunehmen sind

1. Märkte gemäß der Richtlinie 2001/.../EG (Universaldienstrichtlinie)

Artikel 16 — Nach dem bisherigen Rechtsrahmen definierte Märkte, bei denen Verpflichtungen zu überprüfen
sind,

Anschluss an das öffentliche Telefonnetz und dessen Nutzung an bestimmten festen Standorten,

Bereitstellung von Mietleitungen für Endnutzer.

2. Märkte gemäß der Richtlinie 2001/.../EG (Zugangsrichtlinie)

Artikel 7 — Nach dem bisherigen Rechtsrahmen definierte Märkte, bei denen Verpflichtungen zu überprüfen
sind,

Zusammenschaltung (Richtlinie 97/33/EG):

— abgehende Anrufe im öffentlichen Festtelefonnetz,

— Anrufzustellung im öffentlichen Festtelefonnetz,

— Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz,

— abgehende Anrufe in öffentlichen Mobiltelefonnetzen,

— Anrufzustellung in öffentlichen Mobiltelefonnetzen,

— Zusammenschaltung von Mietleitungen (Teilleitungen).

Netzzugang und Sondernetzzugang (Richtlinien 97/33/EG und 98/10/EG)

— Zugang zum öffentlichen Festtelefonnetz einschließlich des entbündelten Zugangs zum Teilnehme-
ranschluss,

— Zugang zu öffentlichen Mobiltelefonnetzen einschließlich Betreiberauswahl.

Mietleitungskapazität für Großkunden (Richtlinie 92/44/EWG)

— Bereitstellung von Mietleitungskapazität für andere Anbieter elektronischer Kommunikationsnetze oder
-dienste.

3. Märkte gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2887/2000

Dienste, die über entbündelte Teilnehmeranschlüsse (mit doppeladrigem Metallkabel) erbracht werden.
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ANHANG II

Von den nationalen Regulierungsbehörden bei der Bewertung einer gemeinsamen Marktbeherrschung nach
Artikel 13 Absatz 2 Unterabsatz 2 zu berücksichtigende Kriterien

Bei zwei oder mehr Unternehmen kann davon ausgegangen werden, dass sie gemeinsam eine marktbeherrschende
Stellung im Sinne des Artikels 13 einnehmen, wenn sie — selbst bei Fehlen struktureller oder sonstiger Beziehungen
untereinander — in einem Markt tätig sind, dessen Struktur als förderlich für koordinierte Effekte angesehen wird.
Unbeschadet der Rechtsprechung des Gerichtshofs im Bereich der gemeinsamen Marktbeherrschung ist dies
voraussichtlich der Fall, wenn der Markt eine Reihe entsprechender Merkmale aufweist, insbesondere in Bezug auf
die Marktkonzentration, die Transparenz und die folgenden weiteren Merkmale:

— gesättigter Markt,

— stagnierendes oder begrenztes Wachstum auf der Nachfrageseite,

— geringe Nachfrageelastizität,

— gleichartiges Erzeugnis,

— ähnliche Kostenstrukturen,

— ähnliche Marktanteile,

— Fehlen technischer Innovation, ausgereifte Technologie,

— keine Überkapazität,

— hohe Marktzutritthemmnisse,

— Fehlen eines Gegengewichts auf der Nachfrageseite,

— Fehlen eines potenziellen Wettbewerbs,

— verschiedene Arten informeller oder sonstiger Verbindungen zwischen den betreffenden Unternehmen,

— Mechanismen für Gegenmaßnahmen,

— fehlender Preiswettbewerb oder begrenzter Spielraum für Preiswettbewerb.

Die vorstehende Liste ist nicht erschöpfend, auch handelt es sich nicht um kumulative Kriterien. Vielmehr sollen
damit nur Beispiele für die Argumente gegeben werden, auf die sich Feststellungen hinsichtlich des Vorliegens einer
gemeinsamen Marktbeherrschung stützen könnten.
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BEGRÜNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

1. Die Kommission hat am 29. bis 31. August 2000 ein Paket von Vorschlägen für einen
Rechtsrahmen für die elektronische Kommunikationsinfrastruktur und zugehörige Dienste
vorgelegt. Das vorliegende Dokument betrifft das Kernstück dieses Pakets, nämlich den
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über einen
gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommunikationsnetze und -dienste, die so
genannte „Rahmenrichtlinie“.

2. Das Europäische Parlament hat seine Stellungnahme in erster Lesung am 1. März 2001
abgegeben, der Wirtschafts- und Sozialausschuss hat seine Stellungnahme am 21. Januar 2001
abgegeben. Der Ausschuss der Regionen hat dem Rat mitgeteilt, dass er zu diesem Dossier
keine Stellungnahme abgeben wird.

3. Der Rat hat seinen Gemeinsamen Standpunkt am 17. September 2001 gemäß Artikel 251 des
Vertrags einstimmig festgelegt.

II. ZIEL

1. Ziel der Vorschläge für einen neuen Rechtsrahmen ist es, die derzeit geltenden Gemeinschafts-
vorschriften über Telekommunikation mit den tief greifenden Änderungen in Einklang zu
bringen, die sich in den Sektoren Telekommunikation, Medien und Informationstechnologie
vollzogen haben. In den Vorschlägen der Kommission wird ausgehend von der Konvergenz
dieser Sektoren versucht, einen einzigen Rechtsrahmen für alle Übertragungsnetze und
zugehörigen Dienste zu schaffen. Der vorgeschlagene neue Rechtsrahmen wurde konzipiert als
Übergangsphase zwischen den derzeit geltenden Rechtsvorschriften und der voraussichtlichen
künftigen Situation, wenn der Telekommunikationsmarkt so ausgereift sein wird, dass er
ausschließlich über das allgemeine Wettbewerbsrecht geregelt werden kann.

2. Der Vorschlag für eine Rahmenrichtlinie legt eine Grundstruktur für den künftigen Rechtsrah-
men fest, der vorsieht, dass Betreiber mit beträchtlicher Marktmacht weiterhin bestimmten Ex-
ante-Verpflichtungen unterliegen. Er umschreibt die Ziele und Grundsätze für die nationalen
Regulierungsbehörden und die Rolle der Kommission gemäß dem neuen Rechtsrahmen. Er
enthält ferner Bestimmungen über die Bewirtschaftung knapper Ressourcen (Funkfrequenzen
und Nummern) und vereinigt alle horizontalen Bestimmungen, die für mehr als eine Richtlinie
in dem vorgeschlagenen Paket gelten.

III. ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

A. ALLGEMEINE BEMERKUNGEN

Der Rat unterstützte zwar Ansatz und Ziele des Kommissionsvorschlags, hielt es aber bei der
Festlegung seines Gemeinsamen Standpunkts für notwendig, eine Reihe von Änderungen
sowohl am Inhalt als auch am Wortlaut der vorgeschlagenen Richtlinie vorzunehmen.

Dabei war es dem Rat neben der Berücksichtigung der Stellungnahme des Europäischen
Parlaments ein Anliegen,

— den Wortlaut der Richtlinie präziser zu gestalten und somit die rechtliche Klarheit des
Textes zu verbessern;

— eine stärkere Ausgewogenheit zwischen dem Erfordernis der Flexibilität für die nationalen
Regulierungsbehörden einerseits und dem eines kohärenten Gemeinschaftskonzepts
andererseits anzustreben;
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— größere Klarheit in Bezug auf die Beziehung dieses Rechtsrahmens zur audiovisuellen
Politik und zur Regulierung von Inhalten zu schaffen;

— der Vielfalt der einzelstaatlichen Konstellationen und den bestehenden verfassungsmäßigen
und justiziellen Regelungen in den Mitgliedstaaten, beispielsweise im Hinblick auf die
Bestimmungen über Rechtsbehelfe und Wegerechte, in stärkerem Maße Rechnung zu
tragen;

— größere Rechtssicherheit für die nationalen Regulierungsbehörden in den Fällen zu
schaffen, in denen mehrere Unternehmen gemeinsam eine marktbeherrschende Stellung
einnehmen;

— die Vereinbarkeit des Textes mit dem Gemeinschaftsrecht sicherzustellen, insbesondere
was die Bestimmungen über die Einsetzung eines Ausschusses und einer hochrangigen
Gruppe betrifft.

B. BESONDERE BEMERKUNGEN

1. Wichtigste am Kommissionsvorschlag vorgenommene Änderungen

a) Beträchtliche Marktmacht (Artikel 13 und neuer Anhang II)

Der Rat hat eine Reihe formaler Änderungen im Hinblick auf eine bessere
Verständlichkeit des Textes vorgenommen und es ferner für notwendig erachtet, die
Rechtssicherheit für die nationalen Regulierungsbehörden in den Fällen zu erhöhen,
in denen zwei Unternehmen, die wirtschaftlich nicht miteinander verbunden sind,
gemeinsam eine marktbeherrschende Stellung einnehmen. In dem Gemeinsamen
Standpunkt wurde daher eine spezifische Bestimmung eingefügt, wonach die
Leitlinien der Kommission sowie eine Reihe klarer Kriterien bei der Bewertung einer
gemeinsamen marktbeherrschenden Stellung, die in Anhang II aufgeführt sind,
weitestgehend zu berücksichtigen sind.

b) Ausgewogenheit zwischen Flexibilität und Harmonisierung (Artikel 6 und 14)

Der Rat unterstützt im Grundsatz zwar einen Mechanismus zur Sicherstellung eines
kohärenten Gemeinschaftskonzepts, war aber dennoch der Auffassung, dass das von
der Kommission vorgeschlagene Verfahren nach Artikel 6 — wonach die Kommis-
sion befugt wäre, a priori einzugreifen, um die nationalen Regulierungsbehörden
davon abzuhalten, bestimmte Maßnahmen zu ergreifen — dem im Vertrag veranker-
ten institutionellen Gleichgewicht zuwiderlaufen würde.

In Anbetracht der Tatsache, dass das Europäische Parlament die Kommission in
diesem Punkt unterstützt, hat der Rat jedoch eine Kompromisslösung ausgearbeitet,
bei der die Kommission die Durchführung einer Maßnahme einer nationalen
Regulierungsbehörde aufschieben und eine ausführliche Stellungnahme vorlegen
kann. Beschließt eine nationale Regulierungsbehörde, der Stellungnahme der Kom-
mission nicht Folge zu leisten, so muss sie dies begründen.

Der Rat zog es auch vor, Fragen, die die Funkfrequenzen betreffen (Artikel 8), nicht
dem Mechanismus nach Artikel 6 zu unterwerfen, wobei er darauf hinwies, dass die
Kommissionsvorschläge betreffend die Verwaltung des Funkfrequenzspektrums in
jedem Fall ausdrücklich eine derartige Flexibilität hinsichtlich der Verfahrensmodalitä-
ten für die Mitgliedstaaten vorsehen, so dass sich eine Anwendung des Artikels 6 nur
minimal auswirken würde.

Eine weitere wichtige Textänderung betrifft das Marktdefinitionsverfahren nach
Artikel 14. Da viele Märkte immer noch in erster Linie nationaler oder regionaler
Natur sind, hielt der Rat es für wichtig, die Rolle der nationalen Regulierungsbehörden
bei der Definition relevanter Märkte in ihren Hoheitsgebieten zu verstärken. Gemäß
dem Text des Gemeinsamen Standpunkts wird ein kohärentes Gemeinschaftskonzept
daher durch eine Empfehlung der Kommission über relevante Produkt- und
Dienstmärkte und eine Verpflichtung für die nationalen Regulierungsbehörden, das
Verfahren des Artikels 6 anzuwenden, wenn sie Märkte definieren, die von denen in
der Empfehlung abweichen, sichergestellt.
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c) Beziehung zur audiovisuellen Politik

Der Rat hat eine Reihe von Änderungen an dem Kommissionsvorschlag mit dem
Ziel vorgenommen, die Beziehung dieses Maßnahmenpakets für einen neuen
Rechtsrahmen zu dem gesonderten Aspekt der audiovisuellen Politik und insbesonde-
re zur Regulierung von Inhalten deutlicher zu umreißen. Diese Frage, die sich auch
im Zusammenhang mit der vorgeschlagenen Genehmigungsrichtlinie stellt, ist in
Anbetracht des Anwendungsbereichs des Rechtsrahmens in dem neuen „konvergier-
ten“ Umfeld, das sich auf alle Übertragungsnetze erstreckt, besonders relevant und
stellt auch ein Hauptanliegen des Europäischen Parlaments dar.

Die grundsätzlichen Änderungen sind eine neue „Unberührt“-Klausel in Artikel 1
sowie ein zusätzlicher Unterabsatz in Artikel 7, wonach den nationalen Regulierungs-
behörden die Möglichkeit eingeräumt wird, zur Förderung der kulturellen und
sprachlichen Vielfalt sowie zum Pluralismus der Medien beizutragen.

d) Streichung der Bestimmung über die hochrangige Kommunikationsgruppe

Nach Konsultation seines Juristischen Dienstes hat der Rat die in Artikel 21 des
Kommissionsvorschlags enthaltene Bestimmung über die hochrangige beratende
Gruppe aus Vertretern der nationalen Regulierungsbehörden gestrichen. Die Aufnah-
me einer Bestimmung über die Einsetzung einer solchen Gruppe, die nicht unter die
in dem neuen Komitologiebeschluss (1) vorgesehenen Ausschussarten fallen würde,
wurde nicht für notwendig oder zweckmäßig erachtet.

e) Artikel 4 — Rechtsbehelf

Der Rat hat diesen Artikel unter Berücksichtigung der wesentlichen Aspekte und
der Anliegen des Europäischen Parlaments in einer Form gestrafft, die mit den
Rechtsordnungen und -traditionen der Mitgliedstaaten in Einklang steht.

f) Artikel 8 — Verwaltung von Funkfrequenzen

Der Rat hat insbesondere im Lichte der Stellungnahme des Europäischen Parlaments
(Abänderung 46) beschlossen, im verfügenden Teil des Textes die Bestimmungen zu
streichen, mit denen Auktionen sowie die administrative Preisbildung für die
Zuteilung von Frequenzen ausdrücklich gestattet werden.

g) Artikel 10 — Wegerechte

Der Rat hat den Text dieses Artikels dahin gehend erweitert, dass auch private
Netzbetreiber erfasst werden, ihn aber neu formuliert, um deutlich zu machen, dass
dennoch unterschiedliche Verfahrensarten gelten können, je nachdem, ob es sich um
ein öffentliches oder ein privates Netz handelt.

2. Standpunkt des Rates zu den Abänderungen des Europäischen Parlaments

a) Ganz oder teilweise in den Gemeinsamen Standpunkt eingearbeitete Abände-
rungen

Der Rat hat die Abänderungen 1, 3, 4, 6, 9, 10, 11, 13, 15, 19, 21, 25, 27, 28, 31,
35, 36, 37, 38, 40, 45, 46, 47, 48, 53, 55, 57, 58, 59, 60, 61, 66, 67, 68, 69 und
70 ganz, teilweise oder im Grundsatz gebilligt. Einige dieser Abänderungen wurden
mit ihrem vollständigen oder nahezu vollständigen Wortlaut übernommen, während
andere in abgewandelter Form — jedoch unter Beibehaltung des Ziels, das der
jeweiligen Abänderung oder Teilen davon zugrunde lag — eingearbeitet wurden.

b) Nicht in den Gemeinsamen Standpunkt eingearbeitete Abänderungen

Der Rat hat die Abänderungen 5, 8, 16, 18, 20, 23, 24, 26, 39, 41, 42, 43, 44, 49,
50, 51, 52, 56, 62, 63, 64, 71, 72, 73, 74, 76 und 77 nicht in seinen Gemeinsamen
Standpunkt übernommen und sich insoweit der Auffassung der Kommission
angeschlossen.

(1) Beschluss 1999/468/EG des Rates (ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23).



C 337/54 DE 30.11.2001Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

Der Rat begründete die Nichtübernahme der Abänderungen 2, 7, 17, 22, 29, 30, 32,
33, 34, 54, 65 und 75 wie folgt:

— Abänderungen 2 und 29 (Rechtsbehelf)

Die Abänderungen dürften mit den verfassungsmäßigen und justiziellen Rege-
lungen in den Mitgliedstaaten nicht in Einklang stehen.

— Abänderungen 7 und 17

Die Abänderungen sind ihrem Inhalt nach bereits weitgehend im Text enthalten.

— Abänderung 22 (Unabhängigkeit der nationalen Regulierungsbehörden)

Der Text des Kommissionsvorschlags wurde für zweckmäßiger erachtet.

— Abänderung 30 (Sanktionen für den Fall, dass Informationen nicht zur Verfügung
gestellt werden)

Diesem Anliegen wurde in Artikel 10 des Gemeinsamen Standpunkts betreffend
die Genehmigungsrichtlinie Rechnung getragen.

— Abänderung 32 (Begründung der Verweigerung des Informationszugangs)

In den allgemeinen verwaltungsrechtlichen Vorschriften der Mitgliedstaaten
sind diese Aspekte bereits erfasst.

— Abänderung 33 (Artikel 6)

Siehe die Erläuterung des Ansatzes des Rates betreffend diesen Artikel in
Abschnitt III B 1 a).

— Abänderung 34 (Artikel 7 Absatz 1)

Der von der Kommission vorgeschlagenen positiven Formulierung wurde der
Vorzug gegeben.

— Abänderung 54 (Schlichterrolle der nationalen Regulierungsbehörden bei Streitigkeiten
betreffend Wegerechte)

Die Zuteilung von Wegerechten fällt in vielen Mitgliedstaaten in die Zuständig-
keit der örtlichen Behörden und eine zentralisierte Streitbeilegung wäre nur
schwer durchsetzbar.

— Abänderung 65 (Kriterien für die Beurteilung, ob verbindliche Normen vorgeschrieben
werden sollen oder nicht)

Der in dem Kommissionsvorschlag enthaltenen Formulierung — wonach für
die Beurteilung, ob der freiwillige Ansatz erfolgreich war oder nicht, ein
Zeitraum vorgesehen ist — wurde der Vorzug gegeben.

— Abänderung 75 (Hochrangige beratende Gruppe)

Siehe Abschnitt III B 1 d).
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GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG) Nr. 39/2001

vom Rat festgelegt am 17. September 2001

im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie 2001/.../EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom ... über den Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen

und -diensten (Universaldienstrichtlinie)

(2001/C 337/04)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND pflichtungen bezüglich des Rechtsrahmens für Telekom-
DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — munikationsnetze und -dienste eingegangen. Jedes Mit-

glied der Welthandelsorganisation hat dabei das Recht,
die Art der Universaldienstverpflichtungen festzulegen,gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
die es aufrechtzuerhalten wünscht. Solche Verpflichtun-Gemeinschaft, insbesondere Artikel 95,
gen gelten nicht von vornherein als wettbewerbswidrig,
sofern sie auf transparente, nicht diskriminierende undauf Vorschlag der Kommission (1),
wettbewerbsneutrale Weise gehandhabt werden und
keine größeren Lasten auferlegen, als für die Art des vom

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus- Mitglied festgelegten Universaldienstes erforderlich ist.
ses (2),

(4) Zu der Gewährleistung des Universaldienstes (d. h. dernach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (3),
Bereitstellung eines festgelegten Mindestangebots an
Diensten für alle Endnutzer zu einem erschwinglichengemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (4),
Preis) kann auch die Bereitstellung von einigen Diensten
für bestimmte Endnutzer zu Preisen gehören, die von

in Erwägung nachstehender Gründe: denen, die sich aus den üblichen Marktbedingungen
ergeben, abweichen. Die Entschädigung der Unterneh-
men, die für die Bereitstellung solcher Dienste unter(1) Die Liberalisierung des Telekommunikationssektors und
diesen Voraussetzungen benannt werden, müssen jedochein zunehmender Wettbewerb und größere Wahl-
nicht zu Wettbewerbsverzerrungen führen, sofern diemöglichkeiten bei Kommunikationsdiensten gehen
benannten Unternehmen für die entstandenen spezifi-Hand in Hand mit gleichzeitig erfolgenden Maßnahmen
schen Nettokosten entschädigt werden und sofern diezur Schaffung eines harmonisierten Rechtsrahmens, der
Nettokostenbelastung wettbewerbsneutral angelastetdie Erbringung eines Universaldienstes gewährleistet.
wird.Das Konzept des Universaldienstes muss weiterent-

wickelt werden, um Fortschritten bei der Technik und
der Marktentwicklung sowie geänderten Nutzerbedürf-

(5) In einem Wettbewerbsmarkt sollten bestimmte Ver-nissen zu entsprechen. In dem Rechtsrahmen, der für
pflichtungen für alle Unternehmen gelten, die öffentlichdie 1998 erfolgte vollständige Liberalisierung des Tele-
zugängliche Telefondienste an festen Standorten erbrin-kommunikationsmarkts geschaffen worden ist, wurden
gen, andere sollten nur für Unternehmen gelten, dieder Mindestumfang der Universaldienstverpflichtungen
über eine beträchtliche Marktmacht verfügen oder alsund Regeln für die Kostenrechnung und die Finanzierung
Universaldienstbetreiber benannt wurden.des Universaldienstes festgelegt.

(2) Nach Artikel 153 des Vertrags trägt die Gemeinschaft (6) Der Netzabschlusspunkt stellt zu Regulierungszwecken
zum Verbraucherschutz bei. die Grenze dar zwischen dem Rechtsrahmen für elektro-

nische Kommunikationsnetze und -dienste und der
Regelung für Kommunikationsendeinrichtungen. Die

(3) Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten sind im nationale Regulierungsbehörde ist für die FestlegungZusammenhang mit dem Übereinkommen der Welthan- des Standortes des Netzabschlusspunkts zuständig, diedelsorganisation über die Basistelekommunikation Ver- Festlegung erfolgt gegebenenfalls auf der Grundlage
eines Vorschlags der betreffenden Unternehmen.

(1) ABl. C 365 E vom 19.12.2000, S. 238.
(2) ABl. C 139 vom 11.5.2001, S. 15. (7) Die Mitgliedstaaten sollten weiterhin dafür sorgen, dass(3) ABl. C 144 vom 16.5.2001, S. 60.

die in Kapitel II beschriebenen Dienste mit der angegebe-(4) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 13. Juni 2001
nen Qualität allen Endnutzern in ihrem Hoheitsgebiet,(noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht), Gemeinsamer Stand-
unabhängig von ihrem geografischen Standort und,punkt des Rates vom 17. September 2001 und Beschluss des
unter Berücksichtigung der landesspezifischen Gegeben-Europäischen Parlaments vom ... (noch nicht im Amtsblatt

veröffentlicht). heiten, zu einem erschwinglichen Preis zur Verfügung
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gestellt werden. Die Mitgliedstaaten können im Zusam- Mobilfunknetze) genutzt werden, um einem größeren
Anteil der Bevölkerung Universaldienste anzubieten.menhang mit Universaldienstverpflichtungen in Anbe-

tracht der innerstaatlichen Gegebenheiten spezifische Von besonderer Bedeutung kann dies für einige Bei-
trittsländer sein, in denen die Erschließungsdichte derMaßnahmen für Verbraucher in ländlichen oder entlege-

nen Gebieten ergreifen, um sicherzustellen, dass diese Haushalte mit herkömmlichen Telefonanschlüssen noch
relativ niedrig ist. In bestimmten Fällen, in denen derZugang zu den in Kapitel II beschriebenen Diensten

erhalten und dass diese Dienste erschwinglich sind, Anschluss an das öffentliche Telefonnetz an einem festen
Standort für einen zufrieden stellenden Internetzugangsowie dafür zu sorgen, dass dieser Zugang insbesondere

für ältere Menschen, Behinderte und Personen mit eindeutig nicht ausreicht, sollten die Mitgliedstaaten
in der Lage sein, eine Aufrüstung des Anschlussesbesonderen sozialen Bedürfnissen unter denselben Be-

dingungen möglich ist. Solche Maßnahmen können auch entsprechend dem Niveau vorzuschreiben, das der Mehr-
zahl der Teilnehmer zur Verfügung steht, so dassMaßnahmen einschließen, die direkt auf Verbraucher mit

besonderen sozialen Bedürfnissen ausgerichtet sind und Übertragungsraten unterstützt werden, die für den Inter-
netzugang ausreichen. Wenn solche besonderen Maß-mit denen bestimmten Verbrauchern Unterstützung

geboten wird, z. B. durch spezifische Maßnahmen wie nahmen eine Nettokostenbelastung für die betreffenden
Verbraucher verursachen, kann der Nettoeffekt in eineSchuldenerlass, die nach Einzelprüfung der Anträge

ergriffen werden. Nettokostenrechnung der Universaldienstverpflichtun-
gen einbezogen werden.

(8) Eine grundlegende Anforderung an den Universaldienst (9) Durch die Bestimmungen dieser Richtlinie wird nicht
besteht darin, den Nutzern auf Antrag einen Anschluss ausgeschlossen, dass die Mitgliedstaaten für die Bereit-
an das öffentliche Telefonnetz an einem festen Standort stellung der Netz- und Dienstbestandteile des Universal-
zu einem erschwinglichen Preis bereitzustellen. Diese dienstes verschiedene Unternehmen benennen. Die be-
Anforderung ist auf einen einzelnen Schmalbandnet- nannten Unternehmen, die die Netzbestandteile stellen,
zanschluss begrenzt, dessen Bereitstellung von den Mit- können verpflichtet werden, den Bau und die Wartung
gliedstaaten auf den Hauptstandort/Hauptwohnsitz des im erforderlichen und angemessenen Umfang sicher-
Endnutzers beschränkt werden kann, und erstreckt sich zustellen, um allen zumutbaren Anträgen auf Anschluss
nicht auf das diensteintegrierende digitale Netz (ISDN), an das öffentliche Telefonnetz an einem festen Standort
das zwei oder mehr gleichzeitig benutzbare Anschlüsse sowie auf Zugang zu öffentlichen Telefondiensten an
bereitstellt. Es sollte weder Einschränkungen hinsichtlich einem festen Standort zu entsprechen.
der technischen Mittel geben, mit denen dieser Anschluss
vorgenommen wird, sodass sowohl leitungsgebundene
als auch drahtlose Technologien zulässig sind, noch (10) Ein erschwinglicher Preis bedeutet einen Preis, den der
sollte es Einschränkungen dabei geben, welche Unter- Mitgliedstaat unter Berücksichtigung der landesspezifi-
nehmen alle Universaldienstverpflichtungen oder einen schen Gegebenheiten auf nationaler Ebene festlegt, was
Teil davon erbringen. Anschlüsse an das öffentliche auch die Festlegung standortunabhängiger einheitlicher
Telefonnetz an einem festen Standort sollten Sprach- Tarife oder besondere Tarifoptionen zur Abdeckung der
und Datenkommunikation mit Übertragungsraten er- Bedürfnisse einkommensschwacher Nutzer umfassen
möglichen, die für den Zugang zu Online-Diensten, wie kann. Die Erschwinglichkeit für die einzelnen Verbrau-
sie z. B. über das öffentliche Internet angeboten werden, cher hängt auch mit ihren Möglichkeiten zusammen,
geeignet sind. Die vom jeweiligen Nutzer festgestellte ihre Ausgaben zu überwachen und zu steuern.
Geschwindigkeit des Internet-Zugangs kann von zahlrei-
chen Faktoren, unter anderem von der Internet-Ver-
bundfähigkeit des Anbieters bzw. der Anbieter sowie (11) Teilnehmerverzeichnisse und ein Auskunftsdienst stellen

ein wesentliches Mittel für den Zugang zu öffentlichenvon der jeweiligen Anwendung, für die eine Verbindung
genutzt wird, abhängen. Die Übertragungsrate, die von Telefondiensten dar und sind Bestandteil der Universal-

dienstverpflichtung. Nutzer und Verbraucher wünscheneinem einzelnen Schmalbandanschluss an das öffentli-
che Telefonnetz unterstützt wird, hängt sowohl von den vollständige Teilnehmerverzeichnisse und einen Aus-

kunftsdienst, der alle Telefonteilnehmer, die ihren Ein-Merkmalen der Teilnehmerendeinrichtung als auch von
dem Anschluss ab. Daher ist es nicht angezeigt, eine trag nicht gesperrt haben, und ihre Nummern (ein-

schließlich der Festnetz- und Mobilfunknummern) um-bestimmte Übertragungsrate auf Gemeinschaftsebene
festzulegen. Derzeit verfügbare Modems für das Sprach- fasst. Sie wünschen ferner, dass diese Informationen

ohne Vorzugsbehandlung bereitgestellt werden. Nachband weisen in der Regel Übertragungsraten von
56 kbit/s auf und passen die Übertragungsrate automa- der Richtlinie 2001/.../EG des Europäischen Parlaments

und des Rates vom ... über die Verarbeitung personenbe-tisch an die veränderliche Leitungsqualität an, sodass die
tatsächliche Übertragungsrate unter 56 kbit/s liegen zogener Daten und den Schutz der Privatsphäre im

Bereich der elektronischen Kommunikation (Daten-kann. Es muss ein gewisser Spielraum geboten werden,
damit die Mitgliedstaaten zum einen gegebenenfalls schutzrichtlinie) (1) können die Teilnehmer selbst ent-

scheiden, ob und welche ihrer personenbezogenen Infor-Maßnahmen ergreifen können, um zu gewährleisten,
dass die Anschlüsse eine solche Übertragungsrate unter- mationen in ein öffentliches Verzeichnis aufgenommen

werden.stützen können, und zum anderen gegebenenfalls
Übertragungsraten unterhalb dieser Obergrenze von
56 kbit/s zulassen können, damit z. B. die Möglichkeiten
der Drahtlostechnologien (einschließlich zellularer (1) ABl. C ....
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(12) Für die Bürger ist es wichtig, dass eine ausreichende Zahl auch im Rahmen von wettbewerbsorientierten oder
vergleichenden Auswahlverfahren. Entsprechende Ver-öffentlicher Münz- und Kartentelefone bereitgestellt wird

und dass Notrufnummern, insbesondere die einheitliche pflichtungen könnten als Bedingungen von Genehmi-
gungen zur Erbringung öffentlich zugänglicher Diensteeuropäische Notrufnummer 112, von jedem Telefon

aus, also auch von öffentlichen Münz- und Kartentelefo- aufgenommen werden.
nen aus, ohne jegliches Zahlungsmittel kostenlos ange-
rufen werden können. Die europäische Notrufnum-

(15) Die Mitgliedstaaten sollten die Situation der Verbrauchermer 112 ist unzureichend bekannt, weshalb den Bürgern bei der Nutzung öffentlich zugänglicher Telefondienste,die zusätzliche Sicherheit, die diese Notrufmöglichkeit insbesondere hinsichtlich der Erschwinglichkeit, über-— insbesondere bei Reisen in anderen Mitgliedstaaten — wachen. Die Erschwinglichkeit des Telefondienstes stehtbietet, nicht zugute kommt. sowohl mit den Informationen in Zusammenhang, die
die Nutzer zu den Kosten der Telefonnutzung erhalten,
als auch mit den relativen Kosten für die Nutzung des(13) Die Mitgliedstaaten sollten geeignete Maßnahmen ergrei-
Telefons im Vergleich zu anderen Diensten, und stehtfen, um den Zugang zu allen öffentlichen Telefon-
auch mit der Fähigkeit der Nutzer zur Kontrolle derdiensten an einem festen Standort sowie die
Ausgaben in Verbindung. Erschwinglichkeit bedeutetErschwinglichkeit dieser Dienste für behinderte Benutzer
daher, den Verbrauchern Rechte zu verschaffen, indemund Nutzer mit besonderen sozialen Bedürfnissen zu
Unternehmen, die als Erbringer von Universaldienstengewährleisten. Zu den besonderen Maßnahmen für
benannt werden, Verpflichtungen auferlegt werden. Zubehinderte Benutzer könnten gegebenenfalls die Bereit-
diesen Verpflichtungen gehören ein bestimmter Detail-stellung öffentlicher Schreibtelefone oder gleichwertige
lierungsgrad bei Einzelverbindungsnachweisen, die Mög-Maßnahmen für Gehörlose und Sprachgestörte, die
lichkeit, bestimmte abgehende Anrufe selektiv zu sper-kostenlose Bereitstellung von Auskunftsdiensten oder
ren (z. B. für teure Verbindungen zu Sonderdiensten mitgleichwertige Maßnahmen für Blinde und Sehbehinderte
erhöhter Gebühr), die Möglichkeit der Verbraucher, ihreund die auf Antrag erfolgende Bereitstellung von Einzel-
Ausgaben durch Vorauszahlung zu begrenzen und mitverbindungsnachweisen in einem alternativen Format
vorab entrichteten Anschlussentgelten zu verrechnen.für Blinde und Sehbehinderte gehören. Besondere Maß-
Solche Maßnahmen müssen gegebenenfalls anhand dernahmen müssen gegebenenfalls auch getroffen werden,
Marktentwicklungen überprüft und angepasst werden.damit behinderte Nutzer und Nutzer mit besonderen
Nach den derzeitigen Bedingungen ist es nicht erforder-sozialen Bedürfnissen die Notrufnummer 112 nutzen
lich, Betreibern mit Universaldienstverpflichtungen vor-können und eine ähnliche Möglichkeit zur Auswahl
zuschreiben, die Teilnehmer darauf hinzuweisen, wennverschiedener Betreiber oder Diensteanbieter haben wie
eine im Voraus festgelegte Ausgabenhöhe erreicht wurdeandere Verbraucher. Der Universaldienstbetreiber sollte
oder ein ungewöhnliches Nutzungsverhalten festgestelltkeine Maßnahmen treffen, mit denen die Nutzer daran
wird. Bei einer künftigen Überprüfung der entsprechen-gehindert werden, auf das Diensteangebot anderer
den gesetzlichen Bestimmungen sollte überlegt werden,Betreiber oder Dienstleister in Kombination mit seinen
ob es nötig ist, die Teilnehmer auf diese Fälle hinzuwei-eigenen, als Teil des Universaldienstes erbrachten Dien-
sen.sten zurückzugreifen.

(16) Außer in Fällen wiederholter verspäteter Zahlung oder
(14) Aufgrund der großen Bedeutung sollte der Zugang zum Nichtzahlung von Rechnungen sollten die Verbraucheröffentlichen Telefonnetz und dessen Nutzung an einem von der sofortigen Trennung vom Netz aufgrund vonfesten Standort für jedermann, der dies in zumutbarer Zahlungsverzug geschützt sein und, insbesondere imWeise beantragt, verfügbar sein. Gemäß dem Subsidiari- Fall strittiger hoher Rechnungen für Mehrwertdienste,tätsprinzip ist es Angelegenheit der Mitgliedstaaten, weiterhin Zugang zu wesentlichen Telefondiensten ha-anhand objektiver Kriterien zu entscheiden, welchen ben, solange die Streitigkeit nicht beigelegt ist. DieUnternehmen Universaldienstverpflichtungen gemäß Mitgliedstaaten könnten die weitere Gewährung desdieser Richtlinie auferlegt werden, wobei die Fähigkeit Zugangs davon abhängig machen, dass der Teilnehmerund Bereitschaft von Unternehmen, alle oder einen weiterhin die Mietentgelte für die Leitung zahlt.Teil der Universaldienstverpflichtungen zu übernehmen,

gegebenenfalls zu berücksichtigen ist. Es ist wichtig, dass
die Universaldienstverpflichtungen auf die effizienteste (17) Qualität und Preis sind Schlüsselfaktoren in einem

Wettbewerbsmarkt, und die nationalen Regulierungs-Weise erfüllt werden, damit die Nutzer im allgemeinen
Preise zahlen, die den Kosten einer effizienten Erbrin- behörden sollten in der Lage sein, von Unternehmen,

denen Universaldienstverpflichtungen auferlegt wurden,gung entsprechen. Ebenso wichtig ist, dass Universal-
dienstanbieter die Integrität des Netzes sowie die Konti- erzielte Dienstqualität zu überwachen. Die nationalen

Regulierungsbehörden sollten bezüglich der Dienstqua-nuität und Qualität der Dienste aufrechterhalten. Die
Entwicklung eines stärkeren Wettbewerbs und einer lität, die von diesen Unternehmen erzielt wird, in der

Lage sein, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, wo siegrößeren Auswahl bietet mehr Möglichkeiten dafür, dass
alle oder ein Teil der Universaldienste von anderen dies für erforderlich halten. Die nationalen Regulierungs-

behörden sollten auch in der Lage sein, die Dienstqua-Unternehmen als solchen mit beträchtlicher Marktmacht
erbracht werden. Universaldienstverpflichtungen könn- lität, die von anderen Unternehmen erzielt wird, die

öffentliche Telefonnetze und/oder öffentlich zugänglicheten daher in bestimmten Fällen Unternehmen auferlegt
werden, die den Zugang und die Dienste nachweislich Telefondienste für Benutzer an festen Standorten betrei-

ben, zu überwachen.auf die kostengünstigste Weise bereitstellen, und zwar
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(18) Die Mitgliedstaaten sollten bei Bedarf Verfahren für die sollte sichergestellt sein, dass Nutzer in einem Mitglied-
staat keinen Beitrag zu den Universaldienstkosten inFinanzierung der Nettokosten von Universaldienst-

verpflichtungen in den Fällen einrichten, in denen nach- einem anderen Mitgliedstaat leisten, z. B. bei Anrufen
von einem Mitgliedstaat in einen anderen.gewiesen wird, dass die Verpflichtungen nur mit Verlust

oder zu Nettokosten, die außerhalb der üblichen
geschäftlichen Standards liegen, erfüllt werden können.

(22) Beschließt ein Mitgliedstaat, die Nettokosten der Univer-Es ist wichtig sicherzustellen, dass die Nettokosten von
saldienstverpflichtungen aus öffentlichen Mitteln zu fi-Universaldienstverpflichtungen ordnungsgemäß berech-
nanzieren, ist dies so zu verstehen, dass dies die Finanzie-net werden und jede Finanzierung möglichst geringe
rung aus staatlichen Haushalten einschließlich andererverfälschende Auswirkungen auf den Markt und die
öffentlicher Finanzierungsquellen, wie beispielsweiseUnternehmen hat und mit den Artikeln 87 und 88 des
staatliche Lotterien, umfasst.Vertrags vereinbar ist.

(23) Die Nettokosten der Universaldienstverpflichtungen
(19) Bei jeder Berechnung der Nettokosten des Universaldien- können auf alle oder auf bestimmte Unternehmensgrup-

stes sollte den Kosten und Erträgen ebenso wie den pen aufgeteilt werden. Die Mitgliedstaaten tragen dafür
immateriellen Vorteilen, die sich aus der Erbringung Sorge, dass die Grundsätze der Transparenz, der ge-
des Universaldienstes ergeben, angemessen Rechnung ringstmöglichen Marktverfälschung, der Nichtdiskrimi-
getragen werden, doch sollte das allgemeine Ziel kosten- nierung und der Verhältnismäßigkeit durch diesen Auf-
orientierter Preisstrukturen nicht beeinträchtigt werden. teilungsmechanismus nicht verletzt werden. Ge-
Nettokosten der Universaldienstverpflichtungen sollten ringstmögliche Marktverfälschung bedeutet, dass die
anhand transparenter Verfahren berechnet werden. Beiträge so angelastet werden, dass die finanzielle Be-

lastung der Endnutzer möglichst gering gehalten wird,
beispielsweise durch eine möglichst breite Streuung der
Beiträge.(20) Die Berücksichtigung des immateriellen Nutzens bedeu-

tet, dass der finanzielle indirekte Nutzen geschätzt wird,
den ein Unternehmen aus seiner Position als Erbringer

(24) Die nationalen Regulierungsbehörden sollten sich davoneines Universaldienstes zieht, und bei der Ermittlung der
überzeugen, dass diejenigen Unternehmen, die eineGesamtkostenbelastung von den direkten Nettokosten
Finanzierung für den Universaldienst erhalten, zurder Universaldienstverpflichtungen abgezogen wird.
Begründung ihres Antrags mit hinreichender Genauig-
keit die spezifischen Faktoren angeben, die die Finanzie-
rung erforderlich machen. Die für die Universaldienst-

(21) Stellt eine Universaldienstverpflichtung eine unzumutba- verpflichtungen geltenden Kostenrechnungs- und Finan-
re Belastung für ein Unternehmen dar, so sollten die zierungsregelungen der Mitgliedstaaten sollten der Kom-
Mitgliedstaaten Mechanismen zur effektiven Anlastung mission mitgeteilt werden, damit die Vereinbarkeit mit
der Nettokosten festlegen können. Deckung durch öf- dem Vertrag überprüft wird. Für die benannten Betreiber
fentliche Mittel ist ein mögliches Verfahren zur An- besteht der Anreiz, die ermittelten Nettokosten der
lastung der Nettokosten der Universaldienstverpflichtun- Universaldienstverpflichtungen anzuheben. Deshalb
gen. Vertretbar ist auch, dass festgestellte Nettokosten sollten die Mitgliedstaaten bei den zur Finanzierung der
von allen Nutzern in transparenter Weise durch Abgaben Universaldienstverpflichtungen erhobenen Beträgen für
auf die Unternehmen getragen werden. Die Mitgliedstaa- effektive Transparenz und Kontrolle sorgen.
ten sollten in der Lage sein, die Nettokosten unterschied-
licher Bestandteile des Universaldienstes durch unter-
schiedliche Mechanismen zu finanzieren und/oder die (25) Die Kommunikationsmärkte entwickeln sich weiter, und

zwar sowohl hinsichtlich der benutzten Dienste als auchNettokosten einiger oder aller Bestandteile über jeden
Mechanismus oder eine Kombination der Mechanismen hinsichtlich der technischen Mittel, mit denen sie für die

Nutzer erbracht werden. Die auf Gemeinschaftsebenezu finanzieren. Bei Kostenanlastung durch Abgaben auf
die Unternehmen sollten die Mitgliedstaaten sicherstel- festgelegten Universaldienstverpflichtungen sollten da-

her regelmäßig überprüft werden, damit eine Änderunglen, dass das Aufteilungsverfahren auf objektiven und
nicht diskriminierenden Kriterien beruht und dem oder Neufestlegung des Umfangs vorgeschlagen werden

kann. Eine solche Überprüfung sollte der gesellschaftli-Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entspricht. Dieser
Grundsatz hindert die Mitgliedstaaten nicht daran, neue chen, wirtschaftlichen und technischen Entwicklung und

auch der Tatsache Rechnung tragen, dass eine ÄnderungAnbieter, die noch keine nennenswerte Marktpräsenz
erlangt haben, von dieser Regelung zu befreien. Bei dem des Umfangs die beiden Kriterien für Dienste erfüllen

muss, die der großen Mehrheit der Bevölkerung zurFinanzierungsmechanismus sollte gewährleistet sein,
dass die Marktteilnehmer nur zur Finanzierung der Verfügung stehen, mit dem damit einhergehenden Risiko

der sozialen Ausgrenzung derjenigen, die sich dieseUniversaldienstverpflichtungen beitragen, nicht aber zu
anderen Tätigkeiten, die nicht unmittelbar mit der Dienste nicht leisten können. Bei einer Änderung des

Umfangs der Universaldienstverpflichtungen ist daraufErfüllung von Universaldienstverpflichtungen zusam-
menhängen. Bei den Anlastungsmechanismen sollten in zu achten, dass bestimmte technische Varianten anderen

gegenüber nicht künstlich bevorzugt werden, dass Unter-allen Fällen die Grundsätze des Gemeinschaftsrechts, bei
Aufteilungsmechanismen insbesondere die Grundsätze nehmen dieses Sektors keine unverhältnismäßige Fi-

nanzlast aufgebürdet wird (wodurch die Marktentwick-der Nichtdiskriminierung und der Verhältnismäßigkeit
beachtet werden. Bei den Finanzierungsmechanismen lung und die Innovation beeinträchtigt würden) und
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dass etwaige Finanzlasten nicht ungerechterweise ein- (27) Erlegt eine nationale Regulierungsbehörde Verpflichtun-
gen zur Anwendung eines Kostenrechnungssystems auf,kommensschwachen Verbrauchern aufgebürdet werden.

Änderungen des Umfangs bedeuten automatisch, dass um die Preiskontrolle zu unterstützen, so kann sie
selbst eine jährliche Überprüfung durchführen, um dieetwaige Nettokosten über die in dieser Richtlinie zugelas-

senen Verfahren finanziert werden können. Den Mit- Einhaltung des Kostenrechnungssystems zu gewähr-
leisten, sofern sie über das erforderliche, qualifiziertegliedstaaten ist es nicht erlaubt, den Marktbeteiligten

Finanzbeiträge für Maßnahmen aufzuerlegen, die nicht Personal verfügt, oder sie kann die Überprüfung von
einer anderen qualifizierten, vom Betreiber unabhängi-Teil der Universaldienstverpflichtungen sind. Einzelnen

Mitgliedstaaten bleibt es freigestellt, besondere Maßnah- gen Stelle durchführen lassen.
men (außerhalb der Universaldienstverpflichtungen) auf-
zuerlegen und sie unter Beachtung des Gemeinschafts-

(28) Es wird für erforderlich gehalten, dass die geltendenrechts zu finanzieren, nicht jedoch durch Beiträge der
Vorschriften für das Mindestangebot an MietleitungenMarktbeteiligten.
nach dem Telekommunikationsrecht der Gemeinschaft,
insbesondere der Richtlinie 92/44/EWG des Rates vom
5. Juni 1992 zur Einführung des offenen Netzzugangs

(26) Ein effektiverer Wettbewerb auf allen Zugangs- und bei Mietleitungen (1) weiterhin so lange angewandt wer-
Dienstleistungsmärkten wird den Nutzern mehr Wahl- den, bis die nationalen Regulierungsbehörden nach den
möglichkeiten bieten. Das Ausmaß des wirksamen Wett- Marktanalyseverfahren der Richtlinie 2001/.../EG des
bewerbs und der Wahlmöglichkeiten unterscheidet sich Europäischen Parlaments und des Rates vom ... über
innerhalb der Gemeinschaft und innerhalb der Mitglied- einen gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische
staaten von Gebiet zu Gebiet und je nach Zugangs- und Kommunikationsnetze und -dienste (Rahmenrichtli-
Dienstleistungsmarkt. Beim Zugang und bei bestimmten nie) (2) feststellen, dass diese Vorschriften nicht mehr
Diensten sind einige Nutzer möglicherweise ganz von erforderlich sind, weil sich in ihrem Hoheitsgebiet ein
Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht abhängig. hinreichend wettbewerbsorientierter Markt entwickelt
Allgemein ist es aus Gründen der Effizienz und zur hat. Der Grad an Wettbewerb dürfte zwischen den
Stärkung eines wirksamen Wettbewerbs wichtig, dass die verschiedenen Mietleitungsmärkten im Rahmen des Min-
von einem Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht destangebots und in verschiedenen Teilen des Hoheitsge-
erbrachten Dienste den Kosten entsprechen. Aus bietes unterschiedlich sein. Bei der Durchführung ihrer
Gründen der Effizienz und aus sozialen Gründen sollten Marktanalyse sollten die nationalen Regulierungsbehör-
die Endkundentarife die Gegebenheiten sowohl bei der den unter Berücksichtigung ihrer geografischen Dimen-
Nachfrage als auch bei den Kosten widerspiegeln, sofern sion gesonderte Bewertungen für jeden Mietlei-
dies nicht zu Wettbewerbsverfälschungen führt. Es be- tungsmarkt im Rahmen des Mindestangebots durch-
steht das Risiko, dass ein Unternehmen mit beträchtli- führen. Mietleitungsdienste sind Pflichtdienste, die ohne
cher Marktmacht auf eine Weise tätig wird, die den Anspruch auf Entschädigungsmechanismen zu erbrin-
Markteintritt behindert oder den Wettbewerb verfälscht, gen sind. Die Bereitstellung von Mietleitungen außerhalb
beispielsweise durch die Berechnung überhöhter Preise, des Mindestangebots von Mietleitungen sollte durch
die Festsetzung von Kampfpreisen, die obligatorische allgemeine Vorschriften auf Endnutzerebene statt durch
Bündelung von Endkundendienstleistungen oder die spezifische Anforderungen für die Bereitstellung des
ungerechtfertigte Bevorzugung bestimmter Kunden. Da- Mindestangebots abgedeckt werden.
her sollten die nationalen Regulierungsbehörden die
Befugnis haben, einem Unternehmen mit beträchtlicher
Marktmacht nach gebührender Prüfung als letztes Mittel (29) Die nationalen Regulierungsbehörden können anhand
Regulierungsmaßnahmen auf Bezug auf Endnutzer auf- einer Analyse des entsprechenden Marktes von Mobil-
zuerlegen. Preisobergrenzen, geografische Mittelwerte funkbetreibern mit beträchtlicher Marktmacht auch ver-
oder vergleichbare Instrumente, sowie nicht regulatori- langen, dass sie ihren Teilnehmern den Zugang zu den
sche Maßnahmen wie öffentlich verfügbare Vergleiche Diensten aller zusammengeschalteten Anbieter öffent-
von Endkundentarifen könnten eingesetzt werden, um lich zugänglicher Telefondienste im Einzelwahlverfahren
das Ziel der Förderung eines wirksamen Wettbewerbs, durch Wählen einer Kennzahl oder durch Vorauswahl
gleichzeitig aber auch das Ziel der Wahrung öffentlicher ermöglichen.
Interessen, wie die fortdauernde Erschwinglichkeit der
öffentlich zugänglichen Telefondienste für bestimmte
Verbraucher, zu erreichen. Damit die nationalen Regulie- (30) Verträge stellen ein wichtiges Mittel für Nutzer und
rungsbehörden ihre Regulierungsaufgaben in diesem Verbraucher dar, um ein Mindestmaß an Informa-
Bereich, einschließlich der Auferlegung von bestimmten tionstransparenz und Rechtssicherheit zu gewährleisten.
Tarifen, wahrnehmen können, müssen ihnen entspre- In einem wettbewerblichen Umfeld werden die meisten
chende Informationen der Kostenrechnung zugänglich Diensteanbieter Verträge mit ihren Kunden schließen,
sein. Regulierungsmaßnahmen in Bezug auf Dienste für weil dies aus wirtschaftlichen Gründen wünschenswert
Endnutzer sollten jedoch nur auferlegt werden, wenn die ist. Verbrauchertransaktionen im Zusammenhang mit
nationalen Regulierungsbehörden der Auffassung sind,
dass entsprechende Maßnahmen auf Großkundenebene
oder Maßnahmen hinsichtlich der Betreiberauswahl oder (1) ABl. L 165 vom 19.6.1992, S. 27. Richtlinie zuletzt geändert
Betreibervorauswahl die Erreichung des Ziels der Sicher- durch die Entscheidung 98/80/EG der Kommission (ABl. L 14
stellung eines wirksamen Wettbewerbs und der Wah- vom 20.1.1998, S. 27).

(2) Siehe Seite 34 dieses Amtsblatts.rung öffentlicher Interessen nicht gewährleisten würden.
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elektronischen Netzen und Diensten unterliegen zusätz- schaltung vornehmen können. Die Interoperabilität stellt
ein Konzept dar, das sich im Kontext dynamischerlich zu den Bestimmungen dieser Richtlinie den Anforde-

rungen geltender gemeinschaftsrechtlicher Verbraucher- Märkte weiterentwickelt. Die Normenorganisationen
sollten alles daran setzen, eine Weiterentwicklung geeig-schutzvorschriften für Verträge, insbesondere der Richt-

linie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über neter Normen parallel zu den betreffenden Technologien
zu gewährleisten. Ferner ist es wichtig sicherzustellen,missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen (1)

und der Richtlinie 97/7/EG des Rates und des Euro- dass Fernsehgeräte Anschlüsse für die Übertragung aller
erforderlichen Komponenten eines digitalen Signals ein-päischen Parlaments vom 20. Mai 1997 über den

Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernab- schließlich der Audio- und Videodaten, der Zu-
gangskontrollinformationen, der dienstrelevanten Da-satz (2). Insbesondere sollten die Verbraucher bei ihren

Vertragsbeziehungen mit ihrem unmittelbaren Telefon- ten, des Befehlssatzes für die Anwendungsprogramm-
Schnittstelle (API) angeschlossener Geräte und der Ko-dienstanbieter ein Mindestmaß an Rechtssicherheit in

der Weise haben, dass die Vertragsbedingungen, die pierschutzinformationen aufweisen. Mit dieser Richtlinie
wird daher sichergestellt, dass der Funktionsumfang derDienstqualität, die Kündigungsbedingungen und die Be-

dingungen für die Einstellung des Dienstes, Entschädi- offenen Schnittstelle in Bezug auf Digitalfernsehgeräte
nicht durch Netzbetreiber, Diensteanbieter oder Geräte-gungsregelungen und die Streitbeilegung vertraglich

festgelegt sind. In den Fällen, in denen andere Dienstean- hersteller eingeschränkt wird und sich parallel zur
technischen Entwicklung weiterentwickelt.bieter, die nicht unmittelbare Telefondienstanbieter sind,

Verträge mit Verbrauchern schließen, sollten dieselben
Informationen auch Bestandteil dieser Verträge sein.
Maßnahmen zur Gewährleistung der Transparenz bei
Preisen, Tarifen und Bedingungen werden es den Ver- (34) Die Endnutzer sollten weiterhin Zugang zur Unter-
brauchern erleichtern, eine optimale Wahl zu treffen stützung durch Vermittlungspersonal haben, ungeachtet
und auf diese Weise umfassend vom Wettbewerb zu des Unternehmens, das den Zugang zum öffentlichen
profitieren. Telefonnetz bereitstellt.

(31) Endnutzer sollten Zugang zu öffentlich verfügbaren
Informationen über Kommunikationsdienste haben. Die (35) Die Bereitstellung von Auskunftsdiensten und Teilneh-
Mitgliedstaaten sollten in der Lage sein, die Qualität der merverzeichnissen ist bereits dem Wettbewerb geöffnet.
Dienste, die in ihrem Hoheitsgebiet angeboten werden, Die Bestimmungen dieser Richtlinie ergänzen die Richtli-
zu überwachen. Die nationalen Regulierungsbehörden nie 2001/.../EG (Datenschutzrichtlinie) durch das Recht
sollten in der Lage sein, Informationen zur Qualität der der Teilnehmer, die Aufnahme ihrer personenbezogenen
Dienste, die in ihrem Hoheitsgebiet angeboten werden, Daten in ein gedrucktes oder elektronisches Verzeichnis
auf der Grundlage von Kriterien, die eine Vergleichbar- zu verlangen. Alle Diensteanbieter, die ihren Teilneh-
keit zwischen Diensteanbietern und Mitgliedstaaten ge- mern Telefonnummern zuweisen, sind verpflichtet, ein-
währleisten, systematisch zu sammeln. Unternehmen, schlägige Informationen auf gerechte, kostenorientierte
die Kommunikationsdienste erbringen und in einem und nicht diskriminierende Weise zur Verfügung zu
wettbewerblichen Umfeld tätig sind, dürften angemesse- stellen.
ne und aktuelle Informationen über ihre Dienste der
wirtschaftlichen Vorteile wegen öffentlich zugänglich
machen. Die nationalen Regulierungsbehörden sollten
dennoch in der Lage sein, die Veröffentlichung solcher (36) Es ist wichtig, dass alle Nutzer die einheitliche euro-
Informationen vorzuschreiben, wo solche Informatio- päische Notrufnummer 112 und etwaige andere nationa-nen der Öffentlichkeit nachweislich nicht zur Verfügung le Notrufnummern von jedem Telefon aus, also auch
stehen. von öffentlichen Münz- und Kartentelefonen aus, ohne

jegliches Zahlungsmittel kostenlos anrufen können. Die
Mitgliedstaaten sollten bereits die erforderlichen organi-

(32) Die Endnutzer sollten über die Garantie der Interoperabi- satorischen Maßnahmen getroffen haben, die der natio-
lität aller Geräte verfügen, die innerhalb der Gemein- nalen Organisation des Notrufdienstes am besten ange-
schaft für den Digitalfernsehempfang verkauft werden. passt sind, um sicherzustellen, dass Notrufe unter dieser
Die Mitgliedstaaten sollten in der Lage sein, ein Mindest- Nummer angemessen beantwortet und bearbeitet wer-
maß an harmonisierten Normen für solche Geräte den. Die Angabe des Anruferstandorts, die den
vorzuschreiben. Diese Normen könnten von Zeit zu Zeit Notrufstellen zu übermitteln ist, wird den Nutzern des
entsprechend der Weiterentwicklung der Technik und Notrufs 112 einen besseren Schutz und mehr Sicherheit
des Marktes angepasst werden. geben und den Notrufstellen die Wahrnehmung ihrer

Aufgaben erleichtern, sofern die Übermittlung der Anru-
fe mit den zugehörigen Daten an die jeweiligen

(33) Es ist wünschenswert, dass die Verbraucher bei digitalen Notrufstellen gewährleistet ist. Stetige Verbesserungen
Fernsehgeräten eine möglichst umfassende Zusammen- der Informationstechnik werden es schrittweise ermögli-

chen, gleichzeitig mehrere Sprachen zu vertretbaren
Kosten im Netz zu handhaben. Dies wird den Bürgern
Europas, die den Notruf 112 nutzen, weitere Sicherheit(1) ABl. L 95 vom 21.4.1993, S. 29.

(2) ABl. L 144 vom 4.6.1997, S. 19. bieten.
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(37) Der leichte Zugang zu internationalen Telefondiensten stellung der Nummernübertragung zwischen Anschlüs-
sen von festen Standorten und nicht festen Standortenist für die Bürger Europas und die europäischen Unter-

nehmen von entscheidender Bedeutung. Die Vorwahl 00 wird von dieser Richtlinie nicht abgedeckt. Die Mitglied-
staaten können jedoch Bestimmungen über die Übertra-wurde bereits als internationale Standardauslandsvor-

wahl für die Gemeinschaft festgelegt. Besondere Regelun- gung von Nummern zwischen Netzen, die Dienste
an festen Standorten erbringen, und Mobilfunknetzengen für Verbindungen zwischen benachbarten Orten im

grenzüberschreitenden Verkehr zwischen Mitgliedstaa- anwenden.
ten können eingerichtet oder beibehalten werden. Die
ITU hat gemäß der ITU-Empfehlung E.164 die Vor-

(41) Der Nutzen der Nummernübertragbarkeit lässt sichwahl 3883 dem europäischen Telefonnummernraum dadurch erheblich steigern, dass transparente Tarifinfor-(ETNS) zugewiesen. Damit die entsprechenden Anrufe mationen vorliegen, und zwar sowohl für Endnutzer, diemit dem ETNS verbunden werden, sollten die Unterneh- ihre Nummern mitnehmen, als auch für Endnutzer, diemen, die öffentliche Telefonnetze betreiben, gewähr- Teilnehmer anrufen, die die Möglichkeit zur Nummern-leisten, dass Anrufe mit der Vorwahl 3883 direkt oder übertragung genutzt haben. Die nationalen Regulie-indirekt mit den in den einschlägigen ETSI-Normen rungsbehörden sollten, soweit dies machbar ist, eineangegebenen ETNS-Versorgungsnetzen verbunden wer- angemessene Tariftransparenz als Teil der Verwirkli-den. Maßgebend für die Verbindungsregelungen sollten chung der Nummernübertragbarkeit erleichtern.die Bestimmungen der Richtlinie 2001/.../EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom ... über den
Zugang zu elektronischen Kommunikationsnetzen und (42) Wenn die nationalen Regulierungsbehörden dafür sor-
zugehörigen Einrichtungen sowie deren Zusammen- gen, dass die Preise für die Zusammenschaltung im
schaltung (Zugangsrichtlinie) (1) sein. Zusammenhang mit der Nummernübertragbarkeit sich

an den Kosten orientieren, können sie auch Preise auf
vergleichbaren Märkten berücksichtigen.(38) Der Zugang der Endnutzer zu allen Nummerierungsres-

sourcen in der Gemeinschaft stellt eine entscheidende Vor-
bedingung des Binnenmarktes dar. Er sollte gebührenfreie (43) Gegenwärtig legen die Mitgliedstaaten für die zur öffent-
Dienste, Sonderdienste mit erhöhter Gebühr und andere lichen Ausstrahlung von Hörfunk- und Fernsehsendun-
geografisch nicht gebundene Nummern umfassen, sofern gen eingerichteten Netze bestimmte Übertragungspflich-
der angerufene Teilnehmer nicht Anrufe aus bestimmten ten fest. Die Mitgliedstaaten sollten in der Lage sein, in
geografischen Gebieten aus kommerziellen Gründen ein- Verfolgung legitimer öffentlicher Interessen den unter
geschränkt hat. Die Gebühren für Anrufe von außerhalb ihre Gerichtsbarkeit fallenden Unternehmen angemesse-
des betreffenden Mitgliedstaats müssen nicht dieselben ne Übertragungspflichten aufzuerlegen; diese sollten
sein wie die für Anrufe aus dem Mitgliedstaat selbst. jedoch nur auferlegt werden, soweit sie zur Erreichung

der von den Mitgliedstaaten im Einklang mit dem
Gemeinschaftsrecht klar umrissenen Ziele von allgemei-(39) Einrichtungen für die Mehrfrequenzwahl und die Anru-
nem Interesse erforderlich sind; sie sollten verhältnismä-feridentifizierung sind in modernen Telefonvermitt-
ßig und transparent sein und regelmäßig überprüftlungsstellen in der Regel vorhanden und können daher
werden. Die von den Mitgliedstaaten auferlegtenimmer öfter mit geringem Aufwand oder ohne Aufwand
Übertragungspflichten sollten zumutbar sein, d. h. siebereitgestellt werden. Die Mehrfrequenzwahl wird im-
sollten unter Berücksichtigung klar umrissener Ziele vonmer mehr für die Interaktion der Nutzer mit Sonder-
allgemeinem Interesse dem Grundsatz der Verhältnismä-diensten und -einrichtungen, unter anderem Mehrwert-
ßigkeit entsprechen und transparent sein; gegebenenfallsdiensten, verwendet; das Fehlen dieser Möglichkeit kann
könnte hierfür ein angemessenes Entgelt vorgesehenden Nutzer von diesen Diensten ausschließen. Die
werden.Mitgliedstaaten brauchen die Bereitstellung solcher Ein-

richtungen nicht vorzuschreiben, wenn diese bereits
verfügbar sind. Die Richtlinie 2001/.../EG (Datenschutz- (44) Zu den Netzen für die öffentliche Verbreitung von
richtlinie) schützt die Privatsphäre der Nutzer im Rah- Hörfunk- oder Fernsehsendungen gehören Kabelfernseh-
men des Einzelverbindungsnachweises, indem ihnen die netze, Satellitenrundfunknetze und terrestrische Rund-
Möglichkeit gegeben wird, ihr Recht auf Schutz der funknetze. Hierzu können auch andere Netze gehören,
Privatsphäre mithilfe der Funktion „Anruferidentifizie- sofern diese von einer erheblichen Zahl von Endnutzern
rung“ wahrzunehmen. Die europaweite Entwicklung als Hauptmittel zum Empfang von Hörfunk- und Fern-
dieser Einrichtungen würde den Verbrauchern zugute sehsendungen genutzt werden.
kommen und wird durch diese Richtlinie gefördert.

(45) Dienste, die die Bereitstellung von Inhalten wie das
(40) Die Nummernübertragbarkeit ist einer der Hauptfakto- Angebot des Verkaufs eines Bündels von Hörfunk-ren für die Wahlmöglichkeiten der Verbraucher und oder Fernsehinhalten umfassen, fallen nicht unter deneinen wirksamen Wettbewerb in einem wettbewerbs- gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommu-orientierten Telekommunikationsumfeld, so dass End- nikationsnetze und -dienste. Die Anbieter dieser Dienstekunden, die dies beantragen, ihre Nummer(n) im öffentli- sollten in Bezug auf diese Tätigkeiten keiner Universal-chen Telefonnetz unabhängig vom Unternehmen, das dienstverpflichtung unterliegen. Mit dem Gemeinschafts-den Dienst erbringt, behalten können sollten. Die Bereit- recht zu vereinbarende einzelstaatliche Maßnahmen in

Bezug auf diese Dienste bleiben von dieser Richtlinie
unberührt.(1) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.
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(46) In Fällen, in denen ein Mitgliedstaat die Erbringung (50) Die zur Durchführung dieser Richtlinie erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EGanderer besonderer Dienstleistungen innerhalb seines

Hoheitsgebiets sicherstellen will, sollten solche Ver- des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der
Modalitäten für die Ausübung der der Kommissionpflichtungen auf kosteneffizienter Basis und außerhalb

der Universaldienstverpflichtungen auferlegt werden. übertragenen Durchführungsbefugnisse (2) erlassen wer-
den —Dementsprechend können die Mitgliedstaaten im Ein-

klang mit dem Gemeinschaftsrecht weitere Maßnahmen
(wie die Erleichterung der Entwicklung von Infrastruktu- HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:
ren oder Diensten in Fällen, in denen der Markt den
Bedarf von Endnutzern oder Verbrauchern nicht zufrie-
den stellend abdeckt) ergreifen. Der Europäische Rat
(Lissabon, 23./24. März 2000) hat als Antwort auf die KAPITEL I
eEurope-Initiative der Kommission die Mitgliedstaaten
aufgerufen, für alle Schulen den Zugang zum Internet ANWENDUNGSBEREICH, ZIELE UND BEGRIFFSBESTIM-
und zu Multimedia-Angeboten zu gewährleisten. MUNGEN

(47) In einem vom Wettbewerb geprägten Umfeld sollten die Artikel 1
Ansichten der Betroffenen, einschließlich der Nutzer und
Verbraucher, von den nationalen Regulierungsbehörden Anwendungsbereich und Zieleberücksichtigt werden, wenn sie mit Endnutzerrechten
zusammenhängende Angelegenheiten behandeln. Es
sollte wirksame Verfahren für die Beilegung von Streitig- (1) Innerhalb des Rahmens der Richtlinie 2001/.../EG (Rah-
keiten sowohl zwischen mindestens Verbrauchern einer- menrichtlinie) betrifft diese Richtlinie die Bereitstellung elektro-
seits und Unternehmen, die öffentlich zugängliche Kom- nischer Kommunikationsnetze und -dienste für Endnutzer. Sie
munikationsdienste erbringen, andererseits geben. Die zielt ab auf die Gewährleistung der Verfügbarkeit gemein-
Mitgliedstaaten sollten der Empfehlung 98/257/EG der schaftsweiter hochwertiger, öffentlich zugänglicher Dienste
Kommission vom 30. März 1998 betreffend die durch wirksamen Wettbewerb und Angebotsvielfalt und regelt
Grundsätze für Einrichtungen, die für die außergericht- gleichzeitig die Fälle, in denen die Bedürfnisse der Endnutzer
liche Beilegung von Verbraucherrechtsstreitigkeiten durch den Markt nicht ausreichend befriedigt werden können.
zuständig sind (1), umfassend Rechnung tragen.

(2) Diese Richtlinie begründet die Rechte der Endnutzer
(48) Die Bestimmungen dieser Richtlinie hindern einen Mit- und die entsprechenden Pflichten von Unternehmen, die

gliedstaat nicht daran, Maßnahmen aufgrund der Arti- öffentlich zugängliche elektronische Kommunikationsnetze
kel 30 und 46 des Vertrags zu treffen, insbesondere und -dienste bereitstellen. Im Hinblick auf die Gewährleistung
aus Gründen der öffentlichen Sicherheit, Ordnung und eines Universaldienstes in einem Umfeld mit offenen und
Sittlichkeit. wettbewerbsorientierten Märkten legt die Richtlinie das Min-

destangebot an Diensten mit definierter Qualität fest, zu
denen alle Endnutzer unter Berücksichtigung der spezifischen

(49) Da die Ziele der vorgeschlagenen Maßnahmen, nämlich nationalen Gegebenheiten zu einem erschwinglichen Preis und
die Festlegung eines gemeinsamen Niveaus beim Univer- unter Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen Zugang
saldienst in der Telekommunikation für alle euro- haben. Diese Richtlinie enthält auch Verpflichtungen bezüglich
päischen Nutzer und die Harmonisierung der Zugangs- der Bereitstellung bestimmter Pflichtdienste wie der Bereitstel-
und Nutzungsbedingungen für öffentliche Telefonnetze lung von Mietleitungen für Endnutzer.
an einem festen Standort und damit zusammenhängende
öffentlich zugängliche Telefondienste, auf Ebene der

Artikel 2Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden
können und ferner das Ziel, einen harmonisierten
Rechtsrahmen für elektronische Kommunikations- Begriffsbestimmungen
dienste, elektronische Kommunikationsnetze und zu-
gehörige Einrichtungen zu schaffen, von den Mitglied-

Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten die Begriffsbestimmun-staaten nicht in ausreichendem Maße erreicht werden
gen in Artikel 2 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie).kann und diese Ziele daher wegen des Umfangs und der

Wirkungen der Maßnahmen besser auf Gemeinschafts-
Darüber hinaus gelten folgende Begriffsbestimmungen:ebene zu erreichen sind, kann die Gemeinschaft im

Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags niedergeleg-
ten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend a) „öffentliches Münz- oder Kartentelefon“: ein der Allge-

meinheit zur Verfügung stehendes Telefon, für dessendem in demselben Artikel ebenfalls genannten Ver-
hältnismäßigkeitsprinzip geht diese Richtlinie nicht über Nutzung als Zahlungsmittel unter anderem Münzen,

Kredit-/Abbuchungskarten oder Guthabenkarten, auchdas für die Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß
hinaus. solche mit Einwahlcode, verwendet werden können;

(1) ABl. L 115 vom 17.4.1998, S. 31. (2) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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b) „öffentliches Telefonnetz“: ein elektronisches Kommuni- (2) Die Mitgliedstaaten legen den effizientesten und am
besten geeigneten Ansatz fest, mit dem der Universaldienstkationsnetz, das zur Bereitstellung öffentlich zugänglicher

Telefondienste genutzt wird; es ermöglicht die Übertra- sichergestellt werden kann, wobei die Grundsätze der Objekti-
vität, Transparenz, Nichtdiskriminierung und Verhältnismä-gung gesprochener Sprache zwischen Netzabschluss-

punkten sowie andere Arten der Kommunikation wie ßigkeit einzuhalten sind. Sie tragen dafür Sorge, Marktverfäl-
schungen zu minimieren, insbesondere die Erbringung vonTelefax- und Datenübertragung;
Diensten zu Preisen oder sonstigen Bedingungen, die von
normalen wirtschaftlichen Gegebenheiten abweichen, undc) „öffentlich zugänglicher Telefondienst“: ein der Öffent-
berücksichtigen dabei die Wahrung des öffentlichen Interesses.lichkeit zur Verfügung stehender Dienst für das Führen

von Inlands- und Auslandsgesprächen und für Notrufe
über eine oder mehrere Nummern in einem nationalen
oder internationalen Telefonnummernplan; gegebenen- Artikel 4
falls kann der Dienst zusätzlich einen oder mehrere der
folgenden Dienste einschließen: die Unterstützung durch

Bereitstellung des Zugangs an einem festen StandortVermittlungspersonal, Auskunftsdienste, Teilnehmerver-
zeichnisse, die Bereitstellung öffentlicher Münz- oder
Kartentelefone, die Erbringung des Dienstes gemäß beson-

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass allen zumutbarenderen Bedingungen und die Bereitstellung besonderer
Anträgen auf Anschluss an das öffentliche Telefonnetz anEinrichtungen für Kunden mit Behinderungen oder be-
einem festen Standort und auf Zugang zu öffentlichen Telefon-sonderen sozialen Bedürfnissen und/oder die Bereitstel-
diensten an einem festen Standort von mindestens einemlung geografisch nicht gebundener Dienste;
Unternehmen entsprochen wird.

d) „geografisch gebundene Nummer“: eine Nummer des
nationalen Nummernplans, bei der ein Teil der Ziffernfol-

(2) Der bereitgestellte Anschluss muss es den Endnutzernge einen geografischen Bezug hat, der für die Leitweg-
ermöglichen, Orts-, Inlands- und Auslandsgespräche zu führenbestimmung von Anrufen zum physischen Standort des
sowie Telefax- und Datenkommunikation mit Übertragungsra-Netzabschlusspunktes benutzt wird;
ten, die für einen funktionalen Internetzugang ausreichen,
durchzuführen; zu berücksichtigen sind dabei die von der

e) „Netzabschlusspunkt“: der physische Punkt, an dem Mehrzahl der Teilnehmer vorherrschend verwendeten Techno-
einem Teilnehmer der Zugang zu einem öffentlichen logien und die technische Durchführbarkeit.
Kommunikationsnetz bereitgestellt wird; in Netzen, in
denen eine Vermittlung oder Leitwegbestimmung erfolgt,
wird der Netzabschlusspunkt anhand einer bestimmten

Artikel 5Netzadresse bezeichnet, die mit der Nummer oder dem
Namen eines Teilnehmers verknüpft sein kann;

Auskunftsdienste und Teilnehmerverzeichnisse
f) „geografisch nicht gebundene Nummer“: eine Nummer

des nationalen Nummernplans, bei der es sich nicht um
eine geografisch gebundene Nummer handelt; dieser (1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass
Begriff erfasst unter anderem die Nummern für Mobiltele-
fone, gebührenfreie Dienste und Sonderdienste mit er-

a) den Endnutzern mindestens ein umfassendes Teilnehmer-höhtem Tarif.
verzeichnis in einer von der zuständigen Behörde gebillig-
ten Form, entweder in gedruckter oder in elektronischer
Form oder in beiden, zur Verfügung steht, das regelmäßig
und mindestens einmal jährlich aktualisiert wird;

KAPITEL II

b) allen Endnutzern, einschließlich der Nutzer öffentlicher
UNIVERSALDIENSTVERPFLICHTUNGEN EINSCHLIESSLICH Münz- oder Kartentelefone, mindestens ein umfassender

SOZIALER VERPFLICHTUNGEN Telefonauskunftsdienst zur Verfügung steht;

Artikel 3 (2) Die in Absatz 1 genannten Verzeichnisse umfassen
vorbehaltlich der Bestimmungen von Artikel 12 der Richtli-
nie 2001/.../EG (Datenschutzrichtlinie) alle Teilnehmer öffent-Verfügbarkeit des Universaldienstes
lich zugänglicher Telefondienste.

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in diesem
Kapitel beschriebenen Dienste mit der angegebenen Qualität (3) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass Unternehmen,

die die in Absatz 1 genannten Dienste erbringen, den Grund-allen Endnutzern in ihrem Hoheitsgebiet, unabhängig von
ihrem geografischen Standort und, unter Berücksichtigung der satz der Nichtdiskriminierung bei der Verarbeitung der Infor-

mationen, die ihnen von anderen Unternehmen bereitgestelltlandesspezifischen Gegebenheiten, zu einem erschwinglichen
Preis zur Verfügung gestellt werden. werden, anwenden.
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Artikel 6 (2) Verpflichten die Mitgliedstaaten eines oder mehrere
Unternehmen zu Universaldiensten im gesamten Hoheitsgebiet
oder einem Teil davon, erfolgt dies unter Anwendung einesÖffentliche Münz- und Kartentelefone effizienten, objektiven, transparenten und nicht diskriminie-
renden Benennungsverfahrens, wobei kein Unternehmen von
vornherein von der Benennung ausgeschlossen wird. Diese(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die nationalen
Benennungsverfahren gewährleisten, dass der UniversaldienstRegulierungsbehörden den Unternehmen Verpflichtungen auf-
auf kostengünstige Weise erbracht wird, und können für dieerlegen können, mit denen sichergestellt wird, dass öffentliche
Ermittlung der Nettokosten der Universaldienstverpflichtun-Münz- oder Kartentelefone bereitgestellt werden, um die
gen gemäß Artikel 12 herangezogen werden.vertretbaren Bedürfnisse der Endnutzer hinsichtlich der geogra-

fischen Versorgung, der Zahl der Telefone und der Dienstqua-
lität zu erfüllen.

Artikel 9

(2) Ein Mitgliedstaat stellt sicher, dass seine nationale Regu- Erschwinglichkeit der Tarifelierungsbehörde aufgrund einer Anhörung Betroffener gemäß
Artikel 33 entscheiden kann, die Verpflichtungen nach Ab-
satz 1 in seinem gesamten Hoheitsgebiet oder einem Teil

(1) Die nationalen Regulierungsbehörden überwachen diedavon nicht vorzuschreiben, wenn er diese Dienstmerkmale
Entwicklung der Endkundentarife der Dienste, die gemäß denoder vergleichbare Dienste als weithin verfügbar erachtet.
Artikeln 4, 5, 6 und 7 unter die Universaldienstverpflichtungen
fallen und von benannten Unternehmen erbracht werden,
insbesondere im Verhältnis zu den nationalen Verbrau-(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Notrufe von
cherpreisen und Einkommen.öffentlichen Münz- und Kartentelefonen mit der einheitlichen

europäischen Notrufnummer 112 und anderen nationalen
Notrufnummern kostenlos und ohne Verwendung eines Zah-

(2) Die Mitgliedstaaten können unter Berücksichtigung derlungsmittels durchgeführt werden können.
nationalen Gegebenheiten verlangen, dass die benannten Un-
ternehmen den Verbrauchern Tarifoptionen oder Tarifbündel

Artikel 7 anbieten, die von unter üblichen wirtschaftlichen Gegebenhei-
ten gemachten Angeboten abweichen, insbesondere um sicher-
zustellen, dass einkommensschwache Personen oder PersonenBesondere Maßnahmen für behinderte Nutzer mit besonderen sozialen Bedürfnissen nicht am Zugang zum
öffentlichen Telefondienst und an seiner Nutzung gehindert
werden.(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen gegebenenfalls besondere

Maßnahmen für behinderte Endnutzer, um den Zugang zu
öffentlichen Telefondiensten, einschließlich Notruf- und Aus-

(3) Die Mitgliedstaaten können — über Vorschriften für diekunftsdiensten sowie Teilnehmerverzeichnissen, und deren
Bereitstellung besonderer Tarifoptionen durch die benanntenErschwinglichkeit sicherzustellen, wobei dieser Zugang dem
Unternehmen oder zur Einhaltung von Preisobergrenzen oderden anderen Endnutzern eingeräumten Zugang gleichwertig
der Anwendung geografischer Mittelwerte oder anderer ähnli-sein muss.
cher Systeme hinaus — dafür Sorge tragen, dass diejenigen
Verbraucher unterstützt werden, die über niedrige Einkommen
verfügen oder besondere soziale Bedürfnisse haben.(2) Die Mitgliedstaaten können angesichts der nationalen

Gegebenheiten besondere Maßnahmen ergreifen, um sicher-
zustellen, dass behinderte Endnutzer auch die Wahlmöglichkeit
zwischen Betreibern und Diensteanbietern nutzen können, die (4) Die Mitgliedstaaten können Unternehmen, denen Ver-
der Mehrheit der Endnutzer zur Verfügung steht. pflichtungen nach den Artikeln 4, 5, 6 und 7 auferlegt wurden,

unter Berücksichtigung der nationalen Gegebenheiten die
Anwendung einheitlicher Tarife einschließlich geografischer

Artikel 8 Mittelwerte im gesamten Hoheitsgebiet oder die Einhaltung
von Preisobergrenzen vorschreiben.

Benennung von Unternehmen

(5) Die nationalen Regulierungsbehörden stellen sicher,
dass im Falle eines benannten Unternehmens, das zur Bereit-(1) Die Mitgliedstaaten können ein oder mehrere Unterneh-

men benennen, die die Erbringung des Universaldienstes stellung besonderer Tarifoptionen, einheitlicher Tarife, ein-
schließlich geografischer Mittelwerte, oder zur Einhaltunggemäß den Artikeln 4, 5, 6 und 7 und — sofern anwendbar —

Artikel 9 Absatz 2 gewährleisten, sodass das gesamte Hoheits- von Preisobergrenzen verpflichtet wurde, die Bedingungen
vollständig transparent sind und veröffentlicht werden und ihregebiet versorgt werden kann. Die Mitgliedstaaten können

verschiedene Unternehmen oder Unternehmensgruppen für Anwendung gemäß dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung
erfolgt. Die nationalen Regulierungsbehörden können verlan-die Erbringung verschiedener Bestandteile des Universaldien-

stes und/oder zur Versorgung verschiedener Teile des Hoheits- gen, dass bestimmte Regelungen geändert oder zurückgezogen
werden.gebiets benennen.



30.11.2001 DE C 337/65Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

Artikel 10 (4) Erfüllt ein Unternehmen über einen längeren Zeitraum
die Leistungsziele nicht, können besondere Maßnahmen ent-
sprechend der Richtlinie 2001/.../EG des Europäischen Parla-Ausgabenkontrolle ments und des Rates vom ... über die Genehmigung elektroni-
scher Kommunikationsnetze und -dienste (Genehmigungs-
richtlinie) (1) getroffen werden. Die nationalen Regulierungs-(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die benannten behörden können unabhängige Nachprüfungen der Leistungs-Unternehmen bei der Bereitstellung von Einrichtungen und daten oder ähnliche Begutachtungen anordnen, für derenDiensten, die über die in den Artikeln 4, 5, 6 und 7 sowie in Kosten das betreffende Unternehmen aufkommt, um dieArtikel 9 Absatz 2 genannten Einrichtungen und Dienste Richtigkeit und Vergleichbarkeit der von Unternehmen mithinausgehen, die Bedingungen so festlegen, dass der Teilneh- Universaldienstverpflichtungen bereitgestellten Daten zu ge-mer nicht für Einrichtungen oder Dienste zu zahlen hat, währleisten.die nicht notwendig oder für den beantragten Dienst nicht

erforderlich sind.
Artikel 12

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die benannten
Berechnung der Kosten der Universaldienstverpflich-Unternehmen, denen Verpflichtungen nach den Artikeln 4, 5,

tungen6 und 7 und nach Artikel 9 Absatz 2 auferlegt sind, die in
Anhang I Teil A aufgeführten besonderen Einrichtungen und
Dienste bereitstellen, damit die Teilnehmer ihre Ausgaben

(1) Wenn nach Auffassung der nationalen Regulierungs-überwachen und steuern und so eine nicht gerechtfertigte
behörden die Bereitstellung des Universaldienstes gemäß denAbschaltung des Dienstes vermeiden können.
Artikeln 3 bis 10 möglicherweise eine unzumutbare Belastung
für die Unternehmen darstellt, die zur Erbringung des Univer-
saldienstes benannt sind, berechnen sie die Nettokosten für die(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zuständige
Bereitstellung des Universaldienstes.Behörde in der Lage ist, von der Anwendung der Anforderun-

gen des Absatzes 2 im gesamten Hoheitsgebiet oder einem Teil
davon abzusehen, wenn sie die Dienstmerkmale als weithin Zu diesem Zweck
verfügbar erachtet.

a) berechnet die nationale Regulierungsbehörde die Netto-
kosten der Universaldienstverpflichtung gemäß An-

Artikel 11 hang IV Teil A, wobei der den zur Bereitstellung des
Universaldienstes benannten Unternehmen entstehende
Marktvorteil berücksichtigt wird, oderDienstqualität benannter Unternehmen

b) wendet die nationale Regulierungsbehörde die nach dem
Benennungsverfahren gemäß Artikel 8 Absatz 2 ermittel-(1) Die nationalen Regulierungsbehörden stellen sicher,
ten Nettokosten für die Bereitstellung des Universaldien-dass alle benannten Unternehmen, denen Verpflichtungen
stes an.nach den Artikeln 4, 5, 6 und 7 sowie nach Artikel 9 Absatz 2

auferlegt sind, angemessene und aktuelle Informationen über
ihre Leistungen bei der Bereitstellung des Universaldienstes

(2) Die zur Berechnung der Nettokosten von Universal-veröffentlichen und dabei die in Anhang III dargelegten
dienstverpflichtungen nach Absatz 1 Buchstabe a) dienendenParameter, Definitionen und Messverfahren für die Dienstqua-
Konten und/oder weiteren Informationen sind von der nationa-lität zugrunde legen. Die veröffentlichten Informationen sind
len Regulierungsbehörde oder einer von den jeweiligen Par-auch der nationalen Regulierungsbehörde vorzulegen. Die
teien unabhängigen und von der nationalen Regulierungs-nationalen Regulierungsbehörden können unter anderem die
behörde zugelassenen Behörde zu prüfen oder zu kontrollie-zu messenden Qualitätsparameter sowie den Inhalt, die Form
ren. Die Ergebnisse der Kostenberechnung und die Ergebnisseund die Art der zu veröffentlichenden Informationen festlegen,
der Prüfung müssen der Öffentlichkeit zugänglich sein.um sicherzustellen, dass die Endnutzer Zugang zu umfassen-

den, vergleichbaren und benutzerfreundlichen Informationen
haben.

Artikel 13

(2) Die nationalen Regulierungsbehörden können Leis- Finanzierung der Universaldienstverpflichtungen
tungsziele für Unternehmen mit Universaldienstverpflichtun-
gen, die zumindest Artikel 4 entsprechen, festlegen. Dabei

(1) Wenn die nationalen Regulierungsbehörden auf derberücksichtigen die nationalen Regulierungsbehörden die An-
Grundlage der Berechnung der Nettokosten nach Artikel 12sichten Betroffener, und zwar insbesondere gemäß Artikel 33.
feststellen, dass ein Unternehmen unzumutbar belastet wird,
beschließen die Mitgliedstaaten auf Antrag eines benannten
Unternehmens,(3) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen

Regulierungsbehörden in der Lage sind, die Einhaltung dieser
Leistungsziele durch die benannten Unternehmen zu überwa-
chen. (1) Siehe Seite 18 dieses Amtsblatts.



C 337/66 DE 30.11.2001Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

a) ein Verfahren einzuführen, mit dem das Unternehmen Artikel 15
für die ermittelten Nettokosten unter transparenten Be-
dingungen aus öffentlichen Mitteln entschädigt wird Überprüfung des Umfangs des Universaldienstes
und/oder

(1) Die Kommission überprüft regelmäßig den Umfang des
Universaldienstes, insbesondere im Hinblick auf Vorschläge anb) die Nettokosten der Universaldienstverpflichtungen unter
das Europäische Parlament und den Rat, mit denen bezwecktden Betreibern von elektronischen Kommunikationsnet-
wird, den Umfang zu ändern oder neu festzulegen. Einezen und -diensten aufzuteilen.
Überprüfung findet erstmals innerhalb von zwei Jahren nach
dem in Artikel 38 Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Zeitpunkt
des Beginns der Anwendung dieser Richtlinie und danach alle

(2) Wenn die Nettokosten gemäß Absatz 1 Buchstabe b) drei Jahre statt.
aufgeteilt werden, haben die Mitgliedstaaten ein Aufteilungs-
verfahren einzuführen, das von der nationalen Regulierungs-

(2) Die Überprüfung wird anhand der sozialen, wirtschaftli-behörde oder einer Stelle verwaltet wird, die von den
chen und technischen Entwicklungen vorgenommen, unterBegünstigten unabhängig ist und von der nationalen Regulie-
anderem unter Berücksichtigung von Mobilität und Übertra-rungsbehörde überwacht wird. Es dürfen nur die gemäß
gungsraten im Zusammenhang mit den von der Mehrzahl derArtikel 12 ermittelten Nettokosten der in den Artikeln 3 bis
Teilnehmer vorherrschend verwendeten Technologien. Das10 vorgesehenen Verpflichtungen finanziert werden.
Überprüfungsverfahren wird gemäß Anhang V durchgeführt.
Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem
Rat einen Bericht über das Ergebnis dieser Überprüfung vor.

(3) Bei einem Aufteilungsverfahren sind die Grundsätze der
Transparenz, der geringstmöglichen Marktverfälschung, der
Nichtdiskriminierung und der Verhältnismäßigkeit entspre- KAPITEL III
chend den Grundsätzen des Anhangs IV Teil B einzuhalten.
Es steht den Mitgliedstaaten frei, von Unternehmen, deren REGULIERUNGSMASSNAHMEN IN BEZUG AUF UNTER-
Inlandsumsatz unterhalb einer bestimmten Grenze liegt, keine NEHMEN MIT BETRÄCHTLICHER MARKTMACHT AUF
Beiträge zu erheben. SPEZIELLEN MÄRKTEN

Artikel 16
(4) Die eventuell im Zusammenhang mit der Aufteilung
der Kosten von Universaldienstverpflichtungen erhobenen Überprüfung der Verpflichtungen
Entgelte müssen ungebündelt sein und für jedes Unternehmen
gesondert erfasst werden. Solche Entgelte dürfen Unterneh- (1) Die Mitgliedstaaten erhalten alle Verpflichtungen für
men, die im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats mit Kostentei-
lung keine Dienste erbringen, nicht auferlegt oder von ihnen a) Endkundentarife für die Bereitstellung des Zugangs zum
erhoben werden. öffentlichen Telefonnetz und dessen Nutzung nach Arti-

kel 17 der Richtlinie 98/10/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 26. Februar 1998 über
die Anwendung des offenen Netzzugangs (ONP) beimArtikel 14
Sprachtelefondienst und den Universaldienst im Telekom-
munikationsbereich in einem wettbewerbsorientierten
Umfeld (1),Transparenz

b) die Betreiberauswahl und Betreibervorauswahl nach der
Richtlinie 97/33/EG des Europäischen Parlaments und des

(1) Wird ein Verfahren zur Aufteilung der Nettokosten von Rates vom 30. Juni 1997 über die Zusammenschaltung in
Universaldienstverpflichtungen gemäß Artikel 13 eingerichtet, der Telekommunikation im Hinblick auf die Sicherstel-
stellen die nationalen Regulierungsbehörden sicher, dass die lung eines Universaldienstes und der Interoperabilität
Grundsätze für die Kostenteilung und die Einzelheiten des durch Anwendung der Grundsätze für einen offenen
angewendeten Verfahrens öffentlich zugänglich sind. Netzzugang (ONP) (2),

c) Mietleitungen nach den Artikeln 3, 4, 6, 7, 8 und 10 der
Richtlinie 92/44/EWG

(2) Die nationalen Regulierungsbehörden sorgen vorbehalt-
lich der gemeinschaftlichen und einzelstaatlichen Rechtsvor- so lange aufrecht, bis diese Verpflichtungen einer Überprüfung
schriften über das Geschäftsgeheimnis dafür, dass ein jährlicher unterzogen wurden und eine Feststellung gemäß Absatz 3 des
Bericht veröffentlicht wird, in dem die berechneten Kosten vorliegenden Artikels getroffen wurde.
der Universaldienstverpflichtungen angegeben sind und die
Beiträge aller Unternehmen aufgeführt sowie alle etwaigen
dem als Universaldienstbetreiber benannten Unternehmen (1) ABl. L 101 vom 1.4.1998, S. 24.
entstehenden Marktvorteile dargelegt werden, soweit ein Fonds (2) ABl. L 199 vom 26.7.1997, S. 32. Richtlinie geändert durch die

Richtlinie 98/61/EG (ABl. L 268 vom 3.10.1998, S. 37).eingerichtet wurde und tätig ist.
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(2) Die Kommission gibt die relevanten Märkte für die (3) Die nationalen Regulierungsbehörden übermitteln der
Kommission auf Anforderung Informationen über die durch-Verpflichtungen bezüglich des Endkundenmarktes in der er-

sten Empfehlung in Bezug auf die relevanten Produkt- und geführten Regulierungsmaßnahmen für den Endkundenmarkt
und gegebenenfalls das von den betreffenden UnternehmenDienstmärkte und in der Entscheidung zur Benennung der

europaweiten Märkte an, die gemäß Artikel 14 der Richtli- verwendete Kostenrechnungssystem.
nie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) anzunehmen sind.

(4) Ist ein Unternehmen verpflichtet, seine Endkundentarife(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die nationalen
der Regulierung zu unterwerfen, gewährleisten die nationalenRegulierungsbehörden möglichst bald nach Inkrafttreten dieser
Regulierungsbehörden, dass die erforderlichen und geeignetenRichtlinie und danach in regelmäßigen Abständen eine Markt-
Kostenrechnungssysteme eingesetzt werden. Die nationalenanalyse nach Artikel 15 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmen-
Regulierungsbehörden können das Format und die anzuwen-richtlinie) vornehmen, um festzustellen, ob die Verpflichtun-
dende Berechnungsmethode vorgeben. Die Einhaltung desgen bezüglich des Endkundenmarktes beibehalten, geändert
Kostenrechnungssystems wird durch eine qualifizierte unab-oder aufgehoben werden sollen. Alle getroffenen Maßnahmen
hängige Stelle überprüft. Die nationalen Regulierungsbehördenunterliegen dem Verfahren des Artikels 6 Absätze 2 bis 5 der
stellen sicher, dass jährlich eine Erklärung hinsichtlich derRichtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie).
Übereinstimmung mit diesen Vorschriften veröffentlicht wird.

Artikel 17
(5) Unbeschadet des Artikels 9 Absatz 2 und des Artikels 10
wenden die nationalen Regulierungsbehörden in geografischenRegulierungsmaßnahmen in Bezug auf Dienste für End-
Märkten oder Nutzermärkten, auf denen sie einen wirksamennutzer
Wettbewerb festgestellt haben, keine Verfahren zur Regulie-
rung des Endkundenmarktes nach Absatz 1 des vorliegenden
Artikels an.(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass

a) wenn eine nationale Regulierungsbehörde aufgrund einer
nach Artikel 16 Absatz 3 durchgeführten Marktanalyse Artikel 18
feststellt, dass auf einem gemäß Artikel 14 der Richtli-
nie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) ermittelten Endkun-
denmarkt kein wirksamer Wettbewerb herrscht, und Regulierungsmaßnahmen in Bezug auf das Mindestange-

bot an Mietleitungen
b) wenn die nationale Regulierungsbehörde der Auffassung

ist, dass die Verpflichtungen nach der Richtli-
nie 2001/.../EG (Zugangsrichtlinie) oder nach Artikel 19 (1) Stellt eine nationale Regulierungsbehörde als Ergebnisder vorliegenden Richtlinie nicht zur Erreichung der in einer nach Artikel 16 Absatz 2 durchgeführten MarktanalyseArtikel 7 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) fest, dass auf dem Markt für die Bereitstellung eines Teils odervorgegebenen Ziele führen würden, der Gesamtheit des Mindestangebots an Mietleitungen kein

wirksamer Wettbewerb herrscht, so ermittelt sie die Unterneh-
die nationale Regulierungsbehörde den Unternehmen, die auf men, die hinsichtlich der Bereitstellung dieser spezifischen
diesem Endkundenmarkt gemäß Artikel 13 der Richtli- Bestandteile des Mindestangebots an Mietleitungsdiensten im
nie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) als Unternehmen mit gesamten Hoheitsgebiet oder einem Teil des Hoheitsgebiets
beträchtlicher Marktmacht eingestuft werden, geeignete regula- über eine beträchtliche Marktmacht verfügen, gemäß Arti-
torische Verpflichtungen auferlegt. kel 13 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie). Die

nationale Regulierungsbehörde erlegt diesen Unternehmen in
Bezug auf die speziellen Mietleitungsmärkte Verpflichtungen

(2) Die nach Absatz 1 auferlegten Verpflichtungen sollen zur Bereitstellung des Mindestangebots an Mietleitungen ge-
der Art des festgestellten Problems entsprechen und angesichts mäß dem Verzeichnis von Normen, das nach Artikel 16 der
der Ziele nach Artikel 7 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmen- Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) im Amtsblatt der
richtlinie) verhältnismäßig und gerechtfertigt sein. Zu den Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht wird, sowie die für
auferlegten Verpflichtungen können auch die Anforderungen diese Unternehmen geltenden Bedingungen für die Bereitstel-
gehören, dass die Unternehmen keine überhöhten Preise lung der speziellen Mietleitungsmärkte gemäß Anhang VII der
berechnen, den Markteintritt nicht behindern, keine vorliegenden Richtlinie auf.
Kampfpreise zur Ausschaltung des Wettbewerbs anwenden,
bestimmte Endnutzer nicht unangemessen bevorzugen oder
Dienste nicht ungerechtfertigt bündeln. Die nationalen Regulie-
rungsbehörden können diesen Unternehmen geeignete Maß- (2) Stellt eine nationale Regulierungsbehörde als Ergebnis

einer nach Artikel 16 Absatz 3 durchgeführten Marktanalysenahmen zur Einhaltung von Obergrenzen bei Endkundenprei-
sen, Maßnahmen zur Kontrolle von Einzeltarifen oder Maßnah- fest, dass auf einem relevanten Markt für die Bereitstellung von

Mietleitungen im Rahmen des Mindestangebots wirksamermen im Hinblick auf kostenorientierte Tarife oder Preise von
vergleichbaren Märkten auferlegen, um die Interessen der Wettbewerb herrscht, so nimmt sie die in Absatz 1 genannten

Verpflichtungen in Bezug auf diese speziellen Mietlei-Endnutzer zu schützen und einen wirksamen Wettbewerb zu
fördern. tungsmärkte zurück.
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(3) Das Mindestangebot an Mietleitungen mit harmonisier- (2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Verbraucher
bei der Anmeldung zu Diensten, die die Verbindung mit demten Merkmalen und die entsprechenden Normen werden im

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften als Bestandteil öffentlichen Telefonnetz und/oder den Zugang zu diesem Netz
bereitstellen, zumindest Anspruch auf einen Vertrag mitdes in Artikel 16 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie)

genannten Verzeichnisses von Normen veröffentlicht. Die dem oder den Unternehmen haben, die derartige Dienste
bereitstellen. In diesem Vertrag ist mindestens FolgendesKommission kann erforderliche Änderungen zur Anpassung

des Mindestangebots an Mietleitungen an technische Entwick- aufzuführen:
lungen und Veränderungen der Marktnachfrage, einschließlich
der möglichen Streichung bestimmter Arten von Mietleitungen

a) Name und Anschrift des Anbieters;aus dem Mindestangebot, gemäß dem Verfahren des Arti-
kels 37 Absatz 2 der vorliegenden Richtlinie vornehmen.

b) angebotene Dienste und angebotenes Niveau der Dienst-
qualität sowie die Frist bis zum erstmaligen Anschluss;Artikel 19

Betreiberauswahl und Betreibervorauswahl c) die Arten der angebotenen Wartungsdienste;

(1) Die nationalen Regulierungsbehörden verpflichten die d) die Angabe, mit welchen Mitteln aktuelle Informationen
Unternehmen, die gemäß Artikel 16 Absatz 3 als Unternehmen über alle anwendbaren Tarife und Wartungsentgelte
mit beträchtlicher Marktmacht bei der Bereitstellung des eingeholt werden können;
Anschlusses an das öffentliche Telefonnetz und dessen Nut-
zung an festen Standorten gemeldet wurden, ihren Teilneh-
mern den Zugang zu den Diensten aller zusammengeschalteten e) Vertragslaufzeit, Bedingungen für eine Verlängerung und
Anbieter öffentlich zugänglicher Telefondienste zu ermögli- Beendigung der Dienste und des Vertragsverhältnisses;
chen, und zwar

f) etwaige Entschädigungs- und Erstattungsregelungen beia) sowohl durch Betreiberauswahl im Einzelwahlverfahren
Nichteinhaltung der vertraglich vereinbarten Dienstqua-durch Wählen einer Kennzahl
lität;

b) als auch durch Betreibervorauswahl, wobei jedoch bei
jedem Anruf die Möglichkeit besteht, die festgelegte g) Verfahren zur Einleitung von StreitbeilegungsverfahrenVorauswahl durch Wählen einer Betreiberkennzahl zu gemäß Artikel 34.übergehen.

(2) Die Anforderungen der Nutzer hinsichtlich der Bereit-
(3) In den Fällen, in denen Verträge zumindest zwischenstellung dieser Dienstmerkmale in anderen Netzen oder auf
Verbrauchern und anderen Anbietern elektronischer Kommu-andere Art und Weise werden gemäß dem Marktanalyseverfah-
nikationsdienste, die nicht die Verbindung zum öffentlichenren nach Artikel 15 der Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtli-
Telefonnetz und/oder den Zugang zu diesem Netz bereitstellen,nie) bewertet und gemäß Artikel 12 der Richtlinie 2001/.../EG
geschlossen werden, müssen die in Absatz 2 genannten(Zugangsrichtlinie) umgesetzt.
Informationen auch Bestandteil dieser Verträge sein.

(3) Die nationalen Regulierungsbehörden sorgen dafür,
dass die Gebühren für Zugang und Zusammenschaltung

(4) Die Teilnehmer haben das Recht, bei der Bekanntgabeim Zusammenhang mit der Bereitstellung der in Absatz 1
beabsichtigter Änderungen der Vertragsbedingungen den Ver-genannten Dienstmerkmale kostenorientiert festgelegt werden,
trag ohne Zahlung von Vertragsstrafen zu lösen. Den Teilneh-und dass etwaige direkte Gebühren für die Verbraucher diese
mern sind diese Änderungen mit ausreichender Frist, undnicht abschrecken, diese Dienstmerkmale in Anspruch zu
zwar mindestens einen Monat zuvor, anzuzeigen; gleichzeitignehmen.
werden sie über ihr Recht unterrichtet, den Vertrag ohne
Zahlung von Vertragsstrafen zu lösen, wenn sie die neuen
Bedingungen nicht annehmen.

KAPITEL IV

INTERESSEN UND RECHTE DER ENDNUTZER
Artikel 21

Artikel 20
Transparenz und Veröffentlichung von Informationen

Verträge
Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass für die Öffentlichkeit,
insbesondere für alle Verbraucher, gemäß den Bestimmungen(1) Die Absätze 2, 3 und 4 gelten unbeschadet der gemein-

schaftlichen Verbraucherschutzvorschriften, insbesondere der von Anhang II transparente und aktuelle Informationen über
anwendbare Preise und Tarife sowie über StandardkonditionenRichtlinien 97/7/EG und 93/13/EG, und der mit dem Gemein-

schaftsrecht im Einklang stehenden einzelstaatlichen Vorschrif- bezüglich des Zugangs zu öffentlichen Telefondiensten und
deren Nutzung zugänglich sind.ten.
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Artikel 22 (2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle Unterneh-
men, die Teilnehmern Telefonnummern zuweisen, allen zu-
mutbaren Anträgen, die relevanten Informationen zum Zweck

Dienstqualität der Bereitstellung von öffentlich zugänglichen Auskunfts-
diensten und Teilnehmerverzeichnissen in einem vereinbarten
Format und zu gerechten, objektiven, kostenorientierten und

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die nationalen nicht diskriminierenden Bedingungen zur Verfügung zu stel-
Regulierungsbehörden — nach Berücksichtigung der Ansich- len, entsprechen.
ten der Betroffenen — Unternehmen, die öffentlich zugängli-
che elektronische Kommunikationsdienste bereitstellen, zur
Veröffentlichung vergleichbarer, angemessener und aktueller

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle EndnutzerEndnutzerinformationen über die Qualität ihrer Dienste ver-
mit Anschluss an das öffentliche Telefonnetz Zugang zurpflichten können. Die Informationen sind auf Aufforderung
Unterstützung durch Vermittlungspersonal und zu Teilneh-vor ihrer Veröffentlichung auch der nationalen Regulierungs-
merauskunftsdiensten nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b)behörde vorzulegen.
haben.

(2) Die nationalen Regulierungsbehörden können unter
anderem die zu erfassenden Parameter für die Dienstqualität (4) Die Mitgliedstaaten halten keine rechtlichen Beschrän-
und Inhalt, Form und Art der zu veröffentlichenden Angaben kungen aufrecht, die Endnutzer in einem Mitgliedstaat daran
vorschreiben, um sicherzustellen, dass die Endnutzer Zugang hindern, unmittelbar auf Teilnehmerauskunftsdienste in einem
zu umfassenden, vergleichbaren und benutzerfreundlichen anderen Mitgliedstaat zuzugreifen.
Informationen haben. Gegebenenfalls können die in Anhang III
aufgeführten Parameter, Definitionen und Messverfahren ver-
wendet werden. (5) Die Absätze 1, 2, 3 und 4 gelten vorbehaltlich der

gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften über den Schutz perso-
nenbezogener Daten und der Privatsphäre, insbesondere des

Artikel 23 Artikels 12 der Richtlinie 2001/.../EG (Datenschutzrichtlinie).

Integrität des Netzes
Artikel 26

Die Mitgliedstaaten treffen alle gebotenen Maßnahmen, um die
Integrität von öffentlichen Telefonfestnetzen und — bei einem Einheitliche europäische Notrufnummer
Vollausfall des Netzes oder in Fällen höherer Gewalt — die
Verfügbarkeit von öffentlichen Telefonfestnetzen und von
öffentlich zugänglichen Telefondiensten an festen Standorten

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle Endnutzersicherzustellen. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass Unter-
öffentlich zugänglicher Telefondienste, einschließlich der Nut-nehmen, die öffentlich zugängliche Telefondienste an festen
zer öffentlicher Münz- und Kartentelefone, zusätzlich zuStandorten bereitstellen, alle angemessenen Maßnahmen zur
etwaigen anderen nationalen Notrufnummern, die von denGewährleistung des ununterbrochenen Zugangs zu Not-
nationalen Regulierungsbehörden vorgegeben sind, gebüh-diensten treffen.
renfreie Notrufe mit der einheitlichen europäischen Notruf-
nummer 112 durchführen können.

Artikel 24

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Notrufe unter derInteroperabilität der für Verbraucher bestimmten Digital- einheitlichen europäischen Notrufnummer 112 angemessenfernsehgeräte entgegengenommen und auf eine Weise bearbeitet werden, die
der nationalen Rettungsdienstorganisation am besten ange-
passt ist und den technischen Möglichkeiten der Netze ent-Die Mitgliedstaaten stellen die Interoperabilität der für Verbrau-
spricht.cher bestimmten Digitalfernsehgeräte gemäß Anhang VI sicher.

Artikel 25 (3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Unternehmen,
die öffentliche Telefonnetze betreiben, den Notrufstellen bei
allen unter der einheitlichen europäischen Notrufnummer 112Unterstützung durch Vermittlungspersonal und Teilneh-
durchgeführten Anrufen Informationen zum Anruferstandortmerauskunftsdienste
übermitteln, soweit dies technisch möglich ist.

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Teilnehmer an
öffentlich zugänglichen Telefondiensten das Recht auf einen (4) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass die Bürger ange-

messen über Bestehen und Nutzung der einheitlichen euro-Eintrag in das öffentlich verfügbare Verzeichnis gemäß Arti-
kel 5 Absatz 1 Buchstabe a) haben. päischen Notrufnummer 112 informiert werden.
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Artikel 27 Artikel 30

NummernübertragbarkeitEuropäische Telefonvorwahlen

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle Teilnehmer
(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Vorwahl 00 öffentlich zugänglicher Telefondienste, einschließlich mobiler
die Standardvorwahl für Auslandsverbindungen ist. Besondere Dienste, die dies beantragen, ihre Nummer(n) unabhängig
Regelungen für Verbindungen zwischen benachbarten Orten von dem Unternehmen, das den Dienst anbietet, wie folgt
im grenzüberschreitenden Verkehr zwischen Mitgliedstaaten beibehalten können:
können eingerichtet oder beibehalten werden. Die Endnutzer
öffentlich zugänglicher Telefondienste in den betreffenden a) im Fall geografisch gebundener Nummern an einemOrten sind umfassend über entsprechende Regelungen zu bestimmten Standort undinformieren.

b) im Fall geografisch nicht gebundener Nummern an jedem
Standort.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle Unterneh-
men, die öffentliche Telefonnetze betreiben, alle Anrufe in den Dieser Absatz gilt nicht für die Übertragung von Nummerneuropäischen Telefonnummernraum ausführen; die Notwen- zwischen Netzen, die Dienste an festen Standorten erbringen,digkeit, dass ein ein öffentliches Telefonnetz betreibendes und Mobilfunknetzen.Unternehmen sich die Kosten für die Weiterleitung von
Anrufen in seinem Netz erstatten lässt, bleibt hiervon unbe-
rührt. (2) Die nationalen Regulierungsbehörden sorgen dafür, dass

die Preise für die Zusammenschaltung im Zusammenhang
mit der Nummernübertragbarkeit kostenorientiert sind und
etwaige direkte Gebühren für die Verbraucher diese nichtArtikel 28
abschrecken, diese Dienstleistung in Anspruch zu nehmen.

Geografisch nicht gebundene Nummern
(3) Die nationalen Regulierungsbehörden schreiben End-
kundentarife für die Nummernübertragung nicht auf eine

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass Endnutzer aus anderen Weise vor, die den Wettbewerb verfälscht, etwa durch Festle-
Mitgliedstaaten im Rahmen der technischen und wirtschaftli- gung besonderer oder gemeinsamer Endkundentarife.
chen Möglichkeiten Zugang zu geografisch nicht gebundenen
Nummern in ihrem Hoheitsgebiet erhalten, sofern der gerufene
Teilnehmer nicht Anrufe aus bestimmten geografischen Gebie- Artikel 31
ten aus wirtschaftlichen Gründen eingeschränkt hat.

Übertragungspflichten

Artikel 29
(1) Die Mitgliedstaaten können zur Übertragung bestimm-
ter Hör- und Fernsehrundfunkkanäle und -dienste den unter

Bereitstellung zusätzlicher Dienstmerkmale ihre Gerichtsbarkeit fallenden Unternehmen, die für die öffent-
liche Verbreitung von Hör- und Fernsehrundfunkdiensten
genutzte elektronische Kommunikationsnetze betreiben, zu-

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die nationalen mutbare Übertragungspflichten auferlegen, wenn eine erhebli-
Regulierungsbehörden alle Unternehmen, die öffentliche Tele- che Zahl von Endnutzern diese Netze als Hauptmittel zum
fonnetze betreiben, verpflichten können, den Endnutzern die Empfang von Hörfunk- und Fernsehsendungen nutzen. Solche
in Anhang I Teil B aufgeführten Dienstmerkmale vorbehaltlich Verpflichtungen dürfen jedoch nur auferlegt werden, soweit
der technischen Durchführbarkeit und der Wirtschaftlichkeit sie zur Erreichung klar umrissener Ziele von allgemeinem
zur Verfügung zu stellen. Interesse erforderlich sind; sie müssen verhältnismäßig und

transparent sein. Sie werden regelmäßig überprüft.

(2) Ein Mitgliedstaat kann entscheiden, dass Absatz 1 in (2) Weder Absatz 1 dieses Artikels noch Artikel 3 Absatz 2
seinem gesamten Hoheitsgebiet oder einem Teil davon nicht der Richtlinie 2001/.../EG (Zugangsrichtlinie) beeinträchtigt
anzuwenden ist, wenn er unter Berücksichtigung der Ansichten die Möglichkeit der Mitgliedstaaten, in Bezug auf die nach
der Betroffenen zu der Auffassung gelangt ist, dass in ausrei- diesem Artikel auferlegten Verpflichtungen gegebenenfalls ein
chendem Umfang Zugang zu diesen Dienstmerkmalen besteht. angemessenes Entgelt festzulegen; dabei ist zu gewährleisten,

dass bei vergleichbaren Gegebenheiten keine Diskriminierung
hinsichtlich der Behandlung der Unternehmen erfolgt, die
elektronische Kommunikationsnetze betreiben. Sofern ein Ent-(3) Unbeschadet des Artikels 10 Absatz 2 können die

Mitgliedstaaten die Verpflichtungen nach Anhang I Teil A gelt vorgesehen ist, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die
Erhebung nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit undBuchstabe e) in Bezug auf die Trennung vom Netz als

allgemeine Anforderung für alle Unternehmen vorschreiben. in transparenter Weise erfolgt.
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KAPITEL V Artikel 36

Notifizierung, Überwachung und ÜberprüfungALLGEMEINE UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

(1) Die nationalen Regulierungsbehörden teilen der Kom-Artikel 32
mission spätestens zu dem in Artikel 38 Absatz 1 Unterab-
satz 2 genannten Zeitpunkt für den Beginn der Anwendung

Zusätzliche Pflichtdienste dieser Richtlinie und nach späteren Änderungen unverzüglich
die Namen der Unternehmen mit, denen Universaldienst-

Die Mitgliedstaaten können — zusätzlich zu den Diensten im verpflichtungen gemäß Artikel 8 Absatz 1 auferlegt wurden.
Rahmen der Universaldienstverpflichtungen nach Kapitel II —
nach eigenem Ermessen weitere Dienste in ihrem Hoheitsgebiet Die Kommission stellt diese Informationen in einer leicht
öffentlich zugänglich machen, ohne dass in einem solchen Fall zugänglichen Form bereit und leitet sie gegebenenfalls an den
jedoch ein Entschädigungsverfahren mit Beteiligung bestimm- in Artikel 37 genannten Kommunikationsausschuss weiter.
ter Unternehmen vorgeschrieben werden darf.

(2) Die nationalen Regulierungsbehörden melden der Kom-
Artikel 33 mission die Namen der Betreiber, von denen im Sinne dieser

Richtlinie angenommen wird, dass sie über beträchtliche
Marktmacht verfügen, sowie die Verpflichtungen, die ihnenAnhörung Betroffener
nach dieser Richtlinie auferlegt wurden. Etwaige Änderungen
der den Unternehmen auferlegten Verpflichtungen oder beiDie Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die nationalen Regulie- den von dieser Richtlinie betroffenen Unternehmen sind derrungsbehörden die Ansichten von Endnutzern, Herstellern Kommission unverzüglich mitzuteilen.und Unternehmen, die elektronische Kommunikationsnetze

und/oder -dienste bereitstellen, in allen mit Endnutzerrechten
(3) Die Kommission überprüft die Durchführung dieserbei öffentlich zugänglichen elektronischen Kommunikations-
Richtlinie und erstattet dem Europäischen Parlament und demdiensten zusammenhängenden Fragen, die beträchtliche Aus-
Rat regelmäßig darüber Bericht, erstmals spätestens drei Jahrewirkungen auf den Markt haben, berücksichtigen, soweit dies
nach Beginn ihrer Anwendung gemäß Artikel 38 Absatz 1angemessen ist.
Unterabsatz 1. Die Mitgliedstaaten und die nationalen Regulie-
rungsbehörden übermitteln der Kommission die dazu notwen-

Artikel 34 digen Informationen.

Außergerichtliche Streitbeilegung Artikel 37

Ausschuss(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass transparente,
einfache und kostengünstige außergerichtliche Verfahren zur
Beilegung von Streitfällen zur Verfügung stehen, an denen (1) Die Kommission wird von dem mit Artikel 20 der
zumindest Verbraucher beteiligt sind und die Fragen im Richtlinie 2001/.../EG (Rahmenrichtlinie) eingesetzten Kom-
Zusammenhang mit dieser Richtlinie betreffen. Die Mitglied- munikationsausschuss unterstützt.
staaten ergreifen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass diese
Verfahren eine gerechte und zügige Beilegung von Streitfällen

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten dieermöglichen; sie können gegebenenfalls ein Erstattungs- und/
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtungoder Entschädigungssystem einführen.
von dessen Artikel 8.

(2) Bei Streitfällen, die Beteiligte in verschiedenen Mitglied- Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlus-
staaten betreffen, koordinieren die Mitgliedstaaten ihre Bemü- ses 1999/468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.
hungen im Hinblick auf die Beilegung.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.
(3) Dieser Artikel lässt einzelstaatliche gerichtliche Verfah-
ren unberührt.

Artikel 38

Artikel 35 Umsetzung

Technische Anpassung (1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis
zum ... (*) die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erfor-
derlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie setzenErforderliche Änderungen zur Anpassung der Anhänge I, II,

III, VI und VII an technische Entwicklungen oder Veränderun- die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.
gen der Marktnachfrage werden von der Kommission nach
dem in Artikel 37 Absatz 2 genannten Verfahren vorgenom-
men. (*) 15 Monate nach dem Inkrafttreten dieser Richtlinie.
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Sie wenden diese Vorschriften ab dem ... (*) an. Artikel 40

(2) Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen,
Adressatennehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen

Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie
Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Be-

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.zugnahme.

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der innerstaatlichen Rechtsvorschriften sowie aller nachträgli-
chen Änderungen der Vorschriften mit, die sie auf dem unter
diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. Geschehen zu Brüssel am ...

Artikel 39

Inkrafttreten
Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft. Die Präsidentin Der Präsident

(*) Erster Tag nach Ablauf dieser fünfzehn Monate.
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ANHANG I

Beschreibung der Einrichtungen und Dienste im Sinne von Artikel 10 (Ausgabenkontrolle) und Artikel 29
(zusätzliche Dienstmerkmale)

TEIL A

Einrichtungen und Dienste im Sinne von Artikel 10:

a) Einzelverbindungsnachweis

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die nationalen Regulierungsbehörden vorbehaltlich der einschlägigen
Rechtsvorschriften zum Schutz personenbezogener Daten und der Privatsphäre festlegen können, inwieweit
Einzelverbindungsnachweise Angaben zu enthalten haben, die den Verbrauchern von benannten Unternehmen
(gemäß der Festlegung von Artikel 8) kostenlos bereitzustellen sind, damit die Verbraucher

i) die bei der Nutzung des öffentlichen Telefonnetzes an einem festen Standort und/oder damit zusam-
menhängender öffentlich zugänglicher Telefondienste angefallenen Entgelte überprüfen und kontrollieren
können und

ii) ihren Verbrauch und ihre Ausgaben überwachen und auf diese Weise ihre Telefonkosten angemessen
steuern können.

Gegebenenfalls können den Teilnehmern zusätzliche Angaben zu angemessenen Entgelten oder kostenlos
bereitgestellt werden.

Anrufe, die für den anrufenden Teilnehmer gebührenfrei sind, einschließlich Anrufe bei Notruf- und
Beratungsstellen, werden im Einzelgebührennachweis des anrufenden Teilnehmers nicht aufgeführt.

b) Selektive Sperre abgehender Verbindungen, ohne Entgelt

Eine Einrichtung, mit der der Teilnehmer auf Antrag beim Telefondienstanbieter abgehende Verbindungen
bestimmter Arten oder bestimmte Arten von Nummern kostenlos sperren kann.

c) Vorauszahlung

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die nationalen Regulierungsbehörden benannten Unternehmen
vorschreiben können, den Verbrauchern Möglichkeiten zur Bezahlung des Zugangs zum öffentlichen
Telefonnetz und der Nutzung öffentlich zugänglicher Telefondienste auf Vorauszahlungsbasis bereitzustellen.

d) Spreizung der Anschlussentgelte

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die nationalen Regulierungsbehörden benannten Unternehmen
vorschreiben können, Verbrauchern einen Anschluss an das öffentliche Telefonnetz auf der Grundlage zeitlich
gestreckter Zahlungen zu gewähren.

e) Zahlungsverzug

Die Mitgliedstaaten genehmigen besondere Maßnahmen — die verhältnismäßig und nicht diskriminierend sein
müssen und veröffentlicht werden müssen — für den Fall der Nichtzahlung von Rechnungen für die Nutzung
des öffentlichen Telefonnetzes an festen Standorten. Hiermit soll gewährleistet werden, dass der Teilnehmer
rechtzeitig und angemessen auf eine bevorstehende Unterbrechung des Dienstes oder Trennung vom Netz
hingewiesen wird. Außer in Fällen von Betrug oder wiederholter verspäteter oder nicht erfolgter Zahlung wird
damit außerdem sichergestellt, dass eine Dienstunterbrechung, soweit dies technisch möglich ist, auf den
betreffenden Dienst beschränkt wird. Die Trennung vom Netz aufgrund nicht beglichener Rechnungen sollte
erst erfolgen, nachdem dies dem Teilnehmer rechtzeitig angekündigt wurde. Die Mitgliedstaaten können vor
der endgültigen Trennung vom Netz einen Zeitraum mit eingeschränktem Dienst zulassen, während dessen
Verbindungen erlaubt sind, bei denen für den Teilnehmer keine Gebühren anfallen (z. B. Notrufe unter der
Nummer 112).

TEIL B

Dienstmerkmale im Sinne von Artikel 29:

a) Tonwahl oder Mehrfrequenzwahlverfahren (MFW)

Das öffentliche Telefonnetz unterstützt die Nutzung von Mehrfrequenztönen gemäß der Definition in ETSI ETR
207 für die Ende-zu-Ende-Signalisierung im gesamten Netz sowohl innerhalb eines Mitgliedstaats als auch
zwischen Mitgliedstaaten.
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b) Anzeige der Rufnummer des Anrufers

Die Rufnummer des Anrufers wird dem Angerufenen vor Aufnahme des Gesprächs angezeigt.

Diese Einrichtung sollte gemäß den einschlägigen gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften zum Schutz personen-
bezogener Daten und der Privatsphäre, insbesondere der Richtlinie 2001/.../EG (Datenschutzrichtlinie),
bereitgestellt werden.
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ANHANG II

Gemäß Artikel 21 zu veröffentlichende Informationen (Transparenz und Veröffentlichung von Infor-
mationen)

Die nationale Regulierungsbehörde ist dafür verantwortlich sicherzustellen, dass die in diesem Anhang genannten
Angaben gemäß Artikel 21 veröffentlicht werden. Es ist Sache der nationalen Regulierungsbehörde zu entscheiden,
welche Informationen von den Unternehmen, die öffentliche Telefonnetze und/oder öffentlich zugängliche
Telefondienste bereitstellen, veröffentlicht werden müssen und welche Informationen von der nationalen Regulie-
rungsbehörde selbst veröffentlicht werden.

1. Name und Anschrift der Unternehmen

Namen und Anschriften des Hauptsitzes der Unternehmen, die öffentliche Telefonnetze und/oder öffentlich
zugängliche Telefondienste bereitstellen.

2. Angebotene öffentlich zugängliche Telefondienste

2.1. Umfang des öffentlich zugänglichen Telefondienstes

Beschreibung der angebotenen öffentlich zugänglichen Telefondienste mit Angabe, welche Leistungen im
Teilnehmerentgelt und wiederkehrenden Mietentgelt inbegriffen sind (z. B. Unterstützung durch Vermitt-
lungspersonal, Teilnehmerverzeichnisse, Verzeichnisauskunftsdienste, selektive Anrufsperre, Einzelverbindungs-
nachweis, Wartung usw.).

2.2. Standardtarife für den Zugang, Nutzerentgelte aller Art und Wartung, einschließlich Angaben zu Standard-
abschlägen und besonderen sowie zielgruppenspezifischen Tarifen.

2.3. Entschädigungs-/Erstattungsregelungen einschließlich Einzelangaben zu praktizierten Entschädigungs-/Erstat-
tungsregelungen.

2.4. Art der angebotenen Wartungsdienste.

2.5. Allgemeine Vertragsbedingungen einschließlich etwaiger Mindestvertragslaufzeiten.

3. Verfahren zur Streitbeilegung, einschließlich der vom Unternehmen bereitgestellten Verfahren.
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ANHANG III

PARAMETER FÜR DIE DIENSTQUALITÄT

Parameter, Definitionen und Messverfahren für Bereitstellungsfristen und Dienstqualität gemäß den
Artikeln 11 und 22

Parameter Definition Messverfahren(Anmerkung 1)

Frist für die erstmalige Bereitstellung des Anschlusses ETSI EG 201 769-1 ETSI EG 201 769-1

Fehlerquote pro Anschlussleitung ETSI EG 201 769-1 ETSI EG 201 769-1

Fehlerbehebungszeit ETSI EG 201 769-1 ETSI EG 201 769-1

Häufigkeit des erfolglosen Verbindungsaufbaus (Anmer-
kung 2) ETSI EG 201 769-1 ETSI EG 201 769-1

Verbindungsaufbauzeit (Anmerkung 2) ETSI EG 201 769-1 ETSI EG 201 769-1

Antwortzeiten bei vermittelten Diensten ETSI EG 201 769-1 ETSI EG 201 769-1

Antwortzeiten bei Auskunftsdiensten ETSI EG 201 769-1 ETSI EG 201 769-1

Anteil funktionsfähiger öffentlicher Münz- und Kartentele-
fone ETSI EG 201 769-1 ETSI EG 201 769-1

Beschwerden über Abrechnungsfehler ETSI EG 201 769-1 ETSI EG 201 769-1

ETSI EG 201 769-1, Version 1.1.1 (April 2000).

Anmerkung 1

Die Parameter sollten eine Leistungsanalyse auf regionaler Ebene ermöglichen (d. h. zumindest auf der zweiten Ebene
der von Eurostat aufgestellten Systematik der Gebietseinheiten für die Statistik — NUTS).

Anmerkung 2

Die Mitgliedstaaten können festlegen, dass für diese beiden Leistungsparameter keine aktuellen Daten bereitgehalten
werden müssen, wenn die Leistung in diesen beiden Bereichen nachweislich zufrieden stellend ist.
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ANHANG IV

Berechnung etwaiger Nettokosten der Universaldienstverpflichtungen und Schaffung eines Verfahrens zur
Kostenanlastung oder Kostenteilung gemäß den Artikeln 12 und 13

TEIL A: BERECHNUNG DER NETTOKOSTEN

Universaldienstverpflichtungen beziehen sich auf diejenigen Verpflichtungen, die einem Unternehmen von einem
Mitgliedstaat auferlegt werden und die Bereitstellung eines Netzes sowie die Erbringung von Diensten in einem
bestimmten räumlichen Gebiet betreffen, gegebenenfalls einschließlich Durchschnittspreisen in diesem räumlichen
Gebiet für die Erbringung des Dienstes oder einschließlich der Bereitstellung bestimmter Tarifoptionen für
einkommensschwache Verbraucher oder für Verbraucher mit besonderen sozialen Bedürfnissen.

Die nationalen Regulierungsbehörden ziehen alle Mittel in Erwägung, um (benannten und nicht benannten)
Unternehmen angemessene Anreize zu geben, die Universaldienstverpflichtungen auf kosteneffiziente Weise zu
erfüllen. Bei der Berechnung sind die Nettokosten der Universaldienstverpflichtungen als Differenz zwischen den
Nettokosten eines benannten Unternehmens für den Betrieb unter Einhaltung der Universaldienstverpflichtungen
und den Nettokosten für den Betrieb ohne Universaldienstverpflichtungen zu ermitteln. Dies gilt unabhängig davon,
ob das Netz in einem bestimmten Mitgliedstaat voll ausgebaut ist oder sich noch im Ausbau befindet. Die Kosten, die
ein benanntes Unternehmen vermieden hätte, wenn die Universaldienstverpflichtungen nicht bestanden hätten, sind
ordnungsgemäß zu ermitteln. Bei der Nettokostenberechnung sollten die Vorteile für den Universaldienstbetreiber,
einschließlich der immateriellen Vorteile, berücksichtigt werden.

Den Berechnungen sind die Kosten zugrunde zu legen, die Folgendem zurechenbar sind:

i) den Bestandteilen der ermittelten Dienste, die nur mit Verlust oder in einer Kostensituation außerhalb normaler
wirtschaftlicher Standards erbracht werden können.

Zu dieser Kategorie können Dienstbestandteile wie der Zugang zu Notrufdiensten, die Bereitstellung bestimmter
öffentlicher Münz- oder Kartentelefone, die Erbringung bestimmter Dienste oder Bereitstellung von Geräten für
Behinderte usw. gehören;

ii) besonderen Endnutzern oder Gruppen von Endnutzern, die in Anbetracht der Kosten für die Bereitstellung des
besonderen Netzes und der besonderen Dienste, der erwirtschafteten Erträge und einer vom Mitgliedstaat
möglicherweise auferlegten räumlichen Durchschnittsbildung bei den Preisen nur mit Verlust oder in einer
Kostensituation außerhalb normaler wirtschaftlicher Standards bedient werden können.

Zu dieser Kategorie gehören diejenigen Endnutzer oder Gruppen von Endnutzern, die von einem gewinnorien-
tierten Unternehmen ohne Verpflichtung zur Erbringung eines Universaldienstes nicht bedient würden.

Die Berechnung der Nettokosten bestimmter Aspekte der Universaldienstverpflichtungen erfolgt getrennt und auf
eine Weise, bei der eine Doppelzählung mittelbarer oder unmittelbarer Vorteile und Kosten vermieden wird. Die
gesamten Nettokosten der Universaldienstverpflichtungen für ein Unternehmen sind als Summe der Nettokosten zu
berechnen, die sich aus den speziellen Bestandteilen der Universaldienstverpflichtungen ergeben, wobei alle
immateriellen Vorteile zu berücksichtigen sind. Die nationale Regulierungsbehörde ist für die Überprüfung der
Nettokosten verantwortlich.

TEIL B: ANLASTUNG ETWAIGER NETTOKOSTEN VON UNIVERSALDIENSTVERPFLICHTUNGEN

Bei der Anlastung oder Finanzierung etwaiger Nettokosten von Universaldienstverpflichtungen ist ein Ausgleich für
Dienste von benannten Unternehmen mit Universaldienstverpflichtungen zu leisten, die diese unter nicht kommerziel-
len Bedingungen erbringen. Da ein solcher Ausgleich Mittelübertragungen umfasst, stellen die Mitgliedstaaten sicher,
dass diese auf objektive, transparente und nicht diskriminierende Weise und unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit
erfolgen. Dies bedeutet, dass die Übertragungen zur geringstmöglichen Verfälschung des Wettbewerbs und der
Nutzernachfrage führen.

Im Einklang mit Artikel 13 Absatz 3 sollte eine Kostenteilungsregelung auf Fondsbasis ein transparentes und
neutrales Verfahren für die Erhebung von Beiträgen verwenden, das die Gefahr einer doppelten Erhebung von
Beiträgen sowohl auf Inputs als auch auf Outputs von Unternehmen vermeidet.
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Die unabhängige Stelle, die den Fonds verwaltet, ist für den Einzug der Beiträge von Unternehmen verantwortlich,
die zur Deckung der Nettokosten von Universaldienstverpflichtungen in dem betreffenden Mitgliedstaat als
beitragspflichtig eingestuft wurden, und überwacht die Übertragung der fälligen Beträge und/oder administrativen
Zahlungen an die Unternehmen, die einen Anspruch auf Zahlungen des Fonds haben.

ANHANG V

Verfahren zur Überprüfung des Umfangs des Universaldienstes gemäß Artikel 15

Bei der Frage, ob eine Überprüfung des Umfangs der Universaldienstverpflichtungen vorgenommen werden sollte,
berücksichtigt die Kommission

— soziale und Marktentwicklungen bezüglich der von Verbrauchern genutzten Dienste;

— soziale und Marktentwicklungen bezüglich der Verfügbarkeit von Diensten und der Wahlmöglichkeit für die
Verbraucher;

— technische Entwicklungen bezüglich der Art, in der Dienste für Verbraucher erbracht werden.

Bei der Frage, ob der Umfang der Universaldienstverpflichtungen geändert oder neu festgelegt werden sollte,
berücksichtigt die Kommission,

— ob bestimmte Dienste der Mehrheit der Verbraucher zur Verfügung stehen und von ihr genutzt werden und ob
die Nichtverfügbarkeit oder Nichtnutzung durch die Minderheit der Verbraucher zu einer gesellschaftlichen
Ausgrenzung führt und

— ob die Verfügbarkeit und Nutzung bestimmter Dienste allen Verbrauchern einen allgemeinen Gesamtnutzen
stiftet, sodass ein öffentliches Eingreifen unter Umständen angezeigt ist, unter denen bestimmte Dienste bei
normalen wirtschaftlichen Gegebenheiten nicht für die Öffentlichkeit erbracht werden.
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ANHANG VI

Interoperabilität der für Verbraucher bestimmten Digital-fernsehgeräte gemäß Artikel 24

1. Einheitlicher Verschlüsselungsalgorithmus und unverschlüsselter Empfang

Alle für den Empfang von Digitalfernsehsignalen vorgesehenen Verbrauchergeräte, die in der Gemeinschaft
zum Verkauf, zur Miete oder anderweitig angeboten werden und in der Lage sind, Digitalfernsehsignale zu
entschlüsseln, müssen über die Fähigkeit verfügen,

— Signale zu entschlüsseln, die dem einheitlichen europäischen Verschlüsselungsalgorithmus entsprechen,
wie er von einer anerkannten europäischen Normenorganisation, derzeit ETSI, verwaltet wird;

— Signale anzuzeigen, die unverschlüsselt übertragen wurden, sofern bei Mietgeräten die mietvertraglichen
Bestimmungen vom Mieter eingehalten werden.

2. Interoperabilität von Geräten für Analog- und Digitalfernsehen

Jedes Analogfernsehgerät mit integriertem Bildschirm mit einer sichtbaren Diagonale von mehr als 42 cm, das
in der Gemeinschaft zum Verkauf oder zur Miete in Verkehr gebracht wird, muss mit mindestens einer offenen
Schnittstellenbuchse in der von einer anerkannten europäischen Normenorganisation genormten Form,
beispielsweise der Cenelec-Norm 50 049-1:1997, ausgestattet sein, die den einfachen Anschluss von
Peripheriegeräten, insbesondere von zusätzlichen Decodiergeräten und Digitalempfängern, ermöglicht.

Jedes Digitalfernsehgerät mit integriertem Bildschirm mit einer sichtbaren Diagonale von mehr als 30 cm, das
in der Gemeinschaft zum Verkauf oder zur Miete in Verkehr gebracht wird, muss mit mindestens einer offenen
Schnittstellenbuchse (die entweder von einer anerkannten europäischen Normenorganisation genormt wurde
oder einer von ihr festgelegten Norm entspricht oder einer branchenweiten Spezifikation entspricht),
beispielsweise der einheitlichen DVB-Schnittstelle, ausgestattet sein, die den einfachen Anschluss von
Peripheriegeräten ermöglicht und für alle Komponenten eines digitalen Fernsehsignals einschließlich der
Informationen durchlässig ist, die sich auf interaktive und zugangskontrollierte Dienste beziehen.
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ANHANG VII

Bedingungen für das Mindestangebot an Mietleitungen gemäß Artikel 18

Hinweis: Im Einklang mit dem Verfahren des Artikels 18 sollte die Bereitstellung des Mindestangebots an
Mietleitungen weiterhin nach den Vorgaben der Richtlinie 92/44/EWG erfolgen, bis die nationale
Regulierungsbehörde feststellt, dass in dem betreffenden Mietleitungsmarkt wirksamer Wettbewerb herrscht.

Die nationalen Regulierungsbehörden stellen sicher, dass die Bereitstellung des Mindestangebots an Mietleitungen
gemäß Artikel 18 nach den Grundsätzen der Nichtdiskriminierung, der Kostenorientierung und der Transparenz
erfolgt.

1. Nichtdiskriminierung

Die nationalen Regulierungsbehörden stellen sicher, dass die Unternehmen, die gemäß Artikel 18 Absatz 1 als
Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht ermittelt wurden, bei der Bereitstellung von Mietleitungen gemäß
Artikel 18 den Grundsatz der Nichtdiskriminierung wahren. Diese Unternehmen bieten für Unternehmen, die
gleichartige Dienste erbringen, unter vergleichbaren Umständen vergleichbare Bedingungen und stellen
Mietleitungen für andere zu den gleichen Bedingungen und mit der gleichen Qualität bereit wie für die eigenen
Dienste oder gegebenenfalls die der Tochter- oder Partnerunternehmen.

2. Kostenorientierung

Die nationalen Regulierungsbehörden stellen gegebenenfalls sicher, dass die Tarife für Mietleitungen gemäß
Artikel 18 den Grundsätzen der Kostenorientierung entsprechen.

Hierzu stellen die nationalen Regulierungsbehörden sicher, dass Unternehmen, die gemäß Artikel 18 Absatz 1
als Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht ermittelt wurden, ein Kostenrechnungssystem ausarbeiten
und in die Praxis umsetzen.

Die nationalen Regulierungsbehörden halten hinreichend detaillierte Angaben zu dem Kostenrechnungssystem
bereit, das diese Unternehmen anwenden. Sie legen der Kommission diese Angaben auf Anfrage vor.

3. Transparenz

Die nationalen Regulierungsbehörden stellen sicher, dass in Bezug auf das Mindestangebot an Mietleitungen
gemäß Artikel 18 die folgenden Informationen in leicht zugänglicher Form veröffentlicht werden.

3.1. Technische Merkmale, einschließlich der physischen und elektrischen Kenndaten, sowie detaillierte technische
Spezifikationen und Leistungsspezifikationen für den Netzabschlusspunkt.

3.2. Tarife, einschließlich der Gebühren für die erstmalige Bereitstellung des Anschlusses, regelmäßige Mietgebühren
und andere Gebühren. Falls es gestaffelte Tarife gibt, ist dies anzugeben.

Hält es ein Unternehmen, das gemäß Artikel 18 Absatz 1 als Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht
ermittelt wurde, auf einen bestimmten Antrag hin für nicht vertretbar, eine Mietleitung im Rahmen des
Mindestangebots zu seinen veröffentlichten Tarifen und Lieferbedingungen bereitzustellen, so muss es die
Zustimmung der nationalen Regulierungsbehörde zur Änderung dieser Bedingungen für diesen Fall einholen.

3.3. Lieferbedingungen, einschließlich folgender Mindestangaben:

— Informationen über das Auftragsverfahren;

— typische Lieferfrist: die Zeitspanne, in der 95 % aller Mietleitungen desselben Typs zu den Kunden
durchgeschaltet worden sind; diese Frist wird von dem Zeitpunkt an berechnet, zu dem der Benutzer
einen förmlichen Antrag für eine Mietleitung gestellt hat.

Diese Frist wird aufgrund der tatsächlichen Lieferfristen für Mietleitungen während eines Zeitraums von
angemessener Dauer in der jüngsten Vergangenheit ermittelt. Bei der Berechnung dürfen keine Fälle
berücksichtigt werden, bei denen der Kunde selbst eine längere Lieferfrist verlangt hat;
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— Vertragslaufzeit: sie umfasst die grundsätzlich vorgesehene Vertragsdauer und die Mindestlaufzeit, die
der Benutzer akzeptieren muss;

— typische Reparaturzeit: die Zeitspanne von der Fehlermeldung an die zuständige Stelle des Unternehmens,
das gemäß Artikel 18 Absatz 1 als Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht ermittelt wurde, bis zu
dem Zeitpunkt, zu dem 80 % aller Mietleitungen desselben Typs wieder hergestellt und zutreffendenfalls
dem Benutzer als wieder funktionsfähig gemeldet worden sind. Falls für ein und denselben Mietleitungstyp
unterschiedliche Reparaturqualitäten angeboten werden, werden die jeweiligen typischen Reparaturzeiten
veröffentlicht;

— Rückerstattungsmodalitäten jeglicher Art.

Ist darüber hinaus ein Mitgliedstaat der Auffassung, dass die bei der Bereitstellung des Mindestangebots
an Mietleitungen erreichte Leistung dem Bedarf der Nutzer nicht gerecht wird, kann er angemessene
Zielvorgaben für die oben aufgeführten Lieferbedingungen festlegen.
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BEGRÜNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

1. Die Kommission hat am 29. bis 31. August 2000 ein Paket von Vorschlägen für einen
Rechtsrahmen für die elektronische Kommunikationsinfrastruktur und zugehörige Dienste
vorgelegt. Das vorliegende Dokument betrifft ein wichtiges Element dieses Pakets, nämlich den
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über den Universal-
dienst und die Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensten, die so
genannte „Universaldienstrichtlinie“.

2. Das Europäische Parlament hat seine Stellungnahme in erster Lesung am 13. Juni 2001
abgegeben. Die Stellungnahmen des Ausschusses der Regionen und des Wirtschafts- und
Sozialausschusses sind am 14. Dezember 2000 bzw. am 1. März 2001 ergangen.

3. Der Rat hat seinen Gemeinsamen Standpunkt am 17. September gemäß Artikel 251 des
Vertrags festgelegt.

II. ZIEL

1. Ziel der Vorschläge für einen neuen Rechtsrahmen ist es, die derzeit geltenden Gemeinschafts-
vorschriften über Telekommunikation mit den tief greifenden Änderungen in Einklang zu
bringen, die sich in den Sektoren Telekommunikation, Medien und Informationstechnologie
vollzogen haben. In den Vorschlägen der Kommission wird ausgehend von der Konvergenz
dieser Sektoren versucht, einen einzigen Rechtsrahmen für alle Übertragungsnetze und
zugehörigen Dienste zu schaffen. Der vorgeschlagene neue Rechtsrahmen wurde konzipiert als
Übergangsphase zwischen den derzeit geltenden Rechtsvorschriften und der voraussichtlichen
künftigen Situation, wenn der Telekommunikationsmarkt so ausgereift sein wird, dass er
ausschließlich über das allgemeine Wettbewerbsrecht geregelt werden kann.

2. Mit dem hier behandelten Vorschlag für eine Richtlinie über den Universaldienst und die
Nutzerrechte wird Folgendes bezweckt:

— Anpassung und Modernisierung der geltenden Vorschriften für den Universaldienst im
Hinblick auf die Festlegung des Dienstumfangs, der Nutzerrechte und der Maßnahmen zur
wettbewerbsneutralen Entschädigung von Erbringern des Dienstes;

— Einrichtung eines Verfahrens zur Überprüfung des Umfangs der Universaldienstverpflich-
tungen;

— Festlegung besonderer Nutzer- und Verbraucherrechte, sofern erforderlich;

— Fortschreibung laufender Maßnahmen zu Mietleitungen in der EU und Gewährleistung
ihrer Verfügbarkeit, bis sich diese Dienste dem Wettbewerb öffnen;

— Ermächtigung der nationalen Regulierungsbehörden, Maßnahmen für die Nutzer und die
Verbraucher zu treffen;

— Unterstützung der Branchenbemühungen um Interoperabilität bei Digitalfernsehgeräten
der Konsumelektronik.

III. ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

A. ALLGEMEINE BEMERKUNGEN

Obwohl der Rat den Kommissionsvorschlag erheblich umgestaltet und eine Reihe von Änderungen
vorgenommen hat, um die Richtlinie präziser zu formulieren und damit die rechtliche Klarheit des
Textes zu verbessern, werden die von der Kommission vorgeschlagenen Kernelemente, insbesondere
hinsichtlich des Umfangs und der Finanzierung des Universaldienstes und des Ausmaßes des
Schutzes der Endnutzer im Text des Gemeinsamen Standpunkts im Wesentlichen bestätigt.
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B. BESONDERE BEMERKUNGEN

1. Wichtigste am Kommissionsvorschlag vorgenommene Änderungen

a) Umgestaltung des Textes

Der Rat hat den von der Kommission vorgeschlagenen Text in erheblichem Maße
umgestaltet, vor allem um die Kohärenz und die Lesbarkeit des Richtlinienentwurfs
zu verbessern, aber auch um ihn an Struktur und Konzept der Rahmenrichtlinie und
der Zugangsrichtlinie auszurichten. So wurden beispielsweise die Bestimmungen
über die Regulierungsmaßnahmen in Bezug auf Unternehmen mit beträchtlicher
Marktmacht in Kapitel III zusammengefasst, und einige Teile wurden aus Artikel 7
nach Artikel 9 übernommen.

b) Umfang des Universaldienstes und dessen Überprüfung (Artikel 4 und 15)

Der Rat billigte den von der Kommission vorgeschlagenen Grundansatz, vorerst auf
eine radikale Ausweitung des Umfangs des Universaldienstes zu verzichten, sondern
ein Verfahren für dessen regelmäßige Überprüfung vorzusehen. Der Rat teilte
indessen die Auffassung des Europäischen Parlaments, dass es in Artikel 4 Absatz 2
einer größeren Klarheit in der Frage des Internetzugangs bedarf, und hat daher die
Vorschrift aufgenommen, dass dieser Zugang „funktional“ sein muss, und gewisse
Kriterien zur Bewertung des Zugangsniveaus hinzugefügt, die den vom Parlament
vorgeschlagenen entsprechen.

c) Regulierungsmaßnahmen betreffend die Dienstleistungen für die Endkunden (Artikel 16
und 17)

Unter Berücksichtigung der Stellungnahme des Europäischen Parlaments (besonders
der Beweggründe für die Abänderungen 25 und 26) hat sich der Rat bei den
Regulierungsmaßnahmen betreffend die Dienstleistungen für die Endkunden im
Vergleich zum Kommissionsvorschlag für ein gemäßigteres Konzept entschieden.
Die nationalen Regulierungsbehörden bleiben zwar verpflichtet zu reagieren, wenn
auf dem Markt kein wirksamer Wettbewerb herrscht, doch enthält der Gemeinsame
Standpunkt auch eine Reihe von Elementen, mit denen einer Überregulierung
vorgebeugt werden soll. Dabei handelt es sich insbesondere um eine Vorschrift,
der zufolge zuerst zu prüfen ist, ob eine Abhilfemaßnahme im Rahmen der
Zugangsrichtlinie nicht wirksamer sein könnte, und eine weitere Vorschrift, wonach
die auferlegten Verpflichtungen angesichts der Ziele nach Artikel 7 der Rahmenrichtli-
nie verhältnismäßig und gerechtfertigt sein sollten.

d) Übertragungspflichten (Artikel 31, bisheriger Artikel 26)

Bei diesen Bestimmungen werden durch den Gemeinsamen Standpunkt mehrere
Änderungen vorgenommen, indem hauptsächlich

— vorgeschrieben wird, dass diese Pflichten „zumutbar“ sein müssen,

— die Möglichkeit einer Auferlegung von Pflichten davon abhängig gemacht wird,
dass die Netze für die öffentliche Verbreitung von Hör- und Fernsehrundfunk-
diensten „genutzt“ werden und das Hauptmittel für den Rundfunkempfang sind;

— der Absatz 2 des Kommissionsvorschlags betreffend eine Entschädigung
gestrichen wird.

e) Interoperabilität der für Verbraucher bestimmten Digitalfernsehgeräte — Komitologie-
Bestimmungen (Artikel 24, bisheriger Artikel 20)

In Anbetracht der Stellungnahme des Europäischen Parlaments (Abänderung 38) zog
der Rat es vor, die Möglichkeit zu streichen, dass die Kommission die Bestimmungen
über die diesbezüglichen Anforderungen im Rahmen eines Ausschussverfahrens
ändern kann.
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2. Standpunkt des Rates zu den Abänderungen des Europäischen Parlaments

a) Ganz oder teilweise in den Gemeinsamen Standpunkt eingearbeitete Abänderungen

Der Rat hat die Abänderungen 2, 3, 4, 6, 7, 9, 10, 12, 13, 14 15, 16, 17, 21, 22, 23,
25, 26, 27, 29, 30, 32, 33, 34, 35, 37, 38, 42, 45, 47—49, 59, 60, 70 und 74 ganz,
teilweise oder im Grundsatz gebilligt. Einige dieser Abänderungen wurden mit ihrem
vollständigen oder nahezu vollständigen Wortlaut übernommen, während andere in
abgewandelter Form — jedoch unter Beibehaltung des Ziels, das der jeweiligen
Abänderung oder Teilen davon zugrunde lag — eingearbeitet wurden.

b) Nicht in den Gemeinsamen Standpunkt eingearbeitete Abänderungen

Der Rat hat die Abänderungen 1, 40, 43, 51, 55, 56, 61, 72 und 73 nicht in seinen
Gemeinsamen Standpunkt übernommen und sich insoweit der Auffassung der
Kommission angeschlossen.

Der Rat begründete die Nichtübernahme der Abänderungen 5, 8, 11, 18, 19, 20, 24,
28, 31, 36, 39, 41, 44, 46, 52, 53, 54, 57, 58 und 66 unter anderem mit folgenden
allgemeinen Erwägungen:

— es ist für Kohärenz zwischen dem Wortlaut dieser Richtlinie und den anderen
Texten des Regelungspakets zu sorgen;

— es ist beim Universaldienst und bei den Nutzerrechten ein umfassendes
Mindestmaß für alle Nutzer (auch Behinderte) zu wahren, zugleich aber zu
vermeiden, dass den Anbietern in diesem Sektor oder der öffentlichen Hand
unnötige Kosten entstehen;

— wo dies gerechtfertigt erscheint, ist der Vielfalt der diesbezüglichen nationalen
Konzepte Rechnung zu tragen, doch ist zugleich für die Anbieter im Binnen-
markt Chancengleichheit zu gewährleisten.
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